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uber den Abschluss des Abkommens zur zweiten Anderung des
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23. Juni 2000 und erstmals gedndert in Luxemburg am 25. Juni 2005
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BEGRUNDUNG

Am 23. Februar 2009 erméchtigte der Rat die Kommission zur Aufnahme von Verhandlungen
mit der Gruppe der Staaten in Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean (im
Folgenden ,AKP-Staaten*) im Hinblick auf die 2zweite Anderung des
Partnerschaftsabkommens zwischen den AKP-Stasten enerseits und der Europaischen
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits (im Folgenden ,, Cotonou-Abkommen®).

Nach Artikel 95 Absatiz 3 des Abkommens von Cotonou natifizierten die AKP-Staaten
einerseits und die EU und ihre Mitgliedstaaten andererseits der anderen Vertragspartei, fur
welche Bestimmungen sie im Hinblick auf eine Anderung dieses Abkommens einer
Uberpriifung unterziehen wollten. Die Notifikationen der AKP-Staaten und der EU wiesen in
vielerlei Hinsicht Gemeinsamkeiten auf, da beide Vertragsparteien anerkannten, dass das
Abkommen von Cotonou im Hinblick auf seine politische Dimension, die regionale
Integration und die Umsetzung der Partnerschaft u.a unter Berlcksichtigung der
Entwicklungszusammenarbeit weiterentwickelt werden sollte. Es wurde vereinbart, die
Aktualisierung des Wortlauts des Abkommens infolge des Inkrafttretens des Vertrags von
Lissabon zunéchst beiseite zu lassen, und die EU kindigte in einer der Schlussakte
beigefugten Erklérung an, dass sie den AKP-Staaten einen Briefwechsel vorschlagen werden,
um das Abkommen mit den institutionellen Anderungen infolge des Inkrafttretens dieses
Vertrags in Ubereinstimmung zu bringen.

Nach der offiziellen Aufnahme der Verhandlungen auf der Tagung des AKP-EG-Ministerrats
am 29. Mal 2009 fand von Juni 2009 bis Marz 2010 eine Reihe von Verhandlungssitzungen
Statt.

Die Verhandlungen wurden im Einklang mit Artikel 95 Absatz 3 des Cotonou-Abkommens
auf einer aulerordentlichen Tagung des AKP-EG-Ministerrats am 19. Mérz 2010
abgeschlossen, auf der die Verhandlungsfiihrer die Texte zur Anderung des Abkommens
paraphierten und die Vertragsparteien die Ergebnisse der Verhandlungen damit billigten.

Mit dem Beschluss 2010/648/EU vom 14. Mai 2010 genehmigte der Rat die Unterzeichnung
des Abkommens. Das aus diesen Verhandlungen hervorgegangene Anderungsabkommen
wurde anschlief3end von beiden Vertragsparteien am 22. Juni 2010 auf dem Treffen des AKP-
EG-Ministerrats in  Ouagadougou vorbehaltlich des Abschlusses dieses Abkommens
unterzeichnet.

Artikel 95 Absatz 3 des Cotonou-Abkommens erméchtigt den Ministerrat, die bis zum
Inkrafttreten der gednderten Bestimmungen erforderlichen  Ubergangsmalinahmen
anzunehmen. Mit dem Beschluss 2010/614/EU vom 14. Juni 2010 billigte der Rat den
Standpunkt der Europégischen Union im AKP-EG-Ministerrat zu den Ubergangsmal3nahmen,
und mit dem Beschluss Nr. 2/2010 des AKP-EG-Ministerrats vom 21. Juni 2010 wurde die
vorlaufige Anwendung der geénderten Bestimmungen ab dem 31. Oktober 2010 festgelegt. In
diesem Beschluss werden die Vertragsparteien auch aufgefordert, die fur das vollstandige
Inkrafttreten des Abkommens erforderlichen Verfahren innerhalb von zwei Jahren nach dem
Datum seiner Unterzeichnung abzuschlief3en.

Die Kommission schldgt dem Rat daher vor, im Einklang mit Artikel 218 Absatz 6 des AEUV
nach Einholung der Zustimmung des Européischen Parlaments nach Artikel 218 Absatz 6
Buchstabe a einen Beschluss tiber den Abschluss des Abkommens anzunehmen.
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2011/0207 (NLE)
Vorschlag fur einen
BESCHLUSSDESRATES

Uber den Abschluss des Abkommens zur zweiten Anderung des

Partner schaftsabkommens zwischen den Mitgliedern der Gruppeder Staaten in Afrika,

im Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean einerseits und der Europaischen
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten ander er seits, unterzeichnet in Cotonou am

23. Juni 2000 und erstmals geandert in L uxemburg am 25. Juni 2005

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestitzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf
Artikel 217 in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 6 Unterabsatz 2 Buchstabe a,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Zustimmung des Européischen Parlaments',

in Erwagung nachstehender Grinde:

(1)

)

®3)

(4)

Gemal3 der Erméachtigung des Rates vom 23. Februar 2009 hat die Kommission im
Namen der Européischen Union und ihrer Mitgliedstaaten Verhandlungen Uber ein
Abkommen zur zweiten Anderung des Partnerschaftsabkommens zwischen den
Mitgliedern der Gruppe der Staaten in Afrika, im Karibischen Raum und im
Pazifischen Ozean enerseits und der Europdischen Gemeinschaft und ihren
Mitgliedstaaten andererseits, unterzeichnet in Cotonou am 23. Juni 2000 und erstmals
geéndert in Luxemburg am 25. Juni 2005 (im Folgenden ,, Cotonou-Abkommen®)
gefuhrt.

Im Einklang mit dem Beschluss 2010/648/EU vom 14. Mai 2010 haben die
Vertragsparteien das aus diesen Verhandlungen hervorgegangene
Anderungsabkommen am 22. Juni 2010 auf dem Treffen des AKP-EG-Ministerrats in
Ouagadougou vorbehaltlich seines Abschlusses zu einem spateren Zeitpunkt
unterzeichnet.

Der Beschluss Nr. ZZOlOndes AKP-EG-Ministerrats vom 21. Juni 2010 sieht die
vorlaufige Anwendung des Anderungsabkommens ab dem 1. November 2010 vor.

Das Abkommen zur zweiten Anderung des Cotonou-Abkommens sollte geschlossen
werden.

ABI.C[...]vom[...],S.[...].
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5) In der Erklarung Nr. 111, die der von den Vertragsparteien angenommenen Schlussakte
beigefugt ist, ist Folgendes vorgesehen: ,Die Europédische Union wird den AKP-
Staaten einen Briefwechsel vorschlagen, um das Abkommen mit den institutionellen
Anderungen der Europgischen Union infolge des Inkrafttretens des Vertrags von
Lissabon in Ubereinstimmung zu bringen.” —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Das Abkommen zur zweiten Anderung des Partnerschaftsabkommens zwischen den
Mitgliedern der Gruppe der Staaten in Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen
Ozean einerseits und der Europédischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits,
unterzeichnet in Cotonou am 23. Juni 2000 und erstmals gedndert in Luxemburg am 25. Juni
2005, wird geschlossen.

Der Text des zu schlief3enden Abkommens und die von der Européischen Union einseitig oder
gemeinsam mit anderen Vertragsparteien abgegebenen Erklarungen, die der Schlussakte
beigefigt sind, werden diesem Beschluss als Anhang | beigefugt.

Artikel 2

Der Prasident des Rates bestellt die Person, die befugt ist, die in Artikel 93 des Cotonou-
Abkommens vorgesehene Genehmigungsurkunde im Namen der Europdischen Union zu
hinterlegen, um der Zustimmung der Europé schen Union zur Bindung durch das Abkommen
Ausdruck zu verleihen.

Artikel 3

Das Schreiben in Anhang 11 wird an das AKP-Sekretariat gerichtet.

Artike

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. Er wird im Amtsblatt der
Europdischen Union verdffentlicht.

Geschehen zu

Im Namen des Rates
Der Prasident

DE



DE

ANHANG |

ABKOMMEN
ZUR ZWEITEN ANDERUNG DES PARTNERSCHAFTSABKOMMENS
ZWISCHEN DEN MITGLIEDERN DER GRUPPE DER STAATEN IN AFRIKA, IM

KARIBISCHEN RAUM UND IM PAZIFISCHEN OZEAN EINERSEITS
UND DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT
UND IHREN MITGLIEDSTAATEN ANDERERSEITS,
UNTERZEICHNET IN COTONOU AM 23. JUNI 2000
UND ERSTMAL SGEANDERT IN LUXEMBURG AM 25. JUNI 2005

SEINE MAJESTAT DER KONIG DER BELGIER,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK BULGARIEN,

DER PRASIDENT DER TSCHECHISCHEN REPUBLIK,

IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN VON DANEMARK,

DER PRASIDENT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND,
DER PRASIDENT DER REPUBLIK ESTLAND,

DIE PRASIDENTIN IRLANDS,

DER PRASIDENT DER HELLENISCHEN REPUBLIK,

SEINE MAJESTAT DER KONIG VON SPANIEN,

DER PRASIDENT DER FRANZOSISCHEN REPUBLIK,

DER PRASIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK ZYPERN,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK LETTLAND,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK LITAUEN,

SEINE KONIGLICHE HOHEIT DER GROSSHERZOG VON LUXEMBURG,
DER PRASIDENT DER REPUBLIK UNGARN,

DER PRASIDENT MALTAS,

IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN DER NIEDERLANDE,

DER BUNDESPRASIDENT DER REPUBLIK OSTERREICH,
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DER PRASIDENT DER REPUBLIK POLEN,

DER PRASIDENT DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK,
DER PRASIDENT RUMANIENS,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK SLOWENIEN,

DER PRASIDENT DER SLOWAKISCHEN REPUBLIK,
DIE PRASIDENTIN DER REPUBLIK FINNLAND,

DIE REGIERUNG DES KONIGREICHS SCHWEDEN,

IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN DES VEREINIGTEN KONIGREICHS
GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND —

Vertragsparteien des Vertrags Uber die Europdische Union und des Vertrags Uber die
Arbeitsweise der Européischen Union, nachstehend ,, Mitgliedstaaten* genannt,

und

DIE EUROPAISCHE UNION, nachstehend ,, Union* oder , EU* genannt,
einerseits und

DER PRASIDENT DER REPUBLIK ANGOLA,

IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN VON ANTIGUA UND BARBUDA,
DAS STAATSOBERHAUPT DES COMMONWEALTH DER BAHAMAS,
DAS STAATSOBERHAUPT VON BARBADOS,

IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN VON BELIZE,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK BENIN,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK BOTSUANA,

DER PRASIDENT VON BURKINA FASO,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK BURUNDI,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK KAMERUN,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK KAP VERDE,

DER PRASIDENT DER ZENTRALAFRIKANISCHEN REPUBLIK,
DER PRASIDENT DER UNION DER KOMOREN,

DER PRASIDENT DER DEMOKRATISCHEN REPUBLIK KONGO,
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DER PRASIDENT DER REPUBLIK KONGO,

DER REGIERUNG DER COOKINSELN,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK COTE D’ IVOIRE,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK DSCHIBUTI,

DER REGIERUNG DES COMMONWEALTH DOMINICA,

DER PRASIDENT DER DOMINIKANISCHEN REPUBLIK,

DER PRASIDENT DES STAATES ERITREA,

DER PRASIDENT DER DEMOKRATISCHEN BUNDESREPUBLIK ATHIOPIEN,
DER PRASIDENT DER REPUBLIK FIDSCHI-INSELN,

DER PRASIDENT DER GABUNISCHEN REPUBLIK,

DER PRASIDENT UND DAS STAATSOBERHAUPT DER REPUBLIK GAMBIA:
DER PRASIDENT DER REPUBLIK GHANA,

IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN VON GRENADA,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK GUINEA,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK GUINEA-BISSAU,

DER PRASIDENT DER KOOPERATIVEN REPUBLIK GUYANA,
DER PRASIDENT DER REPUBLIK HAITI,

DAS STAATSOBERHAUPT VON JAMAIKA,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK KENIA,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK KIRIBATI,

SEINE MAJESTAT DER KONIG DES KONIGREICHS LESOTHO,
DER PRASIDENTIN DER REPUBLIK LIBERIA,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK MADAGASKAR,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK MALAWI,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK MALLI,

DIE REGIERUNG DER REPUBLIK MARSHALLINSELN,

DER PRASIDENT DER ISLAMISCHEN REPUBLIK MAURETANIEN,
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DER PRASIDENT DER REPUBLIK MAURITIUS,

DIE REGIERUNG DER FODERIERTEN STAATEN VON MIKRONESIEN,
DER PRASIDENT DER REPUBLIK MOSAMBIK,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK NAMIBIA,

DER REGIERUNG DER REPUBLIK NAURU,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK NIGER,

DER PRASIDENT DER BUNDESREPUBLIK NIGERIA,

DIE REGIERUNG VON NIUE,

DIE REGIERUNG DER REPUBLIK PALAU,

IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN DES UNABHANGIGEN STAATES PAPUA-
NEUGUINEA,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK RUANDA,

IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN VON ST. KITTSUND NEVIS:

IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN VON ST. LUCIA,

IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN VON ST. VINCENT UND DEN GRENADINEN,
DAS STAATSOBERHAUPT DES UNABHANGIGEN STAATES SAMOA,

DER PRASIDENT DER DEMOKRATISCHEN REPUBLIK SAO TOME UND PRINCIPE,
DER PRASIDENT DER REPUBLIK SENEGAL,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK SEYCHELLEN,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK SIERRA LEONE,

IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN DER SALOMONEN,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK SUDAFRIKA,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK SURINAME,

SEINE MAJESTAT DER KONIG DES KONIGREICHS SWASILAND,

DER PRASIDENT DER VEREINIGTEN REPUBLIK TANSANIA,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK TSCHAD,

DER PRASIDENT DER DEMOKRATISCHEN REPUBLIK TIMOR-LESTE,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK TOGO,



DE

SEINE MAJESTAT DER KONIG VON TONGA,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK TRINIDAD UND TOBAGO,
IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN VON TUVALU,

DER PRASIDENT DER REPUBLIK UGANDA,

DER REGIERUNG DER REPUBLIK VANUATU,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK SAMBIA,

DER REGIERUNG DER REPUBLIK SIMBABWE,

deren Staaten nachstehend als,, AKP-Staaten” bezeichnet werden,
andererseits,

GESTUTZT AUF den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Européischen Union einerseits und
das Abkommen von Georgetown zur Bildung der Gruppe der Staaten in Afrika, im
Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean (AKP) andererseits,

GESTUTZT AUF das Partnerschaftsabkommen zwischen den Mitgliedern der Gruppe der
Staaten in Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen Ozean einerseits und der
Europaischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits, unterzeichnet in Cotonou
am 23. Juni 2000 und erstmals gedndert in Luxemburg am 25. Juni 2005 (im Folgenden
» Cotonou-Abkommen*),

IN DER ERWAGUNG, dass das Cotonou-Abkommen gemaR Artikel 95 Absatz 1 des
Abkommens fir einen Zeitraum von 20 Jahren geschlossen wurde, der am 1. Marz 2000
beginnt,

IN DER ERWAGUNG, dass das Abkommen zur erstmaligen Anderung des Cotonou-
Abkommens am 25. Juni 2005 in Luxemburg unterzeichnet wurde und am 1. Juli 2008 in
Kraft trat,

HABEN BESCHLOSSEN, diesess Abkommen zur zweiten Anderung des Cotonou-
Abkommens zu unterzeichnen und haben zu ihren Bevollméchtigten ernannt:

FUR SEINE MAJESTAT DEN KONIG DER BELGIER,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK BULGARIEN,

FUR DEN PRASIDENTEN DER TSCHECHISCHEN REPUBLIK,

FUR IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN VON DANEMARK,

FUR DEN PRASIDENTEN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK ESTLAND,
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FUR DIE PRASIDENTIN IRLANDS,

FUR DEN PRASIDENTEN DER HELLENISCHEN REPUBLIK,

FUR SEINE MAJESTAT DEN KONIG VON SPANIEN,

FUR DEN PRASIDENTEN DER FRANZOSISCHEN REPUBLIK,
FUR DEN PRASIDENTEN DER ITALIENISCHEN REPUBLIK,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK ZYPERN,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK LETTLAND,

FUR DIE PRASIDENTIN DER REPUBLIK LITAUEN,

FUR SEINE KONIGLICHE HOHEIT DEN GROSSHERZOG VON LUXEMBURG,
FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK UNGARN,

FUR DEN PRASIDENTEN MALTAS,

FUR IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN DER NIEDERLANDE,

FUR DEN BUNDESPRASIDENTEN DER REPUBLIK OSTERREICH,
FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK POLEN,

FUR DEN PRASIDENTEN DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK,
FUR DEN PRASIDENTEN RUMANIENS,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK SLOWENIEN,

FUR DEN PRASIDENTEN DER SLOWAKISCHEN REPUBLIK,
FUR DIE PRASIDENTIN DER REPUBLIK FINNLAND,

FUR DIE REGIERUNG DES KONIGREICHS SCHWEDEN,

FUR IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN DES VEREINIGTEN KONIGREICHS
GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND,

FUR DIE EUROPAISCHE UNION,
FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK ANGOLA,

FUR IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN VON ANTIGUA UND BARBUDA,
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FUR DAS STAATSOBERHAUPT DES COMMONWEALTH DER BAHAMAS,
FUR DAS STAATSOBERHAUPT VON BARBADOS,

FUR IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN VON BELIZE,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK BENIN,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK BOTSUANA,

FUR DEN PRASIDENTEN VON BURKINA FASO,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK BURUNDI,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK KAMERUN,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK KAP VERDE,

FUR DEN PRASIDENTEN DER ZENTRALAFRIKANISCHEN REPUBLIK,
FUR DEN PRASIDENTEN DER UNION DER KOMOREN,

FUR DEN PRASIDENTEN DER DEMOKRATISCHEN REPUBLIK KONGO,
FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK KONGO,

FUR DIE REGIERUNG DER COOKINSELN,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK COTE D'IVOIRE,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK DSCHIBUTI,

FUR DIE REGIERUNG DES COMMONWEALTH DOMINICA,

FUR DEN PRASIDENTEN DER DOMINIKANISCHEN REPUBLIK,

FUR DEN PRASIDENTEN DES STAATES ERITREA,

FUR DEN PRASIDENTEN DER DEMOKRATISCHEN BUNDESREPUBLIK
ATHIOPIEN,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK FIDSCHI-INSELN,
FUR DEN PRASIDENTEN DER GABUNISCHEN REPUBLIK,

FUR DEN PRASIDENTEN UND DAS STAATSOBERHAUPT DER REPUBLIK
GAMBIA,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK GHANA,
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FUR IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN VON GRENADA,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK GUINEA,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK GUINEA-BISSAU,

FUR DEN PRASIDENTEN DER KOOPERATIVEN REPUBLIK GUYANA,
FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK HAITI,

FUR DAS STAATSOBERHAUPT VON JAMAIKA,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK KENIA,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK KIRIBATI,

FUR SEINE MAJESTAT DEN KONIG DES KONIGREICHS LESOTHO,
FUR DIE PRASIDENTIN DER REPUBLIK LIBERIA,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK MADAGASKAR,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK MALAWI,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK MALI,

FUR DIE REGIERUNG DER REPUBLIK MARSHALLINSELN,

FUR DEN PRASIDENTEN DER ISLAMISCHEN REPUBLIK MAURETANIEN,
FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK MAURITIUS,

FUR DIE REGIERUNG DER FODERIERTEN STAATEN VON MIKRONESIEN,
FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK MOSAMBIK,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK NAMIBIA,

FUR DIE REGIERUNG DER REPUBLIK NAURU,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK NIGER,

FUR DEN PRASIDENTEN DER BUNDESREPUBLIK NIGERIA,

FUR DIE REGIERUNG VON NIUE,

FUR DIE REGIERUNG DER REPUBLIK PALAU,

FUR IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN DES UNABHANGIGEN STAATES
NEUGUINEA,
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FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK RUANDA,
FUR IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN VON ST. KITTSUND NEVIS,
FUR IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN VON ST. LUCIA,

FUR IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN VON ST. VINCENT UND DEN GRENADINEN,

FUR DAS STAATSOBERHAUPT DES UNABHANGIGEN STAATES SAMOA,

FUR DEN PRASIDENTEN DER DEMOKRATISCHEN REPUBLIK SAO TOME UND
PRINCIPE,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK SENEGAL,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK SEYCHELLEN,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK SIERRA LEONE,

FUR IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN DER SALOMONEN,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK SUDAFRIKA,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK SURINAME,

FUR SEINE MAJESTAT DEN KONIG DES KONIGREICHS SWASILAND,
FUR DEN PRASIDENTEN DER VEREINIGTEN REPUBLIK TANSANIA,
FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK TSCHAD,

FUR DEN PRASIDENTEN DER DEMOKRATISCHEN REPUBLIK TIMOR-LESTE,
FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK TOGO,

FUR SEINE MAJESTAT DEN KONIG VON TONGA,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK TRINIDAD UND TOBAGO,
FUR IHRE MAJESTAT DIE KONIGIN VON TUVALU,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK UGANDA,

FUR DIE REGIERUNG DER REPUBLIK VANUATU,

FUR DEN PRASIDENTEN DER REPUBLIK SAMBIA,

FUR DIE REGIERUNG DER REPUBLIK SIMBABWE,
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DIESE SIND nach Austausch ihrer als gut und gehorig befundenen V ollmachten

WIE FOLGT UBEREINGEKOMMEN:

EINZIGER ARTIKEL

Gemal3 dem in Artikel 95 des Cotonou-Abkommens genannten Verfahren wird das Cotonou-
Abkommen wie folgt gedndert:

A.

1.

DE

PRAAMBEL

Erwagungsgrund 11, der mit ,EINGEDENK der Erklérungen von Libreville und
Santo Domingo ..."* beginnt, erhélt folgende Fassung:

»EINGEDENK der Erklarungen der aufeinander folgenden Gipfeltreffen der Staats-
und Regierungschefs der AKP-Staaten,”.

Erwagungsgrund 12, der mit ,IN DER ERWAGUNG, dass die Millennium-
Entwicklungsziele” beginnt, erhalt folgende Fassung:

,IN DER ERWAGUNG, dass die Millennium-Entwicklungsziele, die aus der von
der Generalversammlung der Vereinten Nationen 2000 verabschiedeten Erklarung
zur Jahrtausendwende stammen, insbesondere die Beseitigung der auf3ersten Armut
und des Hungers, sowie die auf den Konferenzen der Vereinten Nationen
vereinbarten Entwicklungsziele und -grundsétze eine klare Perspektive bieten und
den AKP-Staaten und der EU be ihrer Zusammenarbeit im Rahmen dieses
Abkommens als Richtschnur dienen missen; in Anerkennung der Tatsache, dass die
EU und die AKP-Staaten konzertierte Anstrengungen unternehmen mussen, um die
Fortschritte bel der Verwirklichung der Millennium-Entwicklungsziele zu
beschleunigen,”.

Nach Erwagungsgrund 12, der mit ,IN DER ERWAGUNG, dass die Millennium-
Entwicklungsziele” beginnt, wird der folgende neue Erwagungsgrund eingefugt:

»UNTER BILLIGUNG der in Rom eingeleiteten Agenda zur Wirksamkeit der
Entwicklungszusammenarbeit, die in Paris aufgegriffen und mit dem Aktionsplan
von Accraweiterentwickelt wurde,”.

Erwagungsgrund 13, der mit ,, UNTER BESONDERER BERUCKSICHTIGUNG der
auf den UN-Konferenzen von ..." beginnt, erhdlt folgende Fassung:

,UNTER BESONDERER BERUCKSICHTIGUNG der auf den grofRen UN- und
sonstigen internationalen Konferenzen eingegangenen Verpflichtungen und
vereinbarten Ziele und in Anerkennung der Notwendigkeit weiteren Handelns zur
Verwirklichung der Ziele und zur Durchfihrung der Aktionsprogramme, die auf
diesen Konferenzen ausgearbeitet wurden,”.
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(@

(b)

2.

Nach Erwagungsgrund 13, der mit »UNTER BESONDERER
BERUCKSICHTIGUNG der auf den groRen UN- und sonstigen ...“ beginnt, wird
der folgende neue Erwagungsgrund eingefugt:

»IM BEWUSSTSEIN der ernsthaften weltweiten Bedrohung der Umwelt durch den
Klimawandel und zutiefst besorgt dartber, dass die am starksten gefdhrdete
Bevolkerung in Entwicklungsldndern lebt, insbesondere in den am wenigsten
entwickelten Landern und kleinen AKP-Inselstaaten, in denen klimabedingte
Phdnomene wie der Anstieg des Meeresspiegels, die Kistenerosion,
Uberschwemmungen, Diirren und Wustenbildung ihre Lebensgrundiagen und eine
nachhaltige Entwicklung gefahrden,”.

WORTLAUT DER ARTIKEL DESABKOMMENSVON COTONOU
Artikel 1 wird wie folgt gedndert:
Absatz 3 erhélt folgende Fassung:

,Diese Ziele und die internationalen Verpflichtungen der Vertragsparteien,
einschliefdich der Millennium-Entwicklungsziele, durchdringen ale
Entwicklungsstrategien; sie werden nach einem integrierten Konzept angegangen,
das den politischen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und Umweltaspekten der
Entwicklung gleichermal3en Rechnung trégt. Die Vertragsparteien schaffen in
partnerschaftlicher Zusammenarbeit einen einheitlichen Rahmen fir die
Unterstitzung der von den enzelnen  AKP-Staaten  festgelegten
Entwicklungsstrategien.”;

Absatz 4 erhélt folgende Fassung:

.ZuU diesem Rahmen gehdren ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum, die
Entwicklung der Privatwirtschaft, die Schaffung von Arbeitsplétzen und die
Erleichterung des Zugangs zu den Produktionsfaktoren. Unterstiitzt werden die
Achtung der Rechte des einzelnen und die Befriedigung der Grundbedurfnisse, die
Forderung der sozialen Entwicklung und die Bedingungen fir eine ausgewogene
Vertellung der Frichte des Wachstums. Regionale und subregionale
Integrationsprozesse, die Handel und private Investitionen und damit die Integration
der AKP-Staaten in die Weltwirtschaft fordern, werden beflrwortet und unterstitzt.
Fester Bestandteil dieses Konzepts sind ferner der Ausbau der Kapazitdten der
Entwicklungsakteure und die Verbesserung des institutionellen Rahmens, der fir den
sozidlen Zusammenhalt, fur das Funktionieren einer demokratischen Gesellschaft
und der Marktwirtschaft und fir die Entstehung einer aktiven und organisierten
Zivilgesellschaft ~ erforderlich  ist. Der Stellung der Frau und den
geschlechterspezifischen Aspekten wird in alen politischen, wirtschaftlichen und
sozialen Bereichen systematisch Rechnung getragen. Die Grundsdtze der
nachhaltigen Bewirtschaftung der natlrlichen Ressourcen und der nachhaltigen
Umweltpflege — auch im Hinblick auf den Klimawandel — finden Anwendung und
sind fester Bestandteil der partnerschaftlichen Zusammenarbeit auf allen Ebenen.”

Artikel 2 erhalt folgende Fassung:

»Artikel 2
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Grundprinzipien

Die AKP-EG-Zusammenarbeit, die sich auf rechtsverbindliche Vereinbarungen und
gemeinsame Organe stltzt, orientiert sich an der international vereinbarten Agenda zur
Wirksamkeit der Entwicklungshilfe in Bezug auf Eigenverantwortung, Partnerausrichtung,
Harmonisierung,  Ergebnisorientierung  der  Hilfdeistungen und  gegenseitige
Rechenschaftspflicht und beruht auf folgenden Grundprinzipien:

- Gleichheit der Partner und Eigenverantwortung fur die Entwicklungsstrategien: Zur
Verwirklichung der Ziele der Partnerschaft legen die AKP-Staaten souverén und
unter gebuhrender Berticksichtigung der wesentlichen und fundamentalen Elemente,
diein Artikel 9 beschrieben sind, die Strategien fur die Entwicklung ihrer Wirtschaft
und Gesellschaft fest. Die partnerschaftliche Zusammenarbeit fordert die
Eigenverantwortung der betreffenden Lander und Bevolkerungsgruppen fur die
Entwicklungsstrategien. Die EU-Entwicklungspartner richten ihre Programme an
diesen Strategien aus.

- Partizipation: Die Partnerschaft steht nicht nur den Staatsregierungen als wichtigsten
Partnern, sondern auch den AKP-Parlamenten und ortlichen Behorden der AKP-
Staaten sowie einer ganzen Reihe weiterer Akteure offen, damit die Integration aller
Teile der Gesellschaft, einschliefdlich der Privatwirtschaft und der Organisationen der
Zivilgesellschaft, in das politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Leben
gefordert wird.

- Zentrale Rolle des Dialogs und der Erfullung der beiderseitigen Verpflichtungen und
der Rechenschaftspflicht: Die Verpflichtungen, die die Vertragsparteien im Rahmen
ihres Dialogs eingehen, bilden den Kern ihrer Partnerschaft und ihrer
Kooperationsbeziehungen. Die Vertragsparteien arbeiten bei der Festlegung und
Umsetzung der erforderlichen Prozesse zur Partnerausrichtung und Harmonisierung
der Geberlander eng zusammen, um zu gewéhrleisten, dass die AKP-Staaten in
diesen Prozessen eine Schlusselrolle spielen.

- Differenzierung und Regionaliserung: Die Modalitdten und Prioritdten der
Zusammenarbeit richten sich nach dem Entwicklungsstand des jewelligen Partners,
seinen Bedurfnissen, seiner Leistung und seiner langfristigen Entwicklungsstrategie.
Den am wenigsten entwickelten AKP-Staaten wird eine besondere Behandlung
gewdhrt. Die besondere Geféhrdung der AKP-Binnenstaaten und der AKP-
Inselstaaten wird beriicksichtigt. Besondere Aufmerksamkeit wird der regionalen
Integration, auch auf kontinentaler Ebene, gewidmet.”

3. Artikel 4 erhalt folgende Fassung:
LArtikel 4
Allgemeines Konzept

Die AKP-Staaten legen souverén die Grundsétze, Strategien und Modelle fur die Entwicklung
ihrer Wirtschaft und Gesellschaft fest. Zusammen mit der Gemeinschaft stellen sie die in
diesesm Abkommen vorgesehenen Kooperationsprogramme auf. Die Vertragsparteien
erkennen jedoch die komplementére Rolle der nichtstaatlichen Akteure, der nationalen
Parlamente der AKP-Staaten und der dezentralen ¢rtlichen Behdrden und ihr Potenzial zur
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Leistung von Beitrégen zum Entwicklungsprozess, insbesondere auf nationaler und regionaler
Ebene, an. Zu diesem Zweck werden die nichtstaatlichen Akteure, die nationalen Parlamente
der AKP-Staaten und die dezentralen 6rtlichen Behdrden gegebenenfalls unter den in diesem
Abkommen festgel egten Bedingungen

Uber die Kooperationspolitik und die K ooperationsstrategien, Uber die Prioritéten der
Zusammenarbeit, vor alem in den sie unmittelbar betreffenden Bereichen, und Cber
den politischen Dialog unterrichtet und an den entsprechenden Konsultationen
beteiligt;

beim Ausbau ihrer Kapazitaten in den entscheidenden Bereichen unterstiitzt, um ihre
Kompetenz, vor allem in Bezug auf Organisation und Vertretung, zu erhéhen, die
Konsultationsmechanismen, einschlieffdlich der Kandle fir Kommunikation und
Diaog, zu starken und strategische Biindnisse zu fordern.

Nichtstaatliche Akteure und dezentrale ¢rtliche Behdrden werden gegebenenfalls

zur Unterstiitzung ortlicher Entwicklungsprozesse unter den in diesem Abkommen
festgel egten Bedingungen mit Finanzmitteln ausgestattet;

an der Durchfhrung der Kooperationsprojekte und -programme in den Bereichen
beteiligt, die sie betreffen oder in denen sie einen komparativen Vorteil bieten.”

4. Artikel 6 wird wie folgt geandert:
@ Absatz 1 erhélt folgende Fassung:
»(1)  Zuden Akteuren der Zusammenarbeit gehoren:
(@) (ortliche, regionale und nationale) staatliche Akteure, einschliefdlich der
nationalen Parlamente der AKP-Staaten;
(b) regionae Organisationen der AKP-Staaten und die Afrikanische Union; im
Sinne dieses Abkommens umfassen die Begriffe ,regionale Organisationen*
und ,regionale Ebene* auch subregionale Organisationen bzw. die
subregionale Ebene;
(c) nichtstaatliche Akteure:
— die Privatwirtschaft,
— die Wirtschafts- und Sozia partner, einschlief3lich der Gewerkschaften,
— die Zivilgesdllschaft in all ihren Formen, je nach den Besonderheiten des
einzelnen Landes.”;
(b) betrifft nicht die deutsche Fassung.
5. Artikel 8 erhalt folgende Fassung:
»Artikel 8

Politischer Dialog

16

DE



DE

Q) Die Vertragsparteien fuhren regelméllig einen umfassenden, ausgewogenen und
intensiven politischen Dialog, der zu beiderseitigen Verpflichtungen fihrt.

(2)  Zie dieses Didogs ist der Informationsaustausch, die Forderung der Verstandigung
zwischen den Vertragsparteien und die Erleichterung der Vereinbarung von Prioritdten und
gemeinsamen Zeitplanen, vor allem durch Anerkennung der Zusammenhange zwischen den
verschiedenen Aspekten der Beziehungen zwischen den Vertragsparteien und den in diesem
Abkommen vorgesehenen Bereichen der Zusammenarbeit. Der Dialog erleichtert
Konsultationen und stérkt die Zusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien im Rahmen
internationaler Foren und dient der Forderung und Aufrechterhatung eines Systems des
wirksamen Multilateralismus. Zu den Zielen des Dialogs gehoért auch, das Entstehen von
Situationen zu verhindern, in denen eine Vertragspartei es fir notwendig erachten konnte, die
Konsultationsverfahren der Artikel 96 und 97 in Anspruch zu nehmen.

3 Der Dialog umfasst ale in diesem Abkommen festgelegten Ziele und alle Fragen von
gemeinsamem, algemeinem oder regionalem Interesse, einschliefdlich Angelegenheiten
hinsichtlich der regionalen und kontinentalen Integration. Mit ihrem Dialog leisten die
Vertragsparteien einen Beitrag zu Frieden, Sicherheit und Stabilitét und férdern ein stabiles
und demokratisches politisches Umfeld. Er schlief?t die Kooperationsstrategien, darunter die
Agenda zur Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit, sowie die allgemeine und die
sektorbezogene Politik ein, unter anderem in den Bereichen Umwelt, Klimawandel,
geschlechterspezifische Fragen, Migration und Fragen des kulturellen Erbes. Ferner betrifft er
die allgemeine und die sektorbezogene Politik beider Vertragsparteien, die Auswirkungen auf
die Verwirklichung der Ziele der Entwicklungszusammenarbeit haben konnte.

4) Der Dialog konzentriert sich unter anderem auf spezifische politische Fragen, die von
beiderseitigem Interesse oder von allgemeiner Bedeutung fur die Verwirklichung der Ziele
dieses Abkommens sind, z. B. Handel mit Rustungsgitern, Uberméidige Rustungsausgaben,
Drogenmissbrauch, organisiertes Verbrechen, Kinderarbeit oder jegliche Diskriminierung
aufgrund der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, der politischen
oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, des Vermogens, der
Geburt oder eines sonstigen Status. Der Dialog schliefdt ferner eine regelméaliige Bewertung
der Entwicklungen bel der Achtung der Menschenrechte, der demokratischen Grundsétze und
des Rechtsstaatsprinzips sowie der verantwortungsvollen Staatsfihrung ein.

(5) Einen wichtigen Platz in diesem Dialog nimmt eine allgemeine Politik zur Férderung
des Friedens und zur Prévention, Bewdltigung und Beilegung gewaltsamer Konflikte sowie
die Notwendigkeit ein, dem Ziel des Friedens und der demokratischen Stabilitét bei der
Festlegung der prioritéren Bereiche der Zusammenarbeit in vollem Umfang Rechnung zu
tragen. In diesem Kontext werden die einschlagigen regionalen Organisationen der AKP-
Staaten und die Afrikanische Union gegebenenfalls in vollem Umfang in den Dialog
einbezogen.

(6) Der Dialog wird flexibel gehandhabt. Der Dialog wird je nach Bedarf formell oder
informell, innerhalb oder auf3erhalb der gemeinsamen Organe, einschliefdlich der AKP-
Staatengruppe und der Paritétischen Parlamentarischen Versammlung, in der geeigneten Form
und auf der geeigneten Ebene gefiihrt, einschlief3dlich der nationalen, regionalen, kontinentalen
oder AKP-weiten Ebene.

(7) An diesem Dialog werden regionale Organisationen und Vertreter der organisierten
Zivilgesellschaft sowie gegebenenfalls national e Parlamente der AKP-Staaten beteiligt.
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(8 Gegebenenfalls kann der Dialog Uber die wesentlichen Elemente dieses Abkommens
systematisch und formlich nach den Modalitéten des Anhangs VIl gefihrt werden, um das
Entstehen von Situationen zu verhindern, in denen eine Vertragspartei es fur notwendig
erachten konnte, das Konsultationsverfahren des Artikels 96 in Anspruch zu nehmen.”

6. Artikel 9 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 3 Unterabsatz 2 erhélt folgende Fassung:

»Die verantwortungsvolle Staatsfihrung, auf der die AKP-EU-Partnerschaft beruht
und von der sich die Vertragsparteien in ihrer Innen- und AulRenpolitik leiten lassen,
ist ein fundamentales Element dieses Abkommens. Die Vertragsparteien kommen
Uberein, dass bei den in Artikel 97 genannten schweren Fallen von Korruption,
einschliefdich Bestechungshandlungen, die zu solchen schweren Félen von
Korruption fuhren, ein Verstol3 gegen dieses Element vorliegt.”;

b) in Absatz 4 wird folgender Unterabsatz angefuigt:

,Die Grundsdtze, auf denen die wesentlichen Elemente und das fundamentale
Element im Sinne dieses Artikels beruhen, gelten gleichermal3en fur die AKP-
Staaten einerseits und die Européische Union und ihre Mitgliedstaaten andererseits.”

7. Artikel 10 wird wie folgt geéndert:
a) In Absatz 1 erhélt der zweite Gedankenstrich folgende Fassung:

,— €ne stérkere Betelligung der nationalen Parlamente der AKP-Staaten,
gegebenenfalls der dezentralen ortlichen Behorden sowie einer aktiven und
organisierten Zivilgesellschaft und der Privatwirtschaft.”;

b) in Absatz 2 wird das Wort ,Marktwirtschaft® durch die Worte ,soziaen
Marktwirtschaft* ersetzt.

8. Artikel 11 erhélt folgende Fassung:
SArtikel 11

Politik der Friedenskonsolidierung, Konfliktpravention und —beilegung und Reaktion auf
fragile Situationen

(D) Die Vertragsparteien erkennen an, dass ohne Entwicklung und Armutsminderung auf
Dauer Frieden und Sicherheit nicht erreicht werden kénnen und dass ohne Frieden und
Sicherheit keine nachhaltige Entwicklung méglich ist. Im Rahmen der Partnerschaft verfolgen
die Vertragsparteien eine aktive, umfassende und integrierte Politik, die auf
Friedenskonsolidierung, Konfliktpravention und -beilegung und die menschliche Sicherheit
abzielt, und gehen fragile Situationen an. Diese Politik beruht auf dem Grundsatz der
Eigenverantwortung und konzentriert sich vor allem auf die Entwicklung nationaler,
regionaler und kontinentaler Kapazitdten und auf die frihzeitige Pravention gewaltsamer
Konflikte; zu diesem Zweck werden deren wahre Ursachen — einschliedlich Armut —
gezielt angegangen und alle zur Verfliigung stehenden Instrumente in geeigneter Weise
kombiniert.
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Die Vertragsparteien erkennen an, dass gegen neue oder zunehmende Sicherheitsbedrohungen
vorgegangen werden muss, etwa gegen organisierte Kriminalitét, Piraterie oder den illegalen
Handel, insbesondere mit Menschen, Drogen und Waffen. Die Auswirkungen von globalen
Problemen wie Schocks auf den internationalen Finanzmérkten, dem Klimawandel und
Pandemien, muissen ebenfalls berticksichtigt werden.

Die Vertragsparteien betonen die bedeutende Rolle regionaler Organisationen fur die
Friedenskonsolidierung, die Konfliktpravention und —beilegung sowie das Vorgehen gegen
neue oder zunehmende Sicherheitsbedrohungen in Afrika — eine wichtige Aufgabe der
Afrikanischen Union.

(2 Die Mal3nahmen im Bereich der Friedenskonsolidierung und der Konfliktpravention
und -beilegung werden durch die Interdependenz zwischen Sicherheit und Entwicklung
beeinflusst; dabel werden kurz- und langfristige Konzepte kombiniert, die
Krisenbewaltigungsmalinahmen umfassen und dartiber hinausgehen. Die Mal3nahmen zur
Bekampfung neuer oder zunehmender Sicherheitsbedrohungen zielen unter anderem auf die
Unterstiitzung bel der Rechtsdurchsetzung und Strafverfolgung, einschlie@lich der
Zusammenarbeit bel Grenzkontrollen und der Erhéhung der Sicherheit der internationalen
Lieferkette und des Luft-, See- und Straf3enverkehrs.

Zu den Mal3nahmen im Bereich der Friedenskonsolidierung und der Konfliktpravention und -
beilegung gehdren vor allem die Unterstiitzung der ausgewogenen Verteilung der politischen,
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Méglichkeiten auf alle Telle der Gesellschaft, der
Stérkung der demokratischen Legitimitét und der Effizienz der Staatsfuhrung, der Einrichtung
wirksamer Mechanismen fur die friedliche Beilegung von Konflikten zwischen
Gruppeninteressen, der aktiven Beteiligung von Frauen und der Uberbriickung der
Trennungslinien zwischen den verschiedenen Teilen der Gesellschaft sowie die Unterstiitzung
einer aktiven und organisierten Zivilgesellschaft. In dieser Hinsicht sollte der Entwicklung
von Frihwarnsystemen und Mechanismen zur Friedenskonsolidierung, die zur
Konfliktpravention beitragen, besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden.

3 Zu diesen Maldnahmen gehtren unter anderem auch die Unterstiitzung von
Vermittlungs-, Verhandlungs- und Versdhnungsbemihungen, der effizienten regionalen
Bewirtschaftung gemeinsamer knapper natlrlicher Ressourcen, der Demobilisierung
ehemaliger Kriegsteilnehmer und ihrer Wiedereingliederung in die Gesellschaft und der
Behandlung des Problems der Kindersoldaten und des Problems der Gewalt gegen Frauen und
Kinder. Es werden geeignete Mal3nahmen ergriffen, um Ristungsausgaben und den Handel
mit RUstungsgitern auf ein verantwortbares Niveau zu begrenzen, unter anderem durch
Unterstitzung der Forderung und Anwendung vereinbarter Standards und V erhaltenskodizes,
und um Aktivitéten zu bekémpfen, die Konflikte schiren.

(33) Besondere Aufmerksamkeit gilt dem Vorgehen gegen Antipersonenminen und
explosive Kampfmittelriicksténde sowie gegen die illegale Herstellung, Weitergabe,
Zirkulation und Anhdufung von Kleinwaffen und leichten Waffen und von Munition hierfar,
einschliefdich unzureichend gesicherter und schlecht verwalteter Lager und Depots und ihrer
unkontrollierten Verbreitung.

Die Vertragsparteien kommen Uberein, ihre jeweiligen Verpflichtungen aus allen
einschlagigen internationalen Ubereinkiinften zu koordinieren, zu beachten und vollstandig
umzusetzen; zu diesem Zweck verpflichten sie sich, auf nationaler, regionaler und
kontinentaler Ebene zusammenzuarbeiten.
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(3b)  Ferner verpflichten sich die Vertragsparteien, im Einklang mit ihren Verpflichtungen
aus alen einschlagigen internationalen Ubereinkiinften und ihren Gesetzen und sonstigen
Vorschriften bel der Pravention von Soldneraktivitdten zusammenzuarbeiten.

4 Im Hinblick auf ein strategisches und wirksames Handeln in fragilen Situationen
tauschen die Vertragsparteien Informationen aus und erleichtern ein préventives Vorgehen,
wobei Instrumente der Diplomatie, der Sicherheitspolitik und der
Entwicklungszusammenarbeit in koh&renter Weise kombiniert werden. Sie verstandigen sich
darlber, welches die besten Moglichkeiten sind, um die Fahigkeiten von Staaten zur
Erfullung ihrer Kernaufgaben zu stérken und die politische Bereitschaft zu Reformen zu
fordern und gleichzeitig den Grundsatz der Eigenverantwortung zu wahren. Der politische
Dialog ist in fragilen Situationen besonders wichtig und wird weiterentwickelt und gestérk.

5) Im Falle eines gewatsamen Konflikts treffen die Vertragsparteien alle geeigneten
Malinahmen, um eine Eskalation der Gewalt zu verhindern, ihre Ausbreitung zu begrenzen
und eine friedliche Bellegung der zugrunde liegenden Streitigkeit zu erleichtern. Mit
besonderer Aufmerksamkeit muss dafir gesorgt werden, dass die fur die Zusammenarbeit
bestimmten Finanzmittel in Einklang mit den Grundsétzen und Zielen der Partnerschaft
verwendet werden und dass die Abzweigung von Mitteln fir die Zwecke der Kriegsfihrung
verhindert wird.

(6) Nach der Beilegung eines Konflikts treffen die Vertragsparteien alle geeigneten
Malinahmen, um die Situation wahrend des Ubergangs zu stabilisieren und dadurch die
Ruckkehr zu gewaltfreien, stabilen und demokratischen Verhdltnissen zu erleichtern. Die
Vertragsparteien sorgen fur die notwendige Verknipfung von Mal3nahmen der Soforthilfe,
des Wiederaufbaus und der Entwicklungszusammenarbeit.

@) Zur Forderung der Starkung des Friedens und der internationalen Gerichtsbarkeit
bestétigen die Vertragsparteien erneut ihre Entschlossenheit,

— Erfahrungen mit der Verabschiedung der rechtlichen Anpassungen auszutauschen, die fir
die Ratifizierung und Durchfihrung des ROmischen Statuts des Internationalen
Strafgerichtshofs erforderlich sind, und

— das internationale Verbrechen im Einklang mit dem Vdlkerrecht und unter gebUhrender
Berticksichtigung des Romischen Statuts zu bekampfen.

Die Vertragsparteien sind bestrebt, Mal3nahmen zur Ratifizierung und Durchfihrung des
Romischen Statuts und der damit zusammenhangenden Ubereinkiinfte zu treffen.”

0. Artikel 12 erhélt folgende Fassung:
LArtikel 12

Kohérenz der Gemeinschaftspolitik und ihre Auswirkungen auf die Durchfihrung dieses
Abkommens

Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Politikkohdrenz im Interesse der Entwicklung
gezielt, strategisch und partnerschaftsorientiert anzugehen, unter anderem durch Verstérkung
des Dialogs Uber Fragen der Politikkohérenz im Interesse der Entwicklung. Die Union erkennt
an, dass die Politik der Union in anderen Bereichen als der Entwicklungszusammenarbeit zu
den Entwicklungsprioritdten der AKP-Staaten im Einklang mit den Zielen dieses Abkommens

20

DE



DE

beitragen kann. Auf dieser Grundlage wird die Union die Koharenz ihrer Politik in den
betreffenden Bereichen im Hinblick auf die Erreichung der Ziele dieses Abkommens
verbessern.

Beabsichtigt die Gemeinschaft, in Auslbung ihrer Befugnisse eine Malinahme zu treffen, die
die Interessen der AKP-Staaten im Zusammenhang mit den Zielen dieses Abkommens
bertihren konnte, so unterrichtet sie unbeschadet des Artikels 96 rechtzeitig die AKP-Gruppe.
Zu diesem Zweck unterrichtet die Kommission regelméaliig das Sekretariat der AKP-Gruppe
Uber geplante Vorschldgge und Ubermittelt gleichzeitig ihre Mal3nahmenvorschlage.
Gegebenenfalls konnen die AKP-Staaten von sich aus um Unterrichtung ersuchen.

Auf ihr Ersuchen werden unverziiglich Konsultationen abgehalten, damit ihren Besorgnissen
hinsichtlich der Auswirkungen einer Mal3nahme Rechnung getragen werden kann, bevor ein
endgultiger Beschluss gefasst wird.

Nach diesen Konsultationen kénnen die AKP-Staaten und die AKP-Gruppe der Gemeinschaft
ihre Besorgnisse auch so rasch wie mdglich schriftlich mittellen und Anderungsvorschlage
vorlegen, in denen sie angeben, wie ihren Besorgnissen Rechnung getragen werden sollte.

Stimmt die Gemeinschaft den Vorschlégen der AKP-Staaten nicht zu, so teilt sie ihnen dies so
bald wie méglich unter Angabe der Griinde mit.

Die AKP-Gruppe wird ferner in geeigneter Weise, nach Méglichkeit im Voraus, Uber das
Inkrafttreten der betreffenden Mal3nahmen unterrichtet.”

10. Artikel 14 erhélt folgende Fassung:
LArtikel 14
Gemeinsame Organe

Q) Die gemeinsamen Organe dieses Abkommens sind der Ministerrat, der
Botschafterausschuss und die Paritétische Parlamentarische Versammlung.
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()

11.

Die gemeinsamen Organe und die mit den Wirtschaftspartnerschaftsabkommen
eingesetzten Organe bemiihen sich unbeschadet der einschlégigen Bestimmungen der
bestehenden oder kiinftigen Wirtschaftspartnerschaftsabkommen um Koordinierung,
Kohérenz und Komplementaritét sowie um einen funktionierenden gegenseitigen
Informationsfluss.”

Folgender Artikel wird eingeflgt:

»Artikel 14a

Tagungen der Staats- und Regierungschefs

Die Vertragsparteien treten im gegenseitigen Einvernehmen in geeigneter Zusammensetzung
auf der Ebene der Staats- und Regierungschefs zusammen.”

12.

a)

Artikel 15 wird wie folgt geéndert:

Absatz 1 Unterabsatz 3 erhélt folgende Fassung:

»Der Ministerrat tritt in der Regel einmal jahrlich auf Initiative seines Prasidenten
zusammen, und jedes Mal, wenn dies notwendig erscheint, in einer Form und in
einer geografischen Zusammensetzung, die sich nach den zu behandelnden Fragen
richtet. Auf diesen Tagungen finden hochrangige Konsultationen Uber Fragen von
besonderem Belang fir die Vertragsparteien statt, die die Arbeiten erganzen, die im
Paritétischen Ministerausschuss fir Handelsfragen nach Artikel 38 und im AKP-EG-
Ausschuss fur Zusammenarbeit bel der Entwicklungsfinanzierung nach Artikel 83
zur Vorbereitung der ordentlichen Jahrestagungen des Ministerrates stattfinden.”;
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b) Absatz 3 Unterabsatz 2 erhélt folgende Fassung:

,Der Ministerrat kann auf den ordentlichen Jahrestagungen oder im schriftlichen
Verfahren Beschlisse fassen, die fir die Vertragsparteien verbindlich sind, und
EntschliefRungen, Empfehlungen und Stellungnahmen formulieren. Er berichtet der
Paritétischen Parlamentarischen Versammlung jéhrlich Uber die Durchfihrung des
vorliegenden Abkommens. Er prift und berticksichtigt die Entschlie3ungen und
Empfehlungen der Paritétischen Parlamentarischen Versammlung.”

13. Artikel 17 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
) Der dritte und der vierte Gedankenstrich erhalten folgende Fassung:

»— Fragen zu erértern, die die Entwicklung und die AKP-EU-Partnerschaft betreffen,
einschliefdich der Wirtschaftspartnerschaftsabkommen, anderer Handel sregelungen,
des Europaischen Entwicklungsfonds und der Landerstrategiepapiere und regionalen
Strategiepapiere. Zu diesem Zweck Ubermittelt die Kommission diese
Strategiepapiere  der  Paritétischen  Parlamentarischen  Versammlung  zur
Kenntnisnahme;

- den Jahresbericht des Ministerrats tber die Durchfuhrung dieses Abkommens
zu erértern und im Hinblick auf die Verwirklichung der Ziele dieses Abkommens
Entschlieffungen zu verabschieden und Empfehlungen an den Ministerrat
auszusprechen;”;

i)  folgender Gedankenstrich wird angefigt:

.,— im Einklang mit Artikel 33 Absatz 1 dieses Abkommens fur die Entwicklung
der Institutionen und den Ausbau der Kapazitdten der nationalen Parlamente
einzutreten.”;

b) Absatz 3 erhdlt folgende Fassung:

»(3) Die Paritétische Parlamentarische Versammlung tritt zweimal jahrlich,
abwechselnd in der Europdischen Union und in einem AKP-Staat, zu einer
Plenarsitzung zusammen. Zur Starkung der regionalen Integration und zur Forderung
der Zusammenarbeit zwischen den nationalen Parlamenten werden Sitzungen auf
regionaler Ebene abgehalten, an denen Parlamentsmitglieder aus der Européischen
Union und aus den AKP-Staaten teilnehmen.

Diese Sitzungen auf regionaler Ebene werden im Hinblick auf die Verfolgung
der in Artikel 14 Absatz 2 dieses Abkommens niedergelegten Ziele
veranstaltet.”

14. Artikel 19 Absatz 2 erhdlt folgende Fassung:

»(2)  Als Grundlage fur die Entwicklungsgrundsétze nehmen die Vertragsparteien in ihrer
Zusammenarbeit Bezug auf die Schlussfolgerungen der Konferenzen der Vereinten Nationen
und auf die international vereinbarten Ziele und Aktionsprogramme sowie deren
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Folgemal3nahmen. Ferner nehmen sie Bezug auf die internationalen Ziele der
Entwicklungszusammenarbeit und widmen der EinfUhrung qualitativer und quantitativer
Fortschrittsindikatoren besondere Aufmerksamkeit. Die Vertragsparteien unternehmen
konzertierte Anstrengungen zur Beschleunigung der Fortschritte bei der Erreichung der
Millennium-Entwicklungsziele.”

15. Artikel 20 wird wie folgt geédndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
) Der einleitende Teil erhdt folgende Fassung:

»(1) Die Ziele der AKP-EG-Entwicklungszusammenarbeit werden mit Hilfe integrierter
Strategien verfolgt, die wirtschaftliche, soziale, kulturelle, umweltpolitische und
institutionelle Elemente umfassen, die sich die Akteure in dem betreffenden Land zu eigen
machen missen. Auf diese Weise wird ein einheitlicher Rahmen fir die Unterstiitzung der
Entwicklungsstrategien der AKP-Staaten geschaffen und die Komplementaritét und
Interaktion der einzelnen Elemente gewahrleistet, insbesondere auf der nationalen und der
regionalen Ebene und zwischen diesen Ebenen. In diesem Zusammenhang wird mit den AKP-
EG-Kooperationsstrategien auf nationaler und gegebenenfalls auf regionaler Ebene im
Rahmen der Entwicklungspolitik der AKP-Staaten und der von ihnen durchgefuhrten
Reformen angestrebt:”;

1)) Buchstabe a erhdlt folgende Fassung:

.8 die Erzielung enes raschen, nachhatigen wund beschaftigungswirksamen
Wirtschaftswachstums, die Entwicklung der Privatwirtschaft, die Schaffung von
Arbeitsplatzen und die Erleichterung des Zugangs zu Produktion und Produktionsfaktoren®;

i) folgender Buchstabe wird eingefiigt:
,ad) dieForderung der regionalen Zusammenarbeit und Integration;”;
b) Absatz 2 erhdlt folgende Fassung:

»(2) Folgende thematische und Querschnittsfragen werden systematisch in ale Bereiche
der Zusammenarbeit einbezogen: Menschenrechte, geschlechterspezifische Aspekte,
Demokratie, verantwortungsvolle Staatsfiihrung, 6kologische Nachhaltigkeit, Klimawandel,
Ubertragbare und nichtlbertragbare Krankheiten sowie Entwicklung der Institutionen und
Ausbau der Kapazitdten. Diese Bereiche kommen auch fur eine Unterstitzung durch die
Gemeinschaft in Betracht.”

16. Artikel 21 wird wie folgt geéndert:

a) Im einleitenden Teil von Absatz 1 werden die Worte ,, private Investitionen* durch das
Wort , Investitionen” ersetzt;

b) betrifft nicht die deutsche Fassung;

C) Absatz 5 erhélt folgende Fassung:
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»(5) In die Investitionsforderung und die Unterstitzung der Entwicklung der
Privatwirtschaft werden Malinahmen und Initiativen auf makro-, meso- und
mikrookonomischer Ebene einbezogen; dabel wird die Suche nach innovativen
Finanzierungsmechanismen gefdrdert, einschliefdlich der Kombination und verstarkten
Erschlief3ung privater und 6ffentlicher Quellen fur die Entwicklungsfinanzierung;*

d) folgender Absatz wird angefiigt:

,(6) Die Zusammenarbeit dient der Forderung Offentlicher Investitionen in die
Basisinfrastruktur im Hinblick auf die Entwicklung der Privatwirtschaft, das
Wirtschaftswachstum und die Beseitigung der Armut.”

17. In Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe b erhélt der einleitende Tell folgende Fassung:

.0)  zur Umsetzung einer Strukturpolitik, mit der eine Stéarkung der Rolle der
verschiedenen Akteure, vor allem der Privatwirtschaft, und eine Verbesserung des Umfelds
fur ene verstéarkte Mobilisierung inldndischer Ressourcen und eine Zunahme des
Geschéftsvolumens, der Investitionen und der Arbeitspldtze sowie Folgendes erreicht werden
soll:*

18. Artikel 23 erhélt folgende Fassung:
»Artikel 23
Entwicklung der Wirtschaftszweige

Die Vertragsparteien unterstitzen mit ihrer Zusammenarbeit eine nachhaltige Politik und
nachhaltige institutionelle Reformen sowie die Investitionen, die fir einen ausgewogenen
Zugang zu den Wirtschaftstatigkeiten und Produktionsfaktoren erforderlich sind, und
insbesondere

a) die Entwicklung von Ausbildungssystemen, die zur Erhéhung der Produktivitét
sowohl im formellen als auch im informellen Sektor beitragen;

b) Kapital, Kredit und Land, insbesondere Eigentums- und Nutzungsrechte;

C) die Entwicklung von Strategien fur den landlichen Raum zur Schaffung eines
Rahmens fur eine partizipative dezentrale Planung und Ressourcenzuweisung und -
verwaltung;

d) die Entwicklung von Strategien zur Verbesserung der landwirtschaftlichen

Produktion und Produktivitét in den AKP-Staaten, indem insbesondere die
erforderlichen Finanzmittel fur landwirtschaftliche Forschung, landwirtschaftliche
Betriebsmittel und Dienstleistungen, unterstiitzende Infrastrukturen im landlichen
Raum und Riskominderung und —management bereitgestellt werden. Gegenstand
der Unterstiitzung sind 6ffentliche und private Investitionen in die Landwirtschaft,
Anreize zur Entwicklung agrarpolitischer Konzepte und Strategien, die Stérkung von
Bauernverbanden und privatwirtschaftlichen Organisationen, die Bewirtschaftung
der naturlichen Ressourcen sowie der Aufbau und das Funktionieren der
Agrarmérkte. Die Strategien fUr die landwirtschaftliche Produktion tragen zu den
nationalen und regionalen Erndhrungssicherungskonzepten und zur regionalen
Integration bei. In diesem Zusammenhang werden im Rahmen der Zusammenarbeit
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die Anstrengungen der AKP-Staaten unterstitzt, die Wettbewerbsfahigkeit ihrer
Grundstoffausfuhren zu steigern und ihre entsprechenden Ausfuhrstrategien vor dem
Hintergrund der Entwicklung der Handel sbedingungen anzupassen;

€) die nachhaltige Entwicklung der Wasserressourcen auf der Grundlage der
Grundsétize einer integrierten Wasserwirtschaft, so dass eine gerechte und
nachhaltige Verteilung gemeinsamer Wasserressourcen auf die verschiedenen Nutzer
gewahrleistet ist;

f) die nachhatige Entwicklung der Aquakultur und Fischerei, einschliefdich der
Binnenfischerel und der Nutzung der Meeresressourcen in den ausschliefdlichen
Wirtschaftszonen der AKP-Staaten;

0) die wirtschaftliche und technologische Infrastruktur und die Dienstleistungen,
einschliedich  des  Verkehrs, der  Telekommunikationssysteme, der
Kommunikationsdienstlei stungen und des Aufbaus der Informationsgesellschaft;

h) die Entwicklung eines wettbewerbsfahigen Gewerbe-, Bergbau- und Energiesektors
bei gleichzeitiger Forderung der Beteiligung und Entwicklung der Privatwirtschaft;

) die Entwicklung des Handels, einschliefdich der Forderung des fairen Handels;

1) die Entwicklung der Unternehmen, des Finanz- und Bankensektors und der tbrigen
Dienstleistungssektoren;

K) die Entwicklung des Tourismus;

) die Entwicklung der Infrastruktur und der Dienstleistungen in den Bereichen
Wissenschaft, Technologie und Forschung, einschliefdich der Verbesserung, des
Transfers und der Aufnahme neuer Technologien;

m) den Ausbau der Kapazitédten in den produktiven Bereichen, insbesondere im
offentlichen und im privaten Sektor;

n) die Forderung des tberlieferten Wissens; und

0) die Entwicklung und Umsetzung spezifischer Anpassungssirategien, um den
Auswirkungen der Préferenzerosion zu begegnen, auch unter Ruckgriff auf die in
den Buchstaben a bis n genannten Mal3nahmen.”

19. Folgender Artikel wird eingefiigt:

LArtikel 23a

Fischerel

Unter Anerkennung der wichtigen Rolle, die die Fischerei und die Aquakultur in den AKP-
Staaten spielen, indem sie einen positiven Beitrag zur Schaffung von Beschaftigung, zur
Erzeugung von Einkommen, zur Erndhrungssicherung und zur Sicherung der
Existenzgrundlagen der Bevolkerung im [andlichen Raum und an den Kuisten und damit zur
Verringerung der Armut leisten, zielt die Zusammenarbeit auf die Weiterentwicklung des
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Aquakultur- und des Fischereisektors in den AKP-Staaten, um den damit verbundenen
sozialen und wirtschaftlichen Nutzen nachhaltig zu steigern.

Mit Kooperationsprogrammen und —mal3nahmen wird unter anderem Folgendes unterstiitzt:
die Ausarbeitung und Umsetzung von Strategien zur Entwicklung einer nachhaltigen
Aquakultur und Fischerel und von entsprechenden Bewirtschaftungspléanen in den AKP-
Staaten und —Regionen, die systematische Berticksichtigung der Aquakultur und Fischerel in
den nationalen und regionalen Entwicklungsstrategien, der Aufbau der Infrastruktur und der
technischen Sachkenntnisse, die die AKP-Staaten bendtigen, damit sie einen moglichst
grof3en nachhaltigen Nutzen aus der Fischerel und Aquakultur ziehen kénnen, der Ausbau der
Kapazititen der AKP-Staaten zur Bewdltigung externer Probleme, die sie an der
uneingeschrankten Nutzung ihrer Fischereiressourcen hindern, und die Forderung und
Entwicklung von Jointventures, die auf Investitionen in den Fischerei und den
Aquakultursektor in den AKP-Staaten abzielen. In den Fischereiabkommen, die zwischen der
Gemeinschaft und den AKP-Staaten ausgehandelt werden, wird der Vereinbarkeit mit den
Entwicklungsstrategien in diesem Bereich geblhrend Rechnung getragen.

Im gegenseitigen Einvernehmen konnen hochrangige Konsultationen — einschliefdich auf
Ministerebene — abgehalten werden, um die AKP-EU-Entwicklungszusammenarbeit im
Bereich der nachhaltigen Aquakultur und Fischerei aufzubauen, zu verbessern und/oder zu
stéarken.”

20. In Artikel 25 Absatz 1 erhalten die Buchstaben a und b folgende Fassung:

)| Verbesserung von Bildung und Ausbildung auf allen Ebenen, Forderung der
Anerkennung tertidrer Bildungsabschliisse, Einfuhrung von Qualitétssicherungssystemen fur
das Bildungswesen, auch fur Bildungs- und Ausbildungsangebote, die online oder auf anderen
unkonventionellen Wegen bereitgestellt werden, sowie Ausbau der technischen Kenntnisse
und Fahigkeiten;

b) Verbesserung der Gesundheitssysteme, insbesondere durch gleichberechtigten Zugang
zu einer umfassenden und qualitativ hochwertigen Gesundheitsversorgung, Verbesserung der
Erndhrung, Beseitigung von Hunger und Untererndhrung und Gewdhrleistung einer
ausreichenden Nahrungsmittelversorgung und Erndhrungssicherheit, unter anderem durch
Unterstiitzung von Sicherheitsnetzen;”.

21. Artikel 27 wird wie folgt geéndert:

a) Der Titel erhdlt folgende Fassung:

» Kultur und Entwicklung®;

b) betrifft nicht die deutsche Fassung.

C) die folgenden Buchstaben werden angefligt:

,€) die Rolle von Kulturakteuren und -netzwerken sowie deren Beitrag zu einer
nachhaltigen Entwicklung anzuerkennen und zu férdern; und

f) die kulturelle Dimension in der Bildung und die Beteiligung der Jugend an kulturellen
Aktivitéten zu fordern.”
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22.

Artikel 28, 29 und 30 erhalten folgende Fassung:

»Artikel 28

Allgemeines Konzept

D Im Rahmen der AKP-EU-Zusammenarbeit wird die Verwirklichung der Ziele und
Prioritéten, die sich die AKP-Staaten im Rahmen der regionalen Zusammenarbeit
und Integration selbst gesetzt haben, wirksam unterstiitzt.

(2 Im Einklang mit den in den Artikeln 1 und 20 dargelegten allgemeinen Zielen wird
mit der AKP-EU-Zusammenarbeit das Ziel verfolgt,

(8 den Frieden und die Stabilitét sowie die Konfliktpréavention und -beilegung zu
fordern;

(b) die wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit durch den Aufbau
groRerer Mérkte, die Freizlgigkeit der Personen und Arbeitskréfte sowie den
frelen Waren-, Dienstleistungs-, Kapital- und Technologieverkehr zwischen
den AKP-Staaten, die beschleunigte Diversifizierung der Wirtschaft der AKP-
Staaten, die FOrderung und Ausweitung des Handels der AKP-Staaten
untereinander und mit Drittlandern sowie die schrittweise Integration der AKP-
Staaten in die Weltwirtschaft zu verbessern;

(c) die Bewdltigung landertbergreifender Herausforderungen der nachhaltigen
Entwicklung zu férdern, unter anderem durch Koordinierung und
Harmonisierung der regionalen K ooperationspolitik.

(©)) Unter den in Artikel 58 genannten Bedingungen werden im Rahmen der
Zusammenarbeit auch die interregionale Zusammenarbeit und die IntraaAKP-
Zusammenarbeit unterstiitzt, wie z.B. unter Beteiligung folgender Akteure:

a) eine oder mehrere regionale Organisationen der AKP-Staaten, auch auf

kontinentaler Ebene;

b)  die européischen tiberseeischen Lander und Gebiete (ULG) und die Gebiete in

aulerster Randlage;

c)  nicht zu den AKP-Staaten gehdrende Entwicklungslénder.

Artikel 29

AKP-EU-Zusammenarbeit zur Forderung der regionalen Zusammenarbeit und Integration

(D

Mit der Zusammenarbeit im Bereich Stabilitédt, Frieden und Konfliktprévention wird
Folgendes unterstitzt:

(@) die Forderung und Entwicklung eines regionalen politischen Dialogs in
folgenden Bereichen: Konfliktprévention und —beilegung, Menschenrechte und
Demokratisierung sowie Austausch, Vernetzung und Forderung der Mobilitéat
zwischen den verschiedenen Akteuren der Entwicklung, vor alem in der
Zivilgesellschaft;
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(b)

die Forderung regionaler Initiativen und einer regionalen Politik im
Zusammenhang mit  sicherheitsrelevanten  Fragen, unter anderem
Ristungskontrolle und Bek&mpfung des Drogenmissbrauchs, der organisierten
Kriminalitat, der Geldwasche, der Bestechung und der Korruption.

2 Mit der Zusammenarbeit im Bereich der regionalen wirtschaftlichen Integration wird
Folgendes unterstitzt:

(@

(b)

(©)
(d)

(€)

die Beteiligung der am wenigsten entwickelten AKP-Staaten am Aufbau
regionaler Mérkte und an der Nutzung der sich daraus ergebenden Vorteileg;

die Durchfihrung einer sektorbezogenen wirtschaftlichen Reformpolitik auf
regionaler Ebene;

die Liberalisierung des Handels und der Zahlungen;

die Forderung grenzibergreifender Investitionen aus dem In- und Ausland und
anderer Initiativen zur regionalen wirtschaftlichen Integration;

die Abschwéachung der Auswirkungen der Nettolbergangskosten der
regionalen Integration auf die Haushaltsmittel und die Zahlungsbilanz; und

(f) die Infrastruktur, vor allem die Verkehrs- und Kommunikationsinfrastruktur

und Sicherheit in diesen Bereichen, und Dienstleistungen, einschliefdlich der

Entwicklung der Médoglichkeiten im Bereich der Informations- und
Kommunikationstechnol ogien auf regionaler Ebene.

3 Mit der Zusammenarbeit im Bereich der regionalen Politik fir eine nachhaltige

Entwicklung werden die Prioritéten der AKP-Regionen unterstiitzt, insbesondere:

(@

(b)
(©)
(d)
(€)

Artikel 30

Umweltschutz und nachhaltige Bewirtschaftung der natirlichen Ressourcen,
einschliefdlich Wasser und Energie, und Mal3nahmen im Zusammenhang mit
dem Klimawandel;

Erndhrungssicherung und Landwirtschaft;
Gesundheit, Bildung und Ausbildung;
Forschung und technol ogische Entwicklung; und

regionale Initiativen zur Vorbereitung auf den Katastrophenfall und zur
K atastrophenvorbeugung sowie Wiederaufbau nach Katastrophen.

Kapazitédtsausbau zur Forderung der regionalen Zusammenarbeit und Integration der AKP-

Staaten

Zur Gewdhrleistung der Wirksamkeit und Effizienz der regionalen Politik zielt die
Zusammenarbeit auf die Entwicklung und den Ausbau der Kapazitéten
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(@

(b)

(©)

der von den AKP-Staaten oder unter Betelligung von AKP-Staaten
gegrundeten Einrichtungen und Organisationen fur regionale Integration, die
die regionale Zusammenarbeit und Integration fordern;

der nationalen Regierungen und Parlamente im Bereich der regionaen
Integration; und

nichtstaatlicher Akteure, einschliefdlich der Privatwirtschaft.”

23. Folgender Artikel wird eingeflgt:

LArtikel 31a

HIV/Aids

Mit der Zusammenarbeit werden die AKP-Staaten in ihren Anstrengungen unterstiitzt, in allen
Bereichen eine Politik und Programme zu entwickeln und zu stdrken, mit denen die
HIV/Aids-Pandemie bekampft und verhindert werden soll, dass diese die Entwicklung
beeintréchtigt. Im Rahmen der Zusammenarbeit werden die AKP-Staaten dabel unterstiitzt,
einen universellen Zugang zur HIV/Aids-Pravention und zur Behandlung, Pflege und Hilfe
fur Betroffene zu schaffen und aufrechtzuerhalten; insbesondere wird Folgendes angestrebt:

(@

(b)

(©)

(d)

(€)

Unterstitzung bel der Ausarbeitung und Umsetzung umfassender,
sektorlibergreifender Strategien und Plane fur HIV/Aids als Prioritét nationaler
und regionaler Entwicklungsplane;

Berticksichtigung aler relevanten Entwicklungsbereiche beim Vorgehen der
einzelnen Lander gegen HIV/Aids und breite Mobilisierung von Akteuren aller
Ebenen;

Starkung der nationalen Gesundheitssysteme und Vorgehen gegen den Mangel
an Gesundheitspersonal als Voraussetzung fur die Gewdhrleistung eines
universellen Zugangs zur Prévention, Behandlung und Pflege im Bereich
HIV/Aids und zu anderen Gesundheitsdiensten sowie fir eine effektive
Integration dieser Leistungen;

Vorgehen gegen die Ungleichbehandlung der Geschlechter und gegen
geschlechtsbezogene Gewalt und Misshandlung als treibende Faktoren fir die
HIV/Aids-Pandemie und Intensivierung der Anstrengungen zum Schutz der
Rechte von Frauen und Madchen, Entwicklung wirksamer, dem
Geschlechteraspekt Rechnung tragender HIV/Aids-Programme und -Dienste
fur Frauen und Madchen, auch im Bereich der sexuellen und reproduktiven
Gesundheit und der damit verbundenen Rechte, sowie Forderung der
uneingeschrankten Beteiligung von Frauen an der Planung und
Entscheidungsfindung im Zusammenhang mit HIV/Aids-Strategien und -
Programmen;,

Entwicklung forderlicher rechtlicher und politischer Rahmenvorgaben,
Beseitigung von sanktionierenden Gesetzen, Politiken und Praktiken sowie von
Stigmata und Diskriminierungen, die die Menschenrechte untergraben, die
Anfélligkeit gegentber HIV/Aids erhthen und den Zugang von HIV/Aids-
Kranken und Risikogruppen zu einer wirksamen HIV/Aids-Pravention,
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(f)

(9)

Behandlung, Pflege und Hilfe, einschliefdich zu Arzneimitteln, Bedarfsartikeln
und Dienstleistungen, behindern;

Verbesserung des Zugangs zu einer evidenzbasierten, umfassenden HIV/Aids-
Pravention, die die lokalen treibenden Faktoren fir die Epidemie und die
spezifischen Bedlrfnisse von Frauen, jungen Menschen und Risikogruppen
angeht; und

Gewéhrleistung eines universellen und zuverléssigen Zugangs zu sicheren,
hochwertigen und erschwinglichen Arzneimitteln und zu Gesundheitsartikeln,
einschliefdich im Bereich der sexuellen und reproduktiven Gesundheit.”

24, Folgender Artikel wird eingeflgt:

»Artikel 32a

Klimawandel

Die Vertragsparteien erkennen an, dass der Klimawandel ein ernsthaftes globales
Umweltproblem darstellt und die Verwirklichung der Millennium-Entwicklungsziele
gefdhrdet, weshalb rechtzeitig eine angemessene und vorhersehbare finanzielle Unterstiitzung
gewahrt werden muss. Aus diesen Grinden wird mit der Zusammenarbeit im Einklang mit
Artikel 32, inshesondere mit Absatz 2 Buchstabe a, Folgendes angestrebit:

(@

(b)

(©

(d)

Anerkennung der Gefdhrdung der AKP-Staaten und insbesondere der kleinen
AKP-Inselstaaten und der tiefliegenden AKP-Staaten durch klimabedingte
Phénomene wie Kistenerosion, Wirbelstiirme und Uberschwemmungen und
umweltbedingte Wanderungsbewegungen sowie insbesondere der am
wenigsten entwickelten AKP-Staaten und der AKP-Binnenstaaten durch
zunehmende Uberschwemmungen und Dirren und die fortschreitende
Entwal dung und Wstenbildung;

Stérkung und Unterstitzung von einer Politik und von Programmen zur
Abschwéchung der Folgen und Gefahren des Klimawandels und zur
Anpassung daran, unter anderem durch Entwicklung der Institutionen und
Ausbau der Kapazitaten;

Verbesserung der Kapazitéten der AKP-Staaten im Hinblick auf die
Entwicklung des globalen K ohlenstoffmarktes und die Beteiligung daran;

Konzentration auf Folgendes:

1) Berticksichtigung des Klimawandelsin den Entwicklungsstrategien und
bei der Armutsbekampfung;

i) Erhthung des politischen Stellenwerts des Klimawandels in der
Entwicklungszusammenarbeit, unter anderem durch einen geeigneten
Politikdialog;

1) Unterstitzung der AKP-Staaten bei der Anpassung an den
Klimawandel in  enschlagigen  Bereichen wie  Landwirtschaft,
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Wasserwirtschaft und Infrastruktur, unter anderem durch Transfer und
Ubernahme einschlégiger umweltfreundlicher Technologien;

1v) Forderung der Reduzierung des Katastrophenrisikos in Anbetracht der
Tatsache, dass ein zunehmender Anteill der Katastrophen mit dem
Klimawandel zusammenhangt;

V) Bereitstellung finanzieller und technischer Unterstitzung fir
Abhilfemalnahmen der AKP-Staaten in Ubereinstimmung mit der von ihnen
angestrebten Armutsminderung und nachhaltigen Entwicklung, einschliefdlich
fur die Reduzierung der Emissionen aus Entwaldung und Walddegradation
sowie aus der Landwirtschaft;

Vi) Verbesserung von Wetter- und Klimainformationen und -vorhersagen
sowie von Frihwarnsystemen; und

vii)  Forderung von erneuerbaren Energiequellen und von CO2-armen
Technologien, die zur nachhaltigen Entwicklung beitragen.”

25. Artikel 33 Absatz 3 Buchstabe c erhdt folgende Fassung:

,C)  dieVerbesserung und Starkung der Verwaltung der 6ffentlichen Finanzen im Hinblick
auf die Entwicklung der Wirtschaftstétigkeit in den AKP-Staaten und die Steigerung ihrer
Steuereinnahmen, wobel die Souverdnitdt der AKP-Staaten in diesem Bereich
uneingeschrankt gewahrt bleibt.

Die Mal3nahmen kdnnen Folgendes umfassen:

1) Verbesserung der Kapazitdten fur die Verwatung der Inlandseinnahmen,
einschliefdich des Aufbaus wirksamer, effizienter und nachhaltiger Steuersysteme;

i) Forderung der Beteiligung an Strukturen und Prozessen der internationalen
Steuerkooperation, um zur Weiterentwicklung der internationalen Standards und zu
deren effektiver Einhaltung beizutragen;

i) Unterstitzung der AKP-Staaten bei der Umsetzung international anerkannter
Methoden im Steuerbereich, einschliefdlich des Transparenzgrundsatzes und des
Informationsaustauschs, in den AKP-Staaten, die sich zu deren Anwendung
verpflichtet haben;"”.

26. Artikel 34 Absétze 2 bis 4 erhalten folgende Fassung:

.(2) Das Fernziel der wirtschaftlichen und handelspolitischen Zusammenarbeit besteht
darin, die AKP-Staaten in die Lage zu versetzen, in vollem Umfang am Welthandel
teilzunehmen. In diesem Zusammenhang gilt die besondere Aufmerksamkeit der
Notwendigkeit fur die AKP-Staaten, sich aktiv an den multilateralen Handel sverhandlungen
zu beteiligen. Angesichts ihres derzeitigen Entwicklungsstandes soll die wirtschaftliche und
handel spolitische Zusammenarbeit es den AKP-Staaten ermdglichen, die Herausforderungen
der Globaliserung zu bewdltigen und sich schrittweise den neuen Bedingungen des
Welthandels anzupassen, und auf diese Weise ihre Eingliederung in die liberaisierte
Weltwirtschaft erleichtern. In diesem Zusammenhang sollte der Anfélligkeit vieler AKP-
Staaten aufgrund ihrer Abhangigkeit von Grundstoffen oder wenigen besonders wichtigen
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Erzeugnissen, einschlief3lich landwirtschaftlicher Verarbeitungserzeugnisse, und des Risikos
der Préferenzerosion grof3e Aufmerksamkeit gewidmet werden.

(©)] Zu diesem Zweck wird mit der wirtschaftlichen und handelspolitischen
Zusammenarbeit auf der Grundlage nationaler und regionaler Entwicklungsstrategien im
Sinne von Titel | die Vergrof3erung der Produktions-, Liefer- und Handelskapazitdten der
AKP-Staaten und die Erhéhung ihrer Attraktivitét fir Investitionen angestrebt. Weitere Ziele
sind die Schaffung einer neuen Handelsdynamik zwischen den Vertragsparteien, die Stérkung
der Handels- und Investitionspolitik der AKP-Staaten, die Reduzierung ihrer Abhangigkeit
von Grundstoffen, die Forderung der stérkeren wirtschaftlichen Diversifizierung und die
Verbesserung der Fahigkeit der AKP-Staaten zur Bewaltigung samtlicher handelsrelevanter
Fragen.

4 Die wirtschaftliche und handelspolitische Zusammenarbeit wird in vollem Einklang
mit den Bestimmungen der Welthandelsorganisation (WTO), einschliefdlich der besonderen
und differenzierten Behandlung, unter Berlicksichtigung der beiderseitigen Interessen der
Vertragsparteien und ihres jeweiligen Entwicklungsstandes durchgefiihrt. Ferner werden die
Auswirkungen der Praferenzerosion unter uneingeschrankter Beachtung der multilateralen
Verpflichtungen angegangen.”

27. Artikel 35 Absétze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

»(1)  Die wirtschaftliche und handelspolitische Zusammenarbeit beruht auf einer echten,
vertieften und strategischen Partnerschaft. Sie beruht ferner auf einem umfassenden Konzept,
das auf den Stérken und den positiven Ergebnissen der friheren AKP-EG-Abkommen
aufbaut.

2 Die wirtschaftliche und handel spolitische Zusammenarbeit baut auf den Initiativen der
AKP-Staaten zur regionalen Integration auf. Die Zusammenarbeit zur FOrderung der
regionalen Zusammenarbeit und Integration im Sinne von Titel | und die wirtschaftliche und
handelspolitische Zusammenarbeit verstérken sich gegenseitig. Die wirtschaftliche und
handelspolitische Zusammenarbeit befasst sich insbesondere mit angebots- und
nachfrageseitigen Hemmnissen, wie insbesondere die Verbundféhigkeit der Infrastruktur, die
Diversifizierung der Wirtschaft sowie Mal3nahmen zur Entwicklung des Handels, die zur
Erhohung der Wettbewerbsfahigkeit der AKP-Staaten beitragen. Daher wird den
diesbeziiglichen Mal3nahmen in den Entwicklungsstrategien der AKP-Staaten und —Regionen
angemessenes Gewicht beigemessen; diese Strategien werden von der Gemeinschaft
insbesondere durch Bereitstellung von Handel shilfe unterstitzt.”

28. Artikel 36 und 37 erhalten folgende Fassung:
~Artikel 36
Modalitéten

Q) In Anbetracht der genannten Ziele und Grundsétze kommen die Vertragsparteien
Uberein, alle erforderlichen Mal3nahmen zu treffen, um den Abschluss neuer, WTO-
kompatibler Wirtschaftspartnerschaftsabkommen zu gewdhrleisten, die zwischen ihnen
bestehenden Handel shemmnisse schrittweise zu beseitigen und die Zusammenarbeit in allen
handel srel evanten Bereichen zu verstarken.
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(2 Die Wirtschaftspartnerschaftsabkommen zielen als Entwicklungsinstrumente auf die
Forderung der harmonischen und schrittweisen Integration der AKP-Staaten in die
Weltwirtschaft ab, wobei insbesondere das Potenzial der regionalen Integration und des Sid-
Sld-Handels voll genutzt werden soll.

3 Die Vertragsparteien kommen Uberein, diese neuen Handelsregelungen schrittweise
einzufihren.

Artikel 37
Verfahren

(1)  Waéhrend der Aushandlung der Wirtschaftspartnerschaftsabkommen wird nach Titel |
und Artikel 35 der Ausbau der Kapazitaten im 6ffentlichen und im privaten Sektor der AKP-
Staaten unterstiitzt, einschliefflich Mal3nahmen zur Erhéhung der Wettbewerbsfahigkeit fir
die Stérkung der regionalen Organisationen und fir die Unterstitzung der Initiativen zur
Integration des Regionahandels, gegebenenfalls verbunden mit ener Hilfe fur die
Haushaltsanpassung und die Steuerreform, sowie fur die Verbesserung und Entwicklung der
Infrastruktur und fur die Investitionsforderung.

()] Die Vertragsparteien prifen nach Artikel 38 regelméfdig die bei den Verhandlungen
erzielten Fortschritte.

3 Die Verhandlungen Uber die Wirtschaftspartnerschaftsabkommen werden — im
Hinblick auf die Unterstiitzung von Prozessen der regionaen Integration der AKP-Staaten —
mit denjenigen AKP-Staaten gefihrt, die sich dazu in der Lage sehen, auf der von ihnen fir
geeignet erachteten Ebene und im Einklang mit den von der AKP-Gruppe vereinbarten
Verfahren.

4) Ziel der Verhandlungen Uber die Wirtschaftspartnerschaftsabkommen ist vor allem die
Festlegung eines Zeitplans, nach dem die zwischen den Vertragsparteien bestehenden
Handelshemmnisse in Einklang mit den einschldgigen WTO-Regeln schrittweise beseitigt
werden. Auf Seiten der Gemeinschaft beruht die Handeldiberaliserung auf dem
gemeinschaftlichen Besitzstand und hat die Verbesserung des Marktzugangs fur die AKP-
Staaten unter anderem im Wege einer Uberprifung der Ursprungsregeln zum Ziel. In den
Verhandlungen werden der Entwicklungsstand und die soziodkonomischen Auswirkungen
der handelspolitischen Mal3nahmen auf die AKP-Staaten sowie deren Fahigkeit zur
Anpassung ihrer Wirtschaft an den Liberalisierungsprozess berlicksichtigt. Die
Verhandlungen sind daher hinsichtlich der Festlegung einer ausreichenden Ubergangszeit, des
unter Berlicksichtigung der empfindlichen Sektoren festgelegten Geltungsbereichs und des
Grades der Asymmetrie in den Zeitplanen fir den Zollabbau so flexibel wie moglich, halten
sich jedoch im Rahmen der dann geltenden WTO-Regeln.

5) Die Vertragsparteien arbeiten in der WTO eng zusammen, um die getroffenen
Regelungen darzulegen und zu rechtfertigen, vor alem, was den zur Verfiigung stehenden
Grad an Flexibilitét betrifft.

(6) Die Vertragsparteien beraten weiter dartiber, wie die fur ihre Ausfuhren geltenden
Ursprungsregeln, einschliefdlich der Kumulierungsbestimmungen vereinfacht und Gberprift
werden konnen.
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@) Nach Abschluss eines Wirtschaftspartnerschaftsabkommens durch AKP-Staaten
konnen AKP-Staaten, die nicht Vertragspartei eines solchen Abkommens sind, jederzeit um
Beitritt ersuchen.

(8 Im Rahmen der AKP-EU-Zusammenarbeit zur Unterstitzung der regionalen
Zusammenarbeit und Integration der AKP-Staaten im Sinne von Titel | und im Einklang mit
Artikel 35 tragen die Vertragsparteien insbesondere den Erfordernissen Rechnung, die sich
aus der Anwendung der Wirtschaftspartnerschaftsabkommen ergeben. Es gelten die in
Artikel 1 des Anhangs IV dieses Abkommens dargelegten Grundsétze. Zu diesem Zweck
vereinbaren die Vertragsparteien die Nutzung bestehender oder neuer regionaler
Finanzierungsmechanismen, Uber die die Mittel des mehrjahrigen Finanzrahmens fur die
Zusammenarbeit und andere zusétzliche Mittel bereitgestellt werden konnten.”

29. Folgender Artikel wird eingeflgt:
~Artikel 37a
Songtige Handel sregelungen

(1)  Vor dem Hintergrund der gegenwartigen handelspolitischen Entwicklungen hin zu
einer stérkeren Liberalisierung des Handels kénnen sich die EU und die AKP-Staaten an der
Aushandlung und Umsetzung von Ubereinkiinften beteiligen, die zu einer weiteren
Liberalisierung des multilateralen und des bilateralen Handels fuhren. Diese Liberalisierung
kann zum allmahlichen Wegfall der den AKP-Staaten gewahrten Préferenzen fuhren und sich
auf die Wettbewerbsfahigkeit der AKP-Staaten auf dem EU-Markt und ihre
Entwicklungsanstrengungen, die die EU unterstiitzen will, auswirken.

()] Im Einklang mit den Zielen der wirtschaftlichen und handelspolitischen
Zusammenarbeit bemiiht sich die EU um Durchfiihrung von Malznahmen zur Uberwindung
etwaiger negativer Folgen der Liberalisierung, um fur die AKP-Staaten so lange wie méglich
einen signifikanten préferenziellen Zugang im Rahmen des multilateralen Handelssystems
aufrechtzuerhalten und zu gewdhrleisten, dass jeder unausweichliche Abbau der
Préferenzbehandlung Uber den l[angstmoglichen Zeitraum erfolgt.”

30. Artikel 38 Absatz 2 erhdlt folgende Fassung:

»(2)  Der Ministerausschuss fur Handel sfragen erdrtert sémtliche handel sbezogenen Fragen,
die fur alle AKP-Staaten von Belang sind und Uberwacht insbesondere regelméaidig die
Aushandlung und Umsetzung der Wirtschaftspartnerschaftsabkommen. Er verfolgt mit
besonderer Aufmerksamkeit die laufenden multilateralen Handel sverhandlungen und priift die
Auswirkungen weiterreichender Liberalisierungsinitiativen auf den AKP-EG-Handel und die
Entwicklung der Wirtschaft der AKP-Staaten. Er erstattet dem Ministerrat Bericht und richtet
an ihn geeignete Empfehlungen, unter anderem in Bezug auf unterstiitzende Mal3nahmen, um
den Nutzen der AKP-EG-Handelsregelung zu steigern.”

3L Folgender Artikel wird eingeflgt:
»Artikel 38a

Konsultationen
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(1) Besteht die Gefahr, dass neue Mal3nahmen oder Mal3nahmen, die im Rahmen der von
der Gemeinschaft zur Erleichterung des Handel's beschlossenen Programme zur Angleichung
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften festgelegt sind, die Interessen eines oder mehrerer
AKP-Staaten beeintréchtigen, so unterrichtet die Gemeinschaft vor Erlass dieser Mal3nahmen
das Sekretariat der AKP-Gruppe und die betroffenen AKP-Staaten.

2 Damit die Gemeinschaft die Interessen der AKP-Gruppe berticksichtigen kann, finden
auf deren Antrag Konsultationen nach Artikel 12 des vorliegenden Abkommens im Hinblick
auf eine zufrieden stellende Ldsung statt.

3 Beeintrachtigen bestehende, zur Erleichterung des Handels getroffene Regelungen
oder Vorschriften der Gemeinschaft oder die Auslegung, Anwendung oder Durchfihrung
solcher Regelungen oder Vorschriften die Interessen eines oder mehrerer AKP-Staaten, so
finden auf deren Antrag Konsultationen nach Artikel 12 im Hinblick auf eine zufrieden
stellende L 6sung statt.

4 Im Hinblick auf eine zufrieden stellende Loésung kénnen die Vertragsparteien im
Paritétischen Ministerausschuss fur Handelsfragen auch sonstige Probleme im
Zusammenhang mit dem Handel zur Sprache bringen, die sich aus von den Mitgliedstaaten
getroffenen oder vorgesehenen Mal3nahmen ergeben konnten.

5) Die Vertragsparteien unterrichten einander Uber derartige Mal3nahmen, um wirksame
Konsultationen zu gewahrleisten.

(6) Die Vertragsparteien kommen Uberein, dass mit der Abhaltung von Konsultationen
und der Unterrichtung durch die Organe der Wirtschaftspartnerschaftsabkommen zu
Angelegenheiten, die in den Anwendungsbereich solcher Abkommen falen, auch die
Bestimmungen dieses Artikels und des Artikels 12 des vorliegenden Abkommens als erfullt
gelten, sofern ale voraussichtlich betroffenen AKP-Staaten Vertragsparteien des
Wirtschaftspartnerschaftsabkommens sind, in dessen Rahmen die Konsultationen abgehalten
wurden oder die Unterrichtung erfolgt ist.”

32. Artikel 41 Absatz 5 erhdlt folgende Fassung:

»(5) Die Gemeinschaft unterstitzt die AKP-Staaten auf Grundlage von nationalen und
regionalen Entwicklungsstrategien im Sinne von Titel | und im Einklang mit Artikel 35 in
ihren Anstrengungen, ihre Kapazitdten fur die Erbringung von Dienstleistungen auszubauen.
Besondere Aufmerksamkeit gilt den Dienstleistungen in den Bereichen Arbeitsmarkt,
Unternehmen, Vertrieb, Finanzwesen, Tourismus, Kultur sowie Bau- und damit
zusammenhangende I ngenieurleistungen mit dem Ziel, ihre Wettbewerbsfahigkeit zu erhthen
und dadurch den Wert und das Volumen des Waren- und Dienstleistungsverkehrs zu
steigern.”

33. Artikel 42 Absatz 4 erhdlt folgende Fassung:

»(4) Die Gemeinschaft unterstitzt die AKP-Staaten auf der Grundlage nationaler und
regionaler Entwicklungsstrategien im Sinne von Titel | und im Einklang mit Artikel 35 in
ihren Anstrengungen, wirtschaftliche und effiziente Seeverkehrsdienstleistungen in den AKP-
Staaten zu entwickeln und zu fordern, um die Beteiligung von Unternehmen aus den AKP-
Staaten an internationalen Seeverkehrsdiensten zu steigern.”

34. Artikel 43 Absatz 5 erhdlt folgende Fassung:
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»(5) Die Vertragsparteien kommen ferner Uberein, ihre Zusammenarbeit im Bereich der
Informations- und Kommunikationstechnologien und der Informationsgesellschaft zu
intensivieren. Ziel dieser Zusammenarbeit auf der Grundlage nationaler und regionaler
Entwicklungsstrategien im Sinne von Titel | und im Einklang mit Artikel 35 ist vor allem eine
grofRere Komplementaritét und Harmonisierung der Kommunikationssysteme auf nationaler,
regionaler und internationaler Ebene und ihre Anpassung an die neuen Technologien.”

35. Artikel 44 Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

»(2) Die Gemenschaft unterstiitzt die AKP-Staaten auf der Grundlage nationaler und
regionaler Entwicklungsstrategien im Sinne von Titel | und im Einklang mit Artikel 35 in
ihren Anstrengungen, ihre Fahigkeit zum Umgang mit sdmtlichen handelsrelevanten
Bereichen zu verbessern, gegebenenfalls auch durch Verbesserung und Unterstiitzung des
institutionellen Rahmens.*

36. Artikel 45 Absatz 3 erhélt folgende Fassung:

»(3) AuRerdem kommen die Vertragsparteien Uberein, die Zusammenarbeit in diesem
Bereich zu verstarken, um gemeinsam mit den zustdndigen nationalen Wettbewerbsbehtrden
eine wirksame Wettbewerbspolitik zu formulieren und zu unterstiitzen, mit der schrittweise
eine effiziente praktische Anwendung der Wettbewerbsregeln durch private und staatliche
Unternehmen gewdhrleistet wird. Die Zusammenarbeit in diesem Bereich umfasst auf der
Grundlage nationaler und regionaler Entwicklungsstrategien im Sinne von Titel | und im
Einklang mit Artikel 35 insbesondere Hilfe beim Entwerfen geeigneter Rechtsvorschriften
und bei ihrer Anwendung durch die Verwaltung unter Berlicksichtigung der besonderen Lage
der am wenigsten entwickelten AKP-Staaten.”

37. Artikel 46 Absatz 6 erhdlt folgende Fassung:

»(6) Die Vertragsparteien kommen ferner Gberein, ihre Zusammenarbeit in diesem Bereich
Zu intensivieren. Die Zusammenarbeit auf der Grundlage nationaler und regionaer
Entwicklungsstrategien im Sinne von Titel | und im Einklang mit Artikel 35 kann sich auf
Ersuchen zu einvernehmlich vereinbarten Bedingungen unter anderem auf folgende Bereiche
erstrecken: Ausarbeitung von Rechts- und Verwaltungsvorschriften zum Schutz und zur
Durchsetzung der Rechte an geistigem Eigentum, Verhinderung des Missbrauchs dieser
Rechte durch die Inhaber und der Verletzung dieser Rechte durch Konkurrenten, Einrichtung
und Verstarkung von nationalen und regionalen Amtern und sonstigen Stellen, auch durch
Unterstitzung der regionalen Organisationen fir geistiges Eigentum, die mit der
Durchsetzung und dem Schutz dieser Rechte befasst sind, einschliefdlich der Ausbildung des
Personals.”

38. Der einleitende Teil von Artikel 47 Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

»(2) Die Zusammenarbeit im Bereich Normung und Zertifizierung auf der Grundlage
nationaler und regionaler Entwicklungsstrategien im Sinne von Titel | und im Einklang mit
Artikel 35 hat die Forderung der Kompatibilitét der Systeme der Vertragsparteien zum Ziel
und umfasst insbesondere:”.

39. Artikel 48 Absatz 3 erhdlt folgende Fassung:

.(3) Die Vertragsparteien kommen Uberein, ihre Zusammenarbeit auf der Grundlage
nationaler und regionaler Entwicklungsstrategien im Sinne von Titel | und im Einklang mit
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Artikel 35 zu intensivieren, um die Kapazitdten im offentlichen und im privaten Sektor der
AKP-Staaten in diesem Bereich auszubauen.”

40. Artikel 49 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 erhélt folgende Fassung:

»(1) Die Vertragsparteien bestétigen erneut ihre Zusage, die Entwicklung des Welthandels
so zu fordern, dass eine nachhaltige und verninftige Umweltpflege in Einklang mit den
einschlagigen  internationalen  Ubereinkiinften  und ~ Verpflichtungen und  unter
Berticksichtigung ihres jewelligen Entwicklungsstandes gewéhrleistet ist. Sie sind sich
dartiber einig, dass bel Konzeption und Durchfiihrung umweltpolitischer Mal3nahmen, auch
im Zusammenhang mit Artikel 32a, den besonderen Bedurfnissen und Erfordernissen der
AKP-Staaten Rechnung getragen werden sollte.”;

b) folgender Absatz wird angefiigt:

»(3) Die Vertragsparteien sind sich dartiber einig, dass umweltpolitische Mal3nahmen nicht
flr protektionistische Zwecke genutzt werden sollten.”

41. Betrifft nicht die deutsche Fassung.
42. Artikel 51 Absatz 2 erhdlt folgende Fassung:

»(2) Mit der Zusammenarbeit wird auf der Grundlage nationaler und regionaler
Entwicklungsstrategien im Sinne von Titel | und im Einklang mit Artikel 35 insbesondere
angestrebt, die institutionellen und technischen Kapazitdten in diesem Bereich auszubauen,
Fruhwarnsysteme fir die gegenseitige Unterrichtung Uber geféhrliche Waren einzurichten,
einen Informations- und Erfahrungsaustausch tber die Einrichtung und Durchfihrung einer
Uberwachung nach dem Inverkehrbringen der Waren und Uber Produktsicherheit
durchzufiihren, die Information der Verbraucher Uber Preise und Eigenschaften der
angebotenen Waren und Dienstleistungen zu verbessern, den Aufbau unabhangiger
V erbraucherorganisationen und Kontakte zwischen den Vertretern der Verbraucherinteressen
zu fordern, die Kompatibilitdt der Verbraucherschutzpolitik und -systeme zu erhthen, die
Durchsetzung der Rechtsvorschriften zu notifizieren und die Zusammenarbeit bei der
Untersuchung schéadlicher oder unlauterer Geschéftspraktiken und bei der Anwendung von
Ausfuhrverboten fur Waren und Dienstleistungen, deren Inverkehrbringen im Ursprungsland
verboten ist, im Handel zwischen den Vertragsparteien zu férdern.”

43. Artikel 56 Absatz 1 erhdlt folgende Fassung:

»(1) Die Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinanzierung wird auf der Grundlage der
von den AKP-Staaten auf nationaer, regionader und IntraAKP-Ebene festgelegten
Entwicklungszielen, -strategien und -prioritdten und in Einklang mit diesen durchgefiihrt. Den
geografischen, sozidlen und kulturellen Besonderheiten der AKP-Staaten sowie ihrem
spezifischen Potenzial wird Rechnung getragen. Die Zusammenarbeit, die sich an der
international vereinbarten Agenda zur Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit
orientiert, beruht auf den Grundsdtizen Eigenverantwortung, Partnerausrichtung,
Geberkoordinierung  und -harmonisierung, Ergebnisorientierung und  gegenseitige
Rechenschaftspflicht. Insbesondere
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(b)

(©)

(d)

(€)

44.

a)

b)

45.

a)

b)

wird mit der Zusammenarbeit die Eigenverantwortung der ortlichen Akteure auf
allen Ebenen des Entwicklungsprozesses gefordert;

ist die Zusammenarbeit Ausdruck einer Partnerschaft, die auf beiderseitigen Rechten
und Pflichten beruht;

wird bei der Zusammenarbeit betont, wie wichtig die Berechenbarkeit und Sicherheit
des Zuflusses der Mittel ist, die zu sehr gunstigen Bedingungen kontinuierlich
bereitgestellt werden;

wird die Zusammenarbeit flexibel gehandhabt und der Lage des einzelnen AKP-
Stastes sowie den Besonderheiten des betreffenden Projekts oder Programms
angepasst; und

wird die Effizienz, die Koordinierung und die Konsistenz der Zusammenarbeit
gewahrleistet.”

Artikel 58 wird wie folgt geandert:

Absatz 1 Buchstabe b erhalt folgende Fassung:

»D) die regionalen oder zwischenstaatlichen Einrichtungen, an denen sich ein oder
mehrere AKP-Staaten beteiligen, einschliefdich der Afrikanischen Union und anderer
Einrichtungen, an denen auch nicht zu den AKP-Staaten gehorende Lander beteiligt
sind und die von den betreffenden AKP-Staaten bevollméachtigt sind; und”;

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

) Buchstabe d erhdlt folgende Fassung::

»d) Finanzintermedidre der AKP-Staaten oder der Gemeinschaft, die
private oder 6ffentliche Investitionen in den AKP-Staaten bereitstellen, férdern
und finanzieren;”;

i)  Buchstabe f erhalt folgende Fassung:

»f) nicht der AKP-Staatengruppe angehtrende Entwicklungslander, die
sich nach Artikel 6 des Anhangs IV dieses Abkommens zusammen mit AKP-
Staaten an einer gemeinsamen Mal3nahme oder einer regionalen Organisation
beteiligen.”

Artikel 60 wird wie folgt geéndert:
Buchstabe c erhélt folgende Fassung:

,C) die Begrenzung der kurzfristigen negativen Auswirkungen exogener Schocks,
einschlielflich der Instabilitdt der Ausfuhrerlose, auf die soziodkonomischen
Reformen und Politikmalinahmen;*“;

Buchstabe g erhélt folgende Fassung:
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»0) humanitére Hilfe und Soforthilfe, einschliefflich der Hilfe fur Fluchtlinge und
Vertriebene, Hilfsmalznahmen zur Uberbriickung zwischen kurzfristigen Hilfs- und
Wiederaufbaumal3nahmen und langfristiger Entwicklungshilfe in Krisensituationen
oder danach sowie Katastrophenvorsorge.”

46. Artikel 61 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

»(2) Direkte Budgethilfe zur Unterstitzung gesamtwirtschaftlicher oder
sektorbezogener Reformen wird gewahrt, sofern

a) genau definierte, sich auf Armut konzentrierende nationale oder
sektorbezogene Entwicklungsstrategien bestehen bzw. umgesetzt werden;

b) eine genau definierte stabilitétsorientierte Gesamtwirtschaftspolitik
besteht bzw. umgesetzt wird, die von dem Land selbst festgelegt und von den
wichtigsten Gebern — gegebenenfalls auch von den internationalen
Finanzinstitutionen — positiv bewertet wurde; und

C) die Verwaltung der offentlichen Finanzen hinreichend transparent,
verantwortungsvoll und effizient ist.

Die Gemeinschaft richtet sich nach den spezifischen Systemen und Verfahren
eines jeden AKP-Staats, Uberwacht ihre Budgethilfe gemeinsam mit dem
betreffenden Partnerland und unterstiitzt die Anstrengungen der Partnerlander
zur Stérkung ihrer nationalen Rechenschaftspflicht, der parlamentarischen
Kontrolle, der Prifkapazititen und des Zugangs der Offentlichkeit zu
Informationen.”;

b) Absatz 5 erhdlt folgende Fassung:

»(5) Im Rahmen dieses Abkommens dienen die im mehrjahrigen Finanzrahmen fir
die Zusammenarbeit nach diesem Abkommen vorgesehenen Mittel, die Eigenmittel
der Europaischen Investitionsbank (nachstehend die ,Bank” genannt) und
gegebenenfalls andere Mittel aus dem Haushalt der Européischen Gemeinschaft zur
Finanzierung der Projekte, Programme und sonstigen Maldnahmen, die zur
Verwirklichung der Ziele dieses Abkommens beitragen.”

47. Artikel 66 Absatz 1 erhdlt folgende Fassung:

»(1)  Zur Verringerung der Schuldenlast und der Zahlungsbilanzschwierigkeiten der AKP-
Staaten kommen die Vertragsparteien Uberein, die im mehrjghrigen Finanzrahmen fur die
Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens vorgesehenen Mittel zu verwenden, um
einen Beitrag zu international gebilligten Entschuldungsinitiativen zugunsten der AKP-
Staaten zu leisten. Aulerdem verpflichtet sich die Gemeinschaft zu prufen, wie langfristig
andere  Gemeinschaftsmittel  fir  die  Unterstitzung  international  gebilligter
Entschuldungsinitiativen bereitgestellt werden konnen.”

48. Artikel 67 Absatz 1 erhdlt folgende Fassung:
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»(1) Der mehrjghrige Finanzrahmen fir die Zusammenarbeit im Rahmen dieses
Abkommens sient eine Unterstitzung fir die von den AKP-Staaten durchgefihrten
gesamtwirtschaftlichen und sektorbezogenen Reformen vor. In diesem Rahmen gewdahrleisten
die Vertragsparteien, dass die Anpassung wirtschaftlich lebensfahig und sozial und politisch
tragbar ist. Die Unterstiitzung erfolgt im Rahmen einer von der Gemeinschaft und dem
betreffenden AKP-Staat gemeinsam vorgenommenen Bewertung der durchgefihrten oder
geplanten gesamtwirtschaftlichen und sektorbezogenen Reformen und ermdglicht eine
Gesamtbewertung der Reformanstrengungen. Nach Mdoglichkeit erfolgt die gemeinsame
Bewertung nach Maf3gabe landerspezifischer Regelungen und wird die Unterstitzung auf der
Grundlage der erzielten Ergebnisse Uberwacht. Ein  wichtiges Merkmal der
Unterstiitzungsprogramme ist die rasche Auszahlung der Hilfe.

49, Der Titel von Teil 4 Titel 11 Kapitel 3 erhalt folgende Fassung:
~KAPITEL 3

Unterstiitzung im Falle exogener Schocks*.

50. Artikel 68 erhalt folgende Fassung:

~Artikel 68

(1) Die Vertragsparteien erkennen an, dass gesamtwirtschaftliche Instabilitét aufgrund
exogener Schocks die Entwicklung der AKP-Staaten beeintrachtigen und die Verwirklichung
ihrer Entwicklungsziele geféhrden kann. Daher wird innerhalb des mehrjéhrigen
Finanzrahmens fir die Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens ein System
zusétzlicher Unterstlitzung eingerichtet, mit dem die kurzfristigen negativen Auswirkungen
exogener Schocks, einschliefdlich der Auswirkungen auf die Ausfuhrerldse, begrenzt werden
sollen.

2 Ziel dieser Unterstiitzung ist es, soziookonomische Reformen und Politiken zu
bewahren, die bei einem Rickgang der Einnahmen beeintréchtigt werden konnten, und den
kurzfristigen negativen Auswirkungen solcher Schocks abzuhelfen.

(©)) Die extreme Abhéngigkeit der Wirtschaft der AKP-Staaten von den Ausfuhren, vor
allem von landwirtschaftlichen und Bergbauerzeugnissen, wird bei der Mittelzuweisung
berticksichtigt. In diesem Zusammenhang wird den am wenigsten entwickelten AKP-Staaten,
den AKP-Binnenstaaten und den AKP-Inselstaaten sowie AKP-Staaten, die sich in der Phase
nach einem Konflikt oder einer Naturkatastrophe befinden, eine gunstigere Behandlung
gewahrt.

4 Die zusdtzlichen Mittel werden nach den spezifischen Modalitdten fur den
Unterstitzungsmechanismus bereitgestellt, die in Anhang Il , Finanzierungsbedingungen*
festgelegt sind.

5) Die Gemeinschaft unterstitzt auch marktgestitzte Versicherungssysteme fur AKP-
Staaten, die sich gegen kurzfristige Auswirkungen exogener Schocks absichern wollen.”

51. Der Titel von Teil 4 Titel 11 Kapitel 6 erhalt folgende Fassung:

»KAPITEL 6
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Humanitére Hilfe, Soforthilfe und Hilfe im Anschluss an Notsituationen®
52. Artikel 72 erhélt folgende Fassung:

SArtikel 72

Grundprinzip

(1) In Krisensituationen wird humanitére Hilfe, Soforthilfe und daran anschlief3ende Hilfe
gewahrt. Die humanitére Hilfe und die Soforthilfe zielen auf die Rettung und Erhaltung von
Leben und die Verhinderung und Linderung menschlichen Leids, wo immer dies erforderlich
wird. Die Hilfe im Anschluss an Notsituationen dient dem Wiederaufbau und der
Uberbriickung zwischen der kurzfristigen Unterstitzung und den langerfristigen
Entwicklungsprogrammen.

2 Krisensituationen, einschliefdich Situationen anhaltender struktureller Instabilitét oder
Fragilitét, sind Situationen, in denen die oOffentliche Ordnung oder die Sicherheit von
Personen bedroht ist und die Gefahr besteht, dass es zu einem bewaffneten Konflikt kommt
oder das Land destabilisiert wird. Krisensituationen kénnen auch auf Naturkatastrophen, auf
von Menschen ausgeloste Krisen wie Krieg oder sonstige Konflikte oder auf
aulBergewohnliche Umstande mit vergleichbaren Auswirkungen, unter anderem im
Zusammenhang mit dem Klimawandel, der Umweltzerstorung, dem Zugang zu Energie und
natirlichen Ressourcen oder extremer Armut, zurtickzufiihren sein.

3 Humanitére Hilfe, Soforthilfe und Hilfe im Anschluss an Notsituationen werden
geleistet, solange dies notwendig ist, um den sich aus diesen Situationen ergebenden Bedarf
der Opfer zu decken, wobei Nothilfe, Wiederaufbau und Entwicklung miteinander verknipft
werden.

4 Humanitére Hilfe wird ausschliefdlich entsprechend den Bedirfnissen und Interessen
der Krisenopfer und in Einklang mit den Grundsdtzen des humanitéren V6lkerrechts sowie
unter Wahrung der Menschlichkeit, Neutralitdt, Unparteilichkeit und Unabhangigkeit
geleistet. Insbesondere findet keine Diskriminierung der Opfer aus Grinden der Rasse, der
ethnischen Herkunft, der Religion, des Geschlechts, des Alters, der Staatsangehérigkeit oder
der politischen Zugehorigkeit statt, und der freie Zugang zu den Opfern und ihr Schutz sowie
die Sicherheit der humanitéren Helfer und ihrer Ausriistung werden gewahrleistet.

5) Die humanitére Hilfe, Soforthilfe und Hilfe im Anschluss an Notsituationen werden
aus dem mehrjahrigen Finanzrahmen fir die Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens
finanziert, wenn eine Finanzierung aus dem Haushalt der Union nicht moglich ist. Die
humanitare Hilfe, Soforthilfe und Hilfe im Anschluss an Notsituationen erganzen die
Malinahmen der Mitgliedstaaten, werden mit ihnen koordiniert und stehen in Einklang mit
den bewahrten Praktiken zur Steigerung der Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit.”

53. Folgender Artikel wird eingeflgt:
LArtikel 72a
Zielsetzung

(D] Mit der humanitéren Hilfe und der Soforthilfe wird das Ziel verfolgt,
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(@ inKrisensituationen und unmittelbar danach Menschenleben zu retten;

(b) mit allen verfligbaren logistischen Mitteln dazu beizutragen, dass die Hilfsguter
finanziert und ausgeliefert werden und dass die vorgesehenen Empfénger
direkten Zugang zu ihnen erhalten;

(c) kurzfristige Rehabilitations- und Wiederaufbaumal3nahmen durchzufihren, um
den Opfern wieder ein Mindestmal3 an sozialer und wirtschaftlicher Integration
zu ermdglichen und so bald wie moglich die Voraussetzungen fir eine
Wiederaufnahme der Entwicklung auf der Grundlage der von den betreffenden
AKP-Staaten und -Regionen festgel egten langfristigen Ziele zu schaffen;

(d) den Erfordernissen zu entsprechen, die durch Wanderungsbewegungen
(Fltchtlinge, Vertriebene und Riickkehrer) infolge von Naturkatastrophen oder
von Menschen ausgel6sten Krisen entstehen, damit der gesamte Bedarf der
Flichtlinge und Vertriebenen (unabhangig von ihrem Aufenthaltsort) so lange
wie notig gedeckt und ihre freiwillige Rickkehr in ihr Herkunftsland und ihre
Wiedereingliederung erleichtert wird; und

(e) die AKP-Staaten oder -Regionen bei der Einrichtung kurzfristiger
Mechanismen zur Katastrophenvorbeugung und -vorsorge, einschliefdich zur
Friherkennung und Frihwarnung, zu unterstiitzen, um die Folgen von
Katastrophen zu begrenzen.

2 AKP-Staaten oder -Regionen, die Flichtlinge oder Rickkehrer aufnehmen, kann Hilfe
gewahrt werden, um den dringenden Bedarf zu decken, der durch die Soforthilfe nicht
abgedeckt wird.

(©)) Die Hilfe im Anschluss an Notstuationen dient dem materiellen und
gesellschaftlichen Wiederaufbau, der nach den betreffenden Krisen erforderlich wird, und
kann zur Uberbriickung zwischen den kurzfristigen Hilfs- und Wiederaufbaumalinahmen und
den einschléagigen langerfristigen Entwicklungsprogrammen, die aus den nationalen oder
regionalen Richtprogrammen oder dem IntraaAKP-Programm finanziert werden, eingesetzt
werden. Diese MaBnahmen miissen fir den Ubergang von der Notstandsphase zur
Entwicklungsphase erforderlich sein, die wirtschaftliche und soziale Wiedereingliederung der
betroffenen Bevolkerungsgruppen fordern, die Ursachen der Krise soweit wie mdglich
beseitigen und die Institutionen und die Eigenverantwortung der Ortlichen und nationalen
Akteure fur die Formulierung einer nachhaltigen Entwicklungsstrategie fur den betreffenden
AKP-Staat starken.

4 Gegebenenfals werden die in Absatz 1 Buchstabe e genannten Kkurzfristigen
Mechanismen zur Katastrophenvorbeugung und -vorsorge mit anderen bereits vorhandenen
M echanismen zur K atastrophenvorbeugung und -vorsorge koordiniert.

Durch Entwicklung und Ausbau nationaler, regionaler und AKP-weiter Mechanismen fir
Katastrophenvorsorge und Katastrophenrisikomanagement werden die AKP-Staaten bei der
Starkung ihrer Regenerationsféhigkeit nach Katastrophen unterstiitzt. Alle damit verbundenen
Aktivitdten kdnnen in Zusammenarbeit mit regionalen und internationalen Organisationen
und Programmen, die tber nachweisliche Erfahrungen im Bereich der Katastrophenvorsorge
verflgen, durchgefthrt werden.”
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54. Artikel 73 erhélt folgende Fassung:
»Artikel 73
Durchfihrung

D Die Hilfsmal3nahmen werden auf Antrag des AKP-Staats oder der AKP-Region, der
bzw. die von der Krisensituation betroffen ist, auf Initiative der Kommission oder auf
Empfehlung internationaler Organisationen oder Ortlicher oder internationaler nichtstaatlicher
Organisationen durchgefihrt.

2 Die Gemeinschaft trifft die erforderlichen Vorkehrungen zur Erleichterung ener
raschen Durchfihrung der zur Deckung des dringenden Bedarfs erforderlichen
Hilfsmal3nahmen. Die Hilfsmal3nahmen werden nach Verfahren verwaltet und durchgefiihrt,
die ein rasches, flexibles und effizientes Handeln ermdglichen.

3 Wegen ihrer entwicklungspolitischen Zielsetzung kann die nach diesem Kapitel
gewéhrte Hilfe in Ausnahmeféllen auf Antrag des betreffenden Staates oder der betreffenden
Region zusammen mit Mitteln aus dem Richtprogramm verwendet werden.”

55. Artikel 76 Absatz 1 Buchstabe d erhélt folgende Fassung:

,d)  Darlehen aus Eigenmitteln der Bank und aus der Investitionsfazilitét unter den in
Anhang Il dieses Abkommens festgelegten Bedingungen. Diese Darlehen kdnnen auch zur
Finanzierung offentlicher Investitionen in die Basisinfrastruktur verwendet werden.”

56. Artikel 95 Absatz 3 Unterabsatz 1 erhdt folgende Fassung:

»(3) Spétestens zwolf Monate vor Ablauf jedes Fiunfjahreszeitraums notifizieren die
Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten einerseits und die AKP-Staaten andererseits der
anderen Vertragspartei, fir welche Bestimmungen sie im Hinblick auf eine Anderung dieses
Abkommens eine Uberpriifung beantragen. Beantragt eine Vertragspartei die Uberpriifung
von Bestimmungen dieses Abkommens, so kann die andere Vertragspartel unbeschadet der
genannten Frist innerhalb von zwei Monaten beantragen, dass weitere Bestimmungen in die
Uberpriifung einbezogen werden, die mit denen in Zusammenhang stehen, die Gegenstand
des ersten Antrags waren.”

57. Artikel 100 Absatz 2 erhdlt folgende Fassung:

»Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in bulgarischer, dénischer, deutscher, englischer,
estnischer, finnischer, franzdsischer, griechischer, italienischer, lettischer, litauischer,
maltesischer, niederlandischer, polnischer, portugiesischer, rumanischer, schwedischer,
slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer und ungarischer Sprache abgefasst,
wobel jeder Wortlaut gleichermal3en verbindlich ist; es wird im Archiv des
Generalsekretariats des Rates der Européischen Union und beim AKP-Sekretariat hinterlegt;
die Sekretariate Ubermitteln der Regierung jedes Unterzeichnerstaates eine beglaubigte
Abschrift.”

C. ANHANGE
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1. Anhang I1, in der durch den Beschluss Nr. 1/2009 des AKP-EG-Ministerrats vom 29.
Mai 2009% gednderten Fassung, wird wie folgt geandert:

a) Artikel 1 erhélt folgende Fassung:
»Artikel 1

(1) Fur die Finanzierung der Mal3nahmen der Investitionsfazilitéat (Fazilitét), der Darlehen
aus Eigenmitteln der Europaischen Investitionsbank (Bank) und der Sondermal3nahmen gelten
die in diesem Kapitel festgelegten Bedingungen. Die Mittel kénnen den in Betracht
kommenden Unternehmen direkt oder indirekt Uber die in Betracht kommenden
Investmentfonds und/oder Finanzintermediare zur Verfligung gestellt werden.

()] Die Mittel fur die in diesem Anhang vorgesehenen Zinsvergitungen werden aus den
in Anhang Ib Absatz 2 Buchstabe c festgel egten Zinszuschiissen bereitgestellt.

3 Die Zinsvergitungen koénnen kapitalisiert oder in Form von Zuschissen verwendet
werden. Der Betrag der Zinsvergitung, der als deren Wert zu den Auszahlungsterminen des
Darlehens zu berechnen ist, wird mit den in Anhang Ib Absatz 2 Buchstabe ¢ festgelegten
Zinszuschissen verrechnet und direkt an die Bank gezahlt. Bis zu 10 % dieser fir
Zinsvergutungen bestimmten Zuschisse konnen fur die Unterstiitzung projektbezogener
technischer Hilfe in den AKP-Staaten verwendet werden.

4 Diese Bedingungen gelten unbeschadet der Bedingungen, die AKP-Staaten auferlegt
werden konnen, fur die im Rahmen der Initiative zugunsten der hochverschuldeten armen
Lander (Heavily Indebted Poor Countries, ,HIPC*-Initiative) oder in einem anderen
international vereinbarten Rahmen fir en tragfdhiges Schuldenniveau restriktive
Bedingungen fur die Darlehensaufnahme gelten. Sofern solche Rahmenwerke eine
Verringerung des Zinssatzes eines Darlehens um mehr als die nach den Artikeln 2 und 4
dieses Kapitels erlaubten 3 % erforderlich machen, ist die Bank bestrebt, die
durchschnittlichen Finanzierungskosten durch eine geeignete Kofinanzierung mit anderen
Gebern zu senken. Wird dies fur nicht mdglich erachtet, so kann der Zinssatz fir das
Bankdarlehen so weit gesenkt werden, dass er dem Niveau entspricht, das sich aus der HIPC-
Initiative oder einem anderen international vereinbarten Rahmen fir ein tragfahiges
Schuldenniveau ergibt.”;

b) Artikel 2 Absatze 7 und 8 erhalten folgende Fassung:

»(7) Gewohnliche Darlehen kénnen in Léandern, fur die im Rahmen der HIPC-Initiative
oder in einem anderen international vereinbarten Rahmen fir ein tragfahiges
Schuldenniveau keine restriktive Bedingungen fir die Darlehensaufnahme gelten, in
folgenden Fallen zu V orzugsbedingungen gewahrt werden:

(@) Darlehen fur Infrastrukturprojekte, die Vorbedingung fur die Entwicklung der
Privatwirtschaft in den am wenigsten entwickelten Landern und in Landern
sind, die sich in der Phase nach einem Konflikt oder einer Naturkatastrophe
befinden. In diesen Féllen wird der Zinssatz fur das Darlehen um bis zu 3 %
gesenkt;

2 ABI. L 168, 30.6.2009, S. 48
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(8)

c)

»(2)

(@

(b)

(©)

2.

a)

»8)

(b) Darlehen fur Projekte, die Umstrukturierungsmal3nahmen im Rahmen der
Privatisierung umfassen, oder fir Projekte, die sozia oder 6kologisch von
betrachtlichem und eindeutig nachweisbarem Nutzen sind. In diesen Félen
konnen die Darlehen mit einer Zinsvergutung gewahrt werden, deren Hohe und
Form unter Bertcksichtigung der Besonderheiten des Projekts festgesetzt
werden. Die Zinsvergitung betragt jedoch hochstens 3 %.

Insgesamt liegt der Zinssatz nach Buchstaben a oder b in keinem Fall unter 50 % des
Referenzsatzes.

Die Mittel fur diese bevorzugten Zwecke werden aus den in Anhang Ib Absatz 2
Buchstabe ¢ des vorliegenden Abkommens festgelegten Zinszuschiissen
bereitgestellt.”;

Artikel 4 Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

Darlehen aus Eigenmitteln der Bank werden zu folgenden Bedingungen gewahrt:

Der Referenzzinssatz ist der Zinssatz, den die Bank am Tag der Unterzeichnung des
Vertrages oder am Tag der Auszahlung bei Darlehen mit gleichen Bedingungen
hinsichtlich der Wahrung und der Riickzahlungsfrist anwendet.

Jedoch kommen im Falle von Landern, fur die im Rahmen der HIPC-Initiative oder
in einem anderen international vereinbarten Rahmen fur ein tragféhiges
Schuldenniveau keine restriktiven Bedingungen fir die Darlehensaufnahme gelten,

) Projekte des offentlichen Sektors grundsétzlich fir eine Zinsvergitung in Hohe
von 3 % in Betracht;

i) privatwirtschaftliche Projekte, die unter die in Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b
genannten Kategorien fallen, fur eine Zinsvergitung zu den in Artikel 2 Absatz 7
Buchstabe b festgel egten Bedingungen in Betracht.

Insgesamt liegt der Zinssatz in keinem Fall unter 50 % des Referenzsatzes.

Die Ruckzahlungsfrist fur die von der Bank aus Eigenmitteln gewdahrten Darlehen
wird nach den wirtschaftlichen und finanziellen Merkmalen des Projekts festgel egt.
Fir diese Darlehen wird in der Regel eine rickzahlungsfreie Zeit gewéhrt, die im
Verhdltnis zur Dauer der Projektarbeiten festgesetzt wird.”

Anhang I11 wird wie folgt gedndert:

Artikel 1 Buchstaben a und b erhalten folgende Fassung:

die Rolle des Zentrums fur Unternehmensentwicklung (ZUE) zu verstdrken und

auszubauen, damit die Privatwirtschaft die erforderliche Unterstiitzung bel der Forderung der
Entwicklung der Privatwirtschaft in den AKP-Staaten und -Regionen erhélt;

b)

die Rolle des Zentrums fir landwirtschaftliche und landliche Entwicklung (TZL) bei

der Entwicklung der institutionellen Kapazitéten und vor allem des I nformationsmanagements
in den AKP-Staaten zu verstdrken und zu intensivieren, um den Zugang zu Technologie zu
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erleichtern, mit der die Produktivitdét der Landwirtschaft, die Vermarktung, die
Erndhrungssicherheit und die landliche Entwicklung verbessert werden kdnnen.”;

b) Artikel 2 erhélt folgende Fassung:
»Artikel 2
ZUE

(@D Das ZUE fordert ein fur die Entwicklung der Privatwirtschaft gunstiges
Unternehmensumfeld und unterstitzt die Umsetzung der Entwicklungsstrategien der
Privatwirtschaft in den AKP-Staaten; zu diesem Zweck stellt es nichtfinanzielle
Dienstleistungen einschliefdlich Beratungsleistungen fir die Gesellschaften und Unternehmen
der AKP-Staaten bereit und unterstiitzt gemeinsame Initiativen von Wirtschaftsbeteiligten der
Gemeinschaft und der AKP-Staaten. In diesem Zusammenhang wird der sich aus der
Umsetzung der Wirtschaftspartnerschaftsabkommen ergebende Bedarf  gebihrend
berticksichtigt.

()] Ziel des ZUE ist es, den Privatunternehmen der AKP-Staaten bei der Steigerung ihrer
Wettbewerbsfahigkeit in alen Wirtschaftszweigen zu helfen. Vor allem

(@ erleichtert und fordert es Kooperationen und Partnerschaften zwischen
Unternehmen aus den AKP-Staaten und aus der EU;

(b) hilft es bel der Entwicklung unterstiitzender Dienstleistungen fir Unternehmen
durch Unterstitzung des Kapazitétsaufbaus in den Organisationen der
Privatwirtschaft oder der Erbringer von Dienstleistungen im technischen,
beruflichen, Management-, Marketing- und Ausbildungsbereich;

(c) leistet es Hilfe bei der Invedtitionsférderung, z. B. Unterstitzung von
I nvestitionsfOrderungsorgani sationen, Veranstaltung von
Investitionskonferenzen, Ausbildungsprogramme, Strategieworkshops und
Follow-up-Missionen zu Investitionsf érderungsmal3nahmen;

(d) leistet es Unterstiitzung von Initiativen, die zur Innovation und zum Transfer
von Technologie und Know-how und zur Forderung der am besten geeigneten
Methoden in alen Bereichen der Unternehmensfiihrung beitragen;

(e) informiert es die AKP-Privatwirtschaft Uber die Bestimmungen des
Abkommens; und

(f) stellt es Informationen fir européische Unternehmen und Organisationen der
Privatwirtschaft Uber die Geschéftsmoglichkeiten und -modalitéten in den
AKP-Staaten bereit.

3 Das ZUE tréagt auch zur Verbesserung des Unternehmensumfelds auf nationaler und
regionaler Ebene bei, um Unternehmen dabel zu unterstiitzen, Vorteile aus den Fortschritten
bei der regionalen Integration und der Handel stffnung zu ziehen. Dies umfasst

(@ Unterstitzung von Unternehmen bel der Erfullung bestehender und neuer
Qualitdts- und sonstiger Normen, die im Zuge der regionalen Integration und
der Umsetzung der Wirtschaftspartnerschaftsabkommen eingefihrt werden;
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(b) Information der lokalen AKP-Privatwirtschaft Uber die auf den Exportméarkten
verlangte Produktqualitét und die dort geltenden Normen;

(c) Forderung von Reformen der Rahmenbedingungen fir Unternehmen auf
regionadler und nationaler Ebene, u.a. durch Erleichterung des Diaogs
zwischen der Privatwirtschaft und der 6ffentlichen Hand; und

(d) Stéarkung der Rolle und Funktion nationaler und/oder regionaer
Dienstleistungsintermediare.

4 Bei privaten und offentlichen Initiativen zur Entwicklung der Privatwirtschaft stiitzt
sich die Tétigkeit des ZUE auf die Grundsétze der Koordinierung, der Komplementaritét und
des zusdtzlichen Nutzens. Seine Tétigkeit steht insbesondere mit den in Teil 3 dieses
Abkommens dargelegten nationalen und regionalen Entwicklungsstrategien im Einklang. Das
ZUE entscheidet, in welchen Bereichen es tatig wird, und sorgt bei der Wahrnehmung seiner
Aufgaben fiur finanzielle Nachhaltigkeit. Es gewdhrleistet eine angemessene
Aufgabenverteilung zwischen Hauptverwaltung und Regional blros.

) Die Tatigkeit des ZUE wird in regelmaliigen Abstanden evaluiert.

(6) Der Botschafterausschuss fuhrt die Aufsicht Gber das Zentrum. Nach Unterzeichnung
des vorliegenden Abkommens

(@ legt er die Satzungen des Zentrums fest;
(b) ernennt er die Mitglieder des Exekutivrats;
(c) ernennt er die Leitung des Zentrums auf V orschlag des Exekutivrats; und

(d) Uberwacht er die Gesamtstrategie des Zentrums und beaufsichtigt er die
Tatigkeit des Exekutivrats.

@) Der Exekutivrat nimmt nach Mal3gabe der Satzung des Zentrums folgende Aufgaben
wahr:

(@) Festlegung der Haushaltsordnung, des Personalstatuts und der
Geschéftsordnung des Zentrums,

(b) Beaufsichtigung der Tétigkeit des Zentrums,
(¢)  Annahme des Programms und des Haushalts des Zentrums;

(d) Vorlage regelmaldiger Berichte und Evaluierungen an die Aufsichtsbehdrde;
und

(e) sonstigeihm in der Satzung des Zentrums Ubertragene Aufgaben.

(8 Der Haushat des Zentrums wird in Einklang mit den Bestimmungen dieses
Abkommens Uber die Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinanzierung finanziert.”;

C) Artikel 3 erhélt folgende Fassung:

»Artikel 3
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TZL

(@D Das TZL hat die Aufgabe, die Entwicklung der politischen und institutionellen
Leistungsfahigkeit und die Kapazitdten der Organisationen der AKP-Staaten fur die
Entwicklung der Landwirtschaft und des landlichen Raums fur das Informations- und
Kommunikationsmanagement zu verstarken. Es hilft diesen Organisationen dabei, eine Politik
und Programme zur Einddmmung der Armut, zur FOrderung einer nachhaltigen
Nahrungsmittelsicherung und zur Erhaltung der natirlichen Ressourcen zu formulieren und
umzusetzen, und leistet dadurch einen Beitrag zu einer grof3eren Eigenstandigkeit der AKP-
Staaten bei der Entwicklung der Landwirtschaft und des landlichen Raums.

(2) DasTZL

(@ entwickelt und betreibt Informationsdienste und sorgt fir einen besseren
Zugang zu Forschung, Ausbildung und Innovation in den Bereichen
Entwicklung und Ausbau der Landwirtschaft und des landlichen Raums, um
die Landwirtschaft und die landliche Entwicklung zu fordern; und

(b) entwickelt und verstarkt die Kapazitdten der AKP-Staaten fir die

i) Verbesserung der Formulierung und Umsetzung der Politik und der
Strategien zur Entwicklung der Landwirtschaft und des landlichen Raums auf
nationaler und regionaler Ebene, einschliefdlich der Kapazitdten fur die
Sammlung von Daten, die Forschung im politischen Bereich und die Anayse
und Formulierung der Poalitik;

i) Verbesserung des Informations- und Kommunikationsmanagements,
vor alem im Rahmen der Nationalen Strategie fur die Landwirtschaft;

i) Forderung eines effizienten Informations- und
Kommunikationsmanagements innerhalb  der Ingtitutionen fur die
Leistungskontrolle und der Bildung von Arbeitsgemeinschaften mit regionalen
und internationalen Partnern;

V) Forderung eines dezentralen Informations- und
K ommunikationsmanagements auf ortlicher und nationaler Ebene;

V) Unterstitzung von Initiativen im Wege der regionalen
Zusammenarbeit; und

vi) Entwicklung von Konzepten fur die Bewertung der Auswirkungen der
Politik auf die Entwicklung der Landwirtschaft und des léndlichen Raums.

3 Das Zentrum unterstiitzt regionale Initiativen und Netze und beteiligt schrittweise
geeignete AKP-Organisationen an den Programmen fir den Kapazitétsausbau. Zu diesem
Zweck unterstiitzt das Zentrum dezentrale regionale Informationsnetze. Diese Netze werden
schrittweise und effizient aufgebaut.

4) Die Tétigkeit des TZL wird in regelméfdigen Abstanden evaluiert.

5) Der Botschafterausschuss fuhrt die Aufsicht Gber das Zentrum. Nach Unterzeichnung
des vorliegenden Abkommens
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a) legt er die Satzungen des Zentrums fest;
b)  ernennt er die Mitglieder des Exekutivrats;
c) ernennt er die Leitung des Zentrums auf Vorschlag des Exekutivrats; und

d) Uberwacht er die Gesamtstrategie des Zentrums und beaufsichtigt er die
Téatigkeit des Exekutivrats.

(6) Der Exekutivrat nimmt nach Mal3gabe der Satzung des Zentrums folgende Aufgaben
wahr:

a) Festlegung der Haushatsordnung, des Personalstatuts und der
Geschéaftsordnung des Zentrums,

b)  Beaufsichtigung der Téatigkeit des Zentrums,
¢)  Annahme des Programms und des Haushalts des Zentrums;

d) Vorlage regelméidiger Berichte und Evaluierungen an die Aufsichtsbehdrde;
und

€)  sonstigeihm in der Satzung des Zentrums Ubertragene Aufgaben.

@) Der Haushat des Zentrums wird in Einklang mit den Bestimmungen dieses
Abkommens Uber die Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinanzierung finanziert.”;

3 Anhang 1V, in der durch den Beschluss Nr. 3/2008 des AKP-EG-Ministerrats vom
15. Dezember 2008 gednderten Fassung, wird wie folgt geandert:

a) Artikel 1, 2 und 3 erhalten folgende Fassung:
»Artikel 1

Die im Rahmen des Abkommens aus Zuschtissen finanzierten Mal3nahmen werden zu Beginn
der Laufzeit des Mehrjahresfinanzrahmens fir die Zusammenarbeit programmiert.

Die Programmierung erfolgt nach den Grundsétzen der Eigenverantwortung, der
Partnerausrichtung, der Geberkoordinierung und -harmonisierung, der Ergebnisorientierung
und der gegenseitigen Rechenschaftspflicht.

Fir diesen Zweck umfasst die Programmierung

@ Die Ausarbeitung und Entwicklung von Léander-, Regional- und IntraaAKP-
Strategiepapieren auf der Grundlage der mittelfristigen Entwicklungsziele und
-strategien der einzelnen Lander und Regionen unter Berlicksichtung der Grundsétze
der gemeinsamen Programmierung und der Arbeitsteilung unter den Geber; hierbei
handelt es sich soweit wie moglich um einen von dem jeweiligen Partnerland bzw.
der jeweiligen Partnerregion gesteuerten Prozess,

8 ABI. L 352, 31.12.2008, S. 59.
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(b) klare Angaben der Gemeinschaft zu dem programmierbaren Richtbetrag, der fir das
Land, die Region oder die IntraaAKP-Zusammenarbeit in dem von dem
Mehrjahresfinanzrahmen fur die Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommen
abgedeckten Zeitraum bereitgestellt wird, und die Ubermittiung weiterer
zweckdienlicher Informationen durch die Gemeinschaft, einschliefdlich einer
maoglichen Reserve flr unvorhergesehenen Bedarf;

(©) die Ausarbeitung und Annahme eines Richtprogramms fur die Umsetzung des
Strategiepapiers unter Berlicksichtigung der Zusagen anderer Geber und
insbesondere der EU-Mitgliedstaaten; und

(d) ein Uberprifungsverfahren fir das Strategiepapier, das Richtprogramm und das
Volumen der hierflr bereitgestellten Mittel.

Artikel 2
L &nderstrategiepapier

Das Landerstrategiepapier (LSP) wird von dem betreffenden AKP-Staat und der EU
ausgearbeitet. Es stitzt sich auf die Ergebnisse vorheriger Konsultationen mit einer Vielzahl
von Akteuren, darunter nichtstaatlichen Akteuren, Kommunalverwatungen und
gegebenenfalls Parlamenten der AKP-Staaten, sowie auf gewonnene Erkenntnisse und
bewahrte Praktiken. Jedes L SP wird dem Bedarf und den Besonderheiten des einzelnen AKP-
Staates angepasst. Mit dem LSP werden Prioritdten gesetzt und die Eigenverantwortung der
ortlichen Akteure fur die Kooperationsprogramme gefordert. Weicht die Analyse des Landes
von der der Gemeinschaft ab, so wird dies festgehalten. Das CSP enthdlt unter anderem
folgende Standardelemente:

@ eine Anadyse der politischen, wirtschaftlichen, sozidlen und 6kologischen
Rahmenbedingungen, Zwange, Kapazitdten und Aussichten des Landes,
einschliefdlich der Ermittlung des Grundbedarfs, z. B. anhand von Pro-Kopf-
Einkommen, Einwohnerzahl und Sozialindikatoren, und der Gefahrdung;

(b) eine ausfuhrliche Darlegung der mittelfristigen Entwicklungsstrategie des Landes,
seiner eindeutig festgel egten Prioritéten und des geschétzten Finanzbedarfs;

(c) die Grundzige der einschldgigen Pléne und Malinahmen der anderen im Land
vertretenen Geber, vor alem der EU-Mitgliedstaaten als bilateralen Gebern;

(d) bedarfsgerechte Bewadltigungsstrategien mit genauer Angabe des spezifischen
Beitrags, den die Gemeinschaft leisten kann. Diese sollten die von dem AKP-Staat

und den anderen im Land vertretenen Gebern finanzierten Mallnahmen so weit wie
maoglich erganzen; und

(e Angaben zu den am  besten geeigneten  Unterstitzungs- und
Durchfihrungsmechanismen fir die Umsetzung der genannten Strategien.

Artikel 3

Mittel zuwei sung
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(1) Die Richtbetrége der den einzelnen AKP-Staaten zugewiesenen Mittel basieren auf
standardisierten, objektiven und transparenten Bedarfs- und Leistungskriterien. In diesem
Zusammenhang

(@

(b)

wird der Bedarf anhand folgender Kriterien ermittelt: Pro-Kopf-Einkommen,
Einwohnerzahl, soziale Indikatoren, Hohe der Verschuldung und Anfaligkeit
gegenlber exogenen Schocks. Den am wenigsten entwickelten AKP-Staaten
wird eine besondere Behandlung gewéhrt, und die besondere Gefahrdung der
AKP-Inselstaaten und der AKP-Binnenstaaten wird gebiihrend beriicksichtigt.
Ferner wird den besonderen Schwierigkeiten der Lander Rechnung getragen,
die sich in der Phase nach einem Konflikt oder einer Naturkatastrophe
befinden; und

wird die Leistung anhand folgender Kriterien bewertet: Staatsfihrung,
Fortschritte bei der Durchfihrung institutioneller Reformen, Leistung des
Landes bei der Ressourcennutzung, wirksame Durchfihrung der laufenden
Mal3nahmen, Armutsiinderung oder -verminderung, Fortschritte bei der
Erreichung der Millennium-Entwicklungsziele, Mal3nahmen der nachhaltigen
Entwicklung und Leistung bel der Durchfihrung der Gesamtwirtschaftspolitik
und der sektorbezogenen Politik.

2 Die zugewiesenen Mittel setzen sich zusammen aus

(@

(b)

(3) Far

programmierbaren Mitteln fir die gesamtwirtschaftliche Unterstitzung, die
Unterstiitzung der sektorbezogenen Politik sowie von Programmen und
Projekten in den Schwerpunktbereichen und den sonstigen Bereichen der
Gemeinschaftshilfe. Die Zuweisung programmierbarer Mittel erleichtert die
langfristige Programmierung der Gemeinschaftshilfe fir das betreffende Land.
Zusammen mit anderen etwaigen von der Gemeinschaft bereitgestellten
Mitteln sind diese Zuweisungen die Grundlage fur die Ausarbeitung des
Richtprogramms fir das betreffende Land; und

Mitteln fUr unvorhergesehenen Bedarf im Sinne der Artikel 66 und 68 und der
Artikel 72, 72a und 73 dieses Abkommens, der nach den Bedingungen der
genannten Artikel in den Félen bereitgestellt wird, in denen eine solche
Unterstiitzung nicht aus dem Unionshaushalt finanziert werden kann.

Lander, denen aufgrund aulRergewohnlicher Umsténde die normalen

programmierbaren Mittel nicht zuganglich sind, werden auf der Grundlage der Reserve fur
unvorhergesehenen Bedarf V orkehrungen getroffen.

4) Unbeschadet des Artikels 5 Absatz 7 des vorliegenden Anhangs kann die
Gemeinschaft die programmierbaren Mittel fir das betreffende Land oder die diesem Land
zur Deckung eines unvorhergesehenen Bedarfs bereitgestellten Mittel erhGhen, um einem
neuen Bedarf oder einer auf3ergewdhnlichen Leistung Rechnung zu tragen:

(@

ein neuer Bedarf kann sich aus aul3ergewdhnlichen Umsténden wie Krisen- und
Nachkrisensituationen oder aus einem unvorhergesehenen Bedarf nach Artikel
2 Buchstabe b ergeben;
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(b) ene aul¥ergewdhnliche Leistung liegt dann vor, wenn aul3erhalb der Halbzeit-
und Enduberprifungen festgestellt wird, dass die einem Land zugewiesenen
programmierbaren Mittel vollstdndig gebunden sind und das Land vor dem
Hintergrund einer wirksamen Politik zur Armutsminderung und einer soliden
Finanzverwaltung zusétzliche Mittel aus dem nationalen Richtprogramm
verwenden kann.”;

b) Artikel 4 Absatze 1 bis 4 erhalten folgende Fassung:

»(1)  Wenn dem AKP-Staat die oben genannten Informationen vorliegen, erstellt er auf der
Grundlage seiner im LSP niedergelegten Entwicklungsziele und -prioritéten und in Einklang
mit diesen den Entwurf eines Richtprogramms und unterbreitet ihn der Gemeinschaft. Der
Entwurf des Richtprogramms enthélt Angaben Uber

(@ adlgemeine Budgethilfe und/oder ene begrenzte Anzahl von
Schwerpunktsektoren oder -bereichen, auf die sich die Unterstitzung
konzentrieren soll;

(b) die zur Verwirklichung der Ziele in den Schwerpunktsektoren oder -bereichen
am besten geeigneten Mal3nahmen und Aktionen;

(c) die moglicherweise fur eine begrenzte Anzahl von Programmen und Projekten
aulBernalb der Schwerpunktsektoren oder -bereiche vorgesehenen Mittel
und/oder die Grundziige dieser Malinahmen sowie die fur jedes dieser
Elemente einzusetzenden Mittel;

(d) die Kategorien von nichtstaatlichen Akteuren, die nach den vom Ministerrat
festgelegten Kriterien fir eine Finanzierung in Betracht kommen, die fir
nichtstaatliche Akteure bereitgestellten Mittel und die Art der geftrderten
Tatigkeiten, die nicht auf die Erzielung von Gewinn gerichtet sein dirfen;

(e) Vorschlage fur eine mogliche Teilnahme an regionalen Programmen und
Projekten; und

(f) mogliche Rucklagen fur die Absicherung gegen Schadensfédlle und fur die
Deckung von K ostensteigerungen und unvorhergesehenen Ausgaben.

2 Im Entwurf des Richtprogramms sind gegebenenfalls die Mittel aufzufiihren, die fur
die Stérkung der personellen, materiellen und institutionellen Kapazitéten der AKP-Staaten
fir die Ausarbeitung und Durchfiihrung nationaler Richtprogramme und die mogliche
Teilnahme an den aus Mitteln der regionalen Richtprogramme finanzierten Programmen und
Projekten sowie fur die Verbesserung des Managements des Projektzyklus fur offentliche
Investitionen der AKP-Staaten vorgesehen sind.

(©)) Uber den Entwurf des Richtprogramms findet ein Meinungsaustausch zwischen dem
betreffenden AKP-Staat und der Gemeinschaft statt. Das Richtprogramm wird im
gegenseitigen Einvernehmen zwischen der Kommission im Namen der Gemeinschaft und
dem betreffenden AKP-Staat angenommen. Es bindet nach seiner Annahme sowohl die
Gemeinschaft als auch den AKP-Staat. Dieses Richtprogramm wird dem LSP as Anhang
beigefligt und enthélt ferner
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(@ Angaben zu spezifischen und eindeutig festgelegten Mal3nahmen, insbesondere
MalRnahmen, fiir die vor der nachsten Uberpriifung Mittel gebunden werden
kénnen;

(b) einen vorlaufigen Zeitplan fur die Durchfihrung und Uberprifung des
Richtprogramms einschliefdlich der Mittelbindungen und der Auszahlungen;
und

(c) ergebnisorientierte Kriterien fiir die Uberpriifungen.

4 Die Gemeinschaft und der betreffende AKP-Staat treffen alle erforderlichen
Mal3nahmen, um zu gewahrleisten, dass das Programmierungsverfahren so bald wie moglich,
gpatestens jedoch zwolf Monate nach Annahme des mehrjahrigen Finanzrahmens fir die
Zusammenarbeit abgeschlossen wird, es sei denn, dass aufergewohnliche Umsténde
vorliegen. In diesem Zusammenhang muss die Ausarbeitung des LSP und des
Richtprogramms Teil eines kontinuierlichen Prozesses sein, der zur Annahme eines einzigen
Dokuments fuhrt.”;

C) Artikel 5wird wiefolgt geandert:
) Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

»(2) Unter den in Artikel 3 Absatz 4 genannten aulRergewohnlichen Umstanden kann auf
Ersuchen einer Vertragspartei eine Ad-hoc-Uberprifung vorgenommen werden, um einem
neuen Bedarf oder einer aul3ergewdhnlichen Leistung Rechnung zu tragen.”;

i) Der einleitende Teil von Absatz 4 erhalt folgende Fassung:

»(4) Die jahrlichen operationellen Halbzeit- und Enduberprifungen des Richtprogramms
bestehen in einer gemeinsamen Bewertung der Durchfiihrung des Programms und tragen den
Ergebnissen der einschldgigen Monitoring- und Evaluierungsmal3nahmen Rechnung. Diese
Uberpriifungen werden vor Ort von dem nationalen Anweisungsbefugten und der
Kommission in Konsultation mit den jewells beteiligten Akteuren, enschlieffdlich
nichtstaatlicher Akteure, ortlicher Behtrden und gegebenenfalls Parlamente der AKP-Staaten,
vorgenommen. Geprift werden vor alem:”;

iii) Absdtze 5, 6 und 7 erhalten folgende Fassung:

.(5) Die Kommission legt dem Ausschuss fir Zusammenarbeit bei der
Entwicklungsfinanzierung einmal jahrlich einen Synthesebericht Uber den Abschluss der
jahrlichen operationellen Uberprifung vor. Der Ausschuss priift den Bericht in Einklang mit
den ihm in diesem Abkommen verliehenen Zusténdigkeiten und Befugnisse.

(6) Im Lichte der jahrlichen operationellen Uberprifungen konnen der nationale
Anweisungsbefugte und die Kommission das LSP im Rahmen der Halbzeit- und der
Enduberprifung Uberprifen und anpassen,

@ wenn bei der operationellen Uberprifung spezifische Probleme festgestellt werden
und/oder

(b) wenn sich die Lage in einem AKP-Staat geandert hat.
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Eine Anderung des L SP kann auch aufgrund der Ergebnisse einer Ad-hoc-Uberpriifung nach
Absatz 2 beschlossen werden.

Die Enduberprifung kann auch Anpassungen des neuen mehrjahrigen Finanzrahmens fur die
Zusammenarbeit im Hinblick auf die Mittelzuweisung und die Ausarbeitung des nachsten
Programms mit sich bringen.

@) Nach Abschluss der Halbzeit- und der Endiberprifung kann die Kommission im
Namen der Gemeinschaft die Mittelzuweisung fur den betreffenden AKP-Staat unter
Berticksichtigung seines Bedarfs und seiner Leistung erhéhen oder verringern.

Im Anschluss an eine Ad-hoc-Uberpriifung nach Absatz 2 kann die Kommission im Namen
der Gemeinschaft die Mittelzuweisung flr den betreffenden AKP-Staat aufgrund eines neuen
Bedarfs oder einer auRergewohnlichen Leistung im Sinne des Artikels 3 Absatz 4 erhéhen.”;

d) Artikel 6 wird wiefolgt geandert:

) Die Uberschrift erhélt folgende Fassung:

» Geltungsbereich”;

i) die folgenden Absétze werden angefugt:

»(3)  Finanzierungsantrége fr regionale Programme sind zu stellen

(@ von einer mit einem ordnungsgemal3en Mandat ausgestatteten regionaen
Einrichtung oder Organisation oder

(b) in der Programmierungsphase von einer mit einem ordnungsgemal3en Mandat
ausgestatteten subregionalen Einrichtung oder Organisation oder einem AKP-
Staat in der betreffenden Region, sofern die Maldnahme im regionaen
Richtprogramm (RRP) festgelegt ist.

(4) Die Teillnahme von nicht zu den AKP-Staaten gehdrenden Entwicklungslandern an
regionalen Programmen kommt nur insofern in Betracht, as

(@) der Schwerpunkt der aus dem mehrjdhrigen Finanzrahmen for die
Zusammenarbeit finanzierten Projekte und Programme weiterhin in einem
AKP-Staat liegt,

(b) entsprechende Bestimmungen im Rahmen der Finanzinstrumente der
Gemeinschaft vorgesehen sind und

() der Grundsatz der Verhdtnismaligkeit geachtet wird.”;
€) Artikel 7, 8 und 9 erhalten folgende Fassung:
SArtikel 7
Regionale Programme

Die AKP-Staaten beschlief3en Uber die Festlegung geographischer Regionen. Die Programme
fUr regionale Integration sollten soweit wie moglich den Programmen bestehender regionaler
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Organisationen entsprechen. Sofern sich die Mitgliedschaft mehrerer einschlégiger regionaler
Organisationen Uberschneidet, sollten die Programme fir regionale Integration fir alle
Mitglieder dieser Organisationen gelten.

Artikel 8
Regionale Programmierung

(D) Die Programmierung findet auf der Ebene der Region statt. Die Programmierung ist
das Ergebnis eines Meinungsaustauschs zwischen der Kommission und den mit einem
ordnungsgemalien Mandat ausgestatteten zustandigen regionalen Organisationen, anderenfalls
den nationalen Anweisungsbefugten der Lander in der betreffenden Region. Im Rahmen der
Programmierung kénnen Konsultationen mit auf regionaler Ebene vertretenen nichtstaatlichen
Akteuren und gegebenenfalls mit regionalen Parlamenten stattfinden.

(2 Das regionale Strategiepapier (RSP) wird von der Kommission und den mit einem
ordnungsgeméf3en Mandat ausgestatteten regionalen Organisationen in Zusammenarbeit mit
den AKP-Staaten in der betreffenden Region gemal? den Grundsdtzen der Subsidiaritét und
der Komplementaritdt und unter Berticksichtigung der Programmierung der LSP
ausgearbeitet.

(©)] Mit dem RSP werden Prioritdten gesetzt und die Eigenverantwortung der Ortlichen
Akteure fUr die unterstiitzten Programme gefordert. Das RSP enthélt unter anderem folgende
Standardelemente:

(@ ene Analyse der politischen, wirtschaftlichen, sozialen und ©kologischen
Rahmenbedingungen der Region;

(b) ene Bewertung des Prozesses und der Aussichten der regionaen
wirtschaftlichen Integration und der Integration in die Weltwirtschaft;

(c) die Grundziige der regionalen Strategien und Prioritdten und Angaben zum
geschétzten Finanzbedarf;

(d) die Grundzuge der einschldgigen Mal3nahmen anderer auswartiger Partner der
regionalen Zusammenarbeit;

(e) die Grundzlge des spezifischen Beitrags der EU zur Verwirklichung der Ziele
der regionalen Integration, der die von den AKP-Staaten und den anderen
auswaértigen Partnern, vor alem den EU-Mitgliedstaaten, finanzierten
Mal3nahmen so weit wie moglich erganzt; und

(f) Angaben zu den am besten (geeigneten Unterstitzungss und
DurchfUhrungsmechanismen fir die Umsetzung der genannten Strategien.

Artikel 9
Mittelzuweisung
(D) Die Richtbetrége der den einzelnen AKP-Regionen zugewiesenen Mittel basieren auf

einer standardisierten, objektiven und transparenten Bedarfsschdtizung und auf den
Fortschritten und Aussichten der regionalen Zusammenarbeit und Integration.
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(2 Die zugewiesenen Mittel setzen sich zusammen aus

(@ programmierbaren Mitteln fur die Unterstiitzung der regionalen Integration und
der sektorbezogenen Politik sowie fur Programme und Projekte in den
Schwerpunktbereichen und den sonstigen Bereichen der Gemeinschaftshilfe;
und

(b) Mitteln fur jede AKP-Region fur unvorhersehenden Bedarf, wie z.B. der in den
Artikeln 72, 72a und 73 des vorliegenden Abkommens bestimmte Bedarf, in
den Félen, in denen aufgrund des grenziibergreifenden Charakters und/oder
der Grofenordnung des unvorhergesehen Bedarfs eine solche Unterstiitzung
wirksamer auf regionaler Ebene geleistet werden kann. Sofern eine solche
Unterstiitzung nicht aus dem Unionshaushalt finanziert werden kann, werden
diese Mittel unter den in den Artikeln 72, 72a und 73 des vorliegenden
Abkommens genannten Bedingungen bereitgestellt. Die Komplementaritét
zwischen den aus diesen Mitteln finanzierten Mal3nahmen und mdglichen
Mal3nahmen auf Landerebene wird gewéhrleistet.

3 Die Zuweisung programmierbarer Mittel erleichtert die langfristige Programmierung
der Gemeinschaftshilfe fur die betreffende Region. Damit eine angemessene Grof3enordnung
erreicht wird und um die Effizienz zu erhdhen, kénnen regionale und nationale Mittel
zusammen fur die Finanzierung regionaler MalRnahmen mit einer deutlichen nationalen
Komponente verwendet werden.

Mittel fUr unvorhergesehenen Bedarf kdnnen der betreffenden Region und auch AKP-
Landern aulBerhalb der Region bereitgestellt werden, sofern die Beteiligung dieser Lander
aufgrund der Art des unvorhergesehenen Bedarfs erforderlich ist und der Schwerpunkt der
vorgesehenen Projekte und Programme weiterhin in der betreffenden Region liegt.

4 Unbeschadet des Artikels 11 betreffend Uberpriifungen kann die Gemeinschaft die
programmierbaren Mittel fir die betreffende Region oder die dieser Region bereitgestellten
Mittel zur Deckung eines unvorhergesehenen Bedarfs erhthen, um einem neuen Bedarf oder
einer aul3ergewdhnlichen Leistung Rechnung zu tragen:

(@) ein neuer Bedarf ist ein Bedarf, der sich aus aul3ergewdhnlichen Umstanden
und/oder unvorhergesehenen Situationen wie Krisen- und
Nachkrisensituationen oder aus einem unvorhergesehenen Bedarf im Sinne von
Artikel 2 Buchstabe b ergibt;

(b) eine aulRergewohnliche Leistung liegt dann vor, wenn aul3erhalb der Halbzeit-
und Endlberprifungen festgestellt wird, dass die einer Region zugewiesenen
programmierbaren Mittel vollsténdig gebunden sind und die Region vor dem
Hintergrund einer wirksamen regionalen Integration und einer soliden
Finanzverwaltung zusétzliche Mittel aus dem regionalen Richtprogramm
verwenden kann.”;

f) Artikel 10 Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

»(2) Dieregionaen Richtprogramme werden im gegenseitigen Einvernehmen zwischen der
Gemeinschaft und den mit einem ordnungsgemél3en Mandat ausgestatteten regionalen
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Organisationen oder, falls kein solches Mandat erteilt wurde, den betreffenden AKP-Staaten
angenommen.”;

0) in Artikel 11 erhalt der bestehende Absatz eine Nummer und folgender Absatz 2
wird angefugt:

»(2)  Unter aulRergewohnlichen Umstanden im Sinne von Artikel 9 Absatz 4 kann die
Uberpriifung auf Ersuchen einer Vertragspartei vorgenommen werden, um einem neuen
Bedarf oder einer aul3ergewohnlichen Leistung Rechnung zu tragen. Aufgrund der Ergebnisse
einer Ad-hoc-Uberpriifung kann das RSP im gegenseitigen Einvernehmen der beiden
Vertragsparteien gedndert und/oder die Mittelzuweisung von der Kommission im Namen der
Gemeinschaft erhoht werden.

Die Enduberprifung kann auch Anpassungen des neuen mehrjahrigen Finanzrahmens fur die
Zusammenarbeit im Hinblick auf die Mittelzuweisung und die Vorbereitung des nachsten
regionalen Richtprogramms mit sich bringen.”;

h) Artikel 12 erhélt folgende Fassung:
LArtikel 12
Intra-AK P-Zusammenarbeit

(1) Die IntracsAKP-Zusammenarbeit leistet als Instrument der Entwicklung einen Beitrag
zur Erreichung der Ziele der AKP-EG-Partnerschaft. Bel der Intra-AKP-Zusammenarbeit
handelt sich um ene Uberregionale Zusammenarbeit. Sie zielt darauf ab, durch die
Unterstiitzung von Mal3nahmen, die Uber die geografische Verortung hinausgehen und daher
vielen oder sogar allen AKP-Staaten zugute kommen, die gemeinsamen Herausforderungen,
vor denen die AKP-Staaten stehen, zu bewdltigen.

2 Im Einklang mit den Grundsétzen der Subsidiaritdt und der Komplementaritét sind
Intra|AKP-Malinahmen fur Falle vorgesehen, in denen sich Maldnahmen auf nationaler
und/oder regionaler Ebene als unmoglich oder weniger wirksam erweisen; sie sollen
gegenuber Malinahmen im Rahmen anderer Kooperationsinstrumente einen zusétzlichen
Nutzen bringen.

(©)] Beschlief3t die AKP-Gruppe, aus den Mitteln fir die IntraAKP-Zusammenarbeit
einen Beitrag zu internationalen oder interregionalen Initiativen zu leisten, wird eine
angemessene Sichtbarkeit gewahrleistet.”;

) folgende Artikel werden eingefligt:
LArtikel 12a
Intra- AK P-Strategi epapier

(D) Die Programmierung der IntraaAKP-Zusammenarbeit ist das Ergebnis eines
Meinungsaustausches zwischen der Kommission und dem AKP-Botschafterausschuss und
wird gemeinsam von den Kommissionsdienststellen und dem AKP-Sekretariat nach
Konsultation der beteiligten Akteure und interessierten Kreise vorbereitet.
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2 In dem Intra- AKP-Strategiepapier werden die prioritdren Mal3nahmen der Intra-AKP-
Zusammenarbeit und die zur Forderung der Eigenverantwortung fir die unterstitzten
Programme erforderlichen Mal3nahmen festgelegt. Das Strategiepapier enthdlt folgende
Standardel emente:

(@ ene Anayse des politischen, wirtschaftlichen, sozialen und 6kologischen
Kontexts der AKP-Staatengruppe;

(b) ene Bewertung der IntraeAKP-Zusammenarbeit im Hinblick auf ihren Beitrag
zur Erreichung der Ziele dieses Abkommen und der bisher gewonnenen
Erkenntnisse;

(c) eine Ubersicht tiber die Strategie und die Ziele der Intra-AKP-Zusammenarbeit
und den voraussichtlichen Finanzbedarf;

(d) eine Ubersicht (ber die einschldgigen MalRnahmen anderer an der
Zusammenarbeit beteiligter externer Partner; und

(e) Angaben zu dem Beitrag der EU zur Erreichung der Ziele der Intra AKP-
Zusammenarbeit und zu dessen Komplementaritdt mit Mal3nahmen, die auf
nationaler und regionaler Ebene sowie von anderen externen Partnern,
insbesondere den EU-Mitgliedstaaten, finanziert werden.

Artikel 12b

Finanzierungsantrége

Finanzierungsantrage fur Intra- AK P-Programme sind folgendermalen zu stellen:
a) direkt von dem AKP-Ministerrat oder dem AKP-Botschafterausschuss oder
b) indirekt

1) von mindestens drel mit einem ordnungsgemél3en Mandat ausgestatteten
regionalen Einrichtungen oder Organisationen, die verschiedenen geografischen
Regionen angehdren, oder von mindestens zwei AKP-Staaten aus jeder der drel
Regionen,

i)  nach vorheriger Zustimmung des AKP-Botschafterausschusses von
internationalen Organisationen wie der Afrikanischen Union, die Mal3nahmen
durchfthren, die zur Verwirklichung der Ziele der regionalen Zusammenarbeit und
Integration beitragen, oder

i) nach vorheriger Genehmigung durch den AKP-Ministerrat oder den AKP-
Botschafterausschuss von der karibischen oder der pazifischen Region aufgrund ihrer
besonderen geografischen Lage.

Artikel 12c

Mittelzuweisung
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Der Richtbetrag der zugewiesenen Mittel basiert auf einer Bedarfsschdtzung und auf den
Fortschritten und Aussichten der Intra AKP-Zusammenarbeit. Die Mittelzuweisung umfasst
eine mit nicht programmierten Mitteln ausgestattete Reserve.”;

i) Artikel 13 und 14 erhalten folgende Fassung:

SArtikel 13

Intra-AKP-Richtprogramm

Q) Das Intra-AKP-Richtprogramm umfasst folgende zentrale Standardel emente:

(@ Schwerpunktsektoren und -themen der Gemeinschaftshilfe;
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(b) die Malnahmen und Aktionen, die zur Verwirklichung der fir diese
Schwerpunktsektoren und -themen festgelegten Ziele am besten geeignet sind;
und

(c) die zur Erreichung der festgelegten Ziele erforderlichen Programme und
Projekte, soweit diese eindeutig festgelegt sind, sowie Angaben zu den fir
jedes Programm oder Projekt bereitzustellenden Mitteln und einen Zeitplan fur
die Durchfihrung.

2 Die Kommission und das AKP-Sekretariat bestimmen und bewerten die
entsprechenden Mal3nahmen. Auf dieser Grundlage wird das Intra-AKP-Richtprogramm
gemeinsam von den Kommissionsdienststellen und dem AKP-Sekretariat ausgearbeitet und
dem AKP-EG-Botschafterausschuss vorgelegt. Das Richtprogramm wird von der
Kommission im Namen der Gemeinschaft und vom AK P-Botschafterausschuss angenommen.

3 Unbeschadet des Artikels 12b Ziffer iii legt der AKP-Botschafterausschuss jedes Jahr
eine konsolidierte Liste der Finanzierungsantrége fur die im IntraaAKP-Richtprogramm
vorgesehenen prioritdren Mal3nahmen vor. Die Kommission bestimmt gemeinsam mit dem
AKP-Sekretariat die entsprechenden Maldnahmen und ein Jahresaktionsprogramm und
bereitet diese vor. Das Jahresaktionsprogramm umfasst soweit wie mdglich und unter
Berticksichtigung der zugewiesenen Mittel auch Finanzierungsantrdge fur Mal3nahmen, die
nicht im Intraa AKP-Richtprogramm vorgesehen sind. In Ausnahmefdllen nimmt die
Kommission diese Antrége im Wege e nes besonderen Finanzierungsbeschlusses an.

Artikel 14
Uberpriifungsverfahren

(1) Die Intrae AKP-Zusammenarbeit sollte hinreichend flexibel und anpassungsfahig sein,
um zu gewahrleisten, dass die in ihrem Rahmen durchgefihrten Mal3nahmen mit den Zielen
dieses Abkommens vereinbar bleiben, und um Anderungen der Prioritéten oder Ziele der
AKP-Staatengruppe Rechnung zu tragen.

2 Der AKP-Botschafterausschuss und die Kommission nehmen eine Halbzeit- und eine
Enduberprifung der Strategie und des Richtprogramms fir die Intra-AKP-Zusammenarbeit
vor, um sie den jewelligen Umstanden anzupassen und ihre ordnungsgemal3e Durchfihrung
zu gewdhrleisten. Wenn es die Umstande erfordern, konnen auch Ad-hoc-Uberprifungen
vorgenommen werden, um einem neuen Bedarf Rechnung zu tragen, der sich aus
aulRergewohnlichen oder unvorhergesehen Umsténden, beispielsweise im Zusammenhang mit
neuen Herausforderungen, die den AKP-Staatenge gemeinsam sind, ergibt.

3 Der AKP-Botschafterausschuss und die Kommission kénnen im Rahmen der Halbzeit-
oder der Endiiberpriifung oder im Anschluss an eine Ad-hoc-Uberpriifung das Strategiepapier
fr die Intra AKP-Zusammenarbeit Gberprifen und éndern.

4 Im Anschluss an eine Halbzeit-, End- oder Ad-hoc-Uberpriifung konnen der AKP-
Botschafterausschuss und die Kommission die Mittel zuwei sungen im Rahmen des Intra-AKP-
Richtprogramms anpassen und die mit nicht programmierten Mitteln ausgestattete Intra-AKP-
Reserve in Anspruch nehmen.”;

K) Artikel 15 wird wiefolgt gedndert:
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1) Absatz 1 erhédlt folgende Fassung:

»(1 Die von dem betreffenden AKP-Staat oder von der zustéandigen Organisation oder
Einrichtung auf regionaler oder Intra-AKP-Ebene unterbreiteten Programme und
Projekte werden gemeinsam gepruft. Der AKP-EG-Ausschuss fir Zusammenarbeit
bei der Entwicklungsfinanzierung entwickelt allgemeine Leitlinien und Kriterien fir
die Prtfung von Programmen und Projekten. Diese Programme und Projekte sind in
der Regel mehrjahrig und kénnen Mal3nahmenbiindel begrenzten Umfangs in einem
bestimmten Bereich beinhalten.”;

i) Absatz 3 erhélt folgende Fassung:

»(3) Bei der Prifung der Programme und Projekte wird den Sachzwéngen bei den
einheimischen Humanressourcen geblhrend Rechnung getragen und fir eine
Strategie zur Entwicklung dieser Ressourcen gesorgt. Ferner werden die
Besonderheiten des einzelnen AKP-Staates oder der einzelnen Region und die dort
bestehenden Sachzwénge berticksichtigt.”;

i) in Absatz 4 werden die Worte ,,der nationale Anweisungsbefugte” durch die Worte
»der zustandige Anweisungsbefugte” ersetzt;

1) in Artikel 16 werden die Worte ,,dem betreffenden AKP-Staat” durch die Worte,,dem
betreffenden AKP-Staat oder der zustandigen Organisation oder Einrichtung auf
regionaler oder AKP-Ebene’, die Worte , des betreffenden AKP-Staates* durch die
Worte ,des betreffenden AKP-Staates oder der zustandigen Organisation oder
Einrichtung auf regionaler oder AKP-Ebene* und die Worte ,der betreffende AKP-
Staat“ durch die Worte ,der betreffende AKP-Staat oder die zustdndige Organisation
oder Einrichtung auf regionaler oder AKP-Ebene" ersetzt;

m) Artikel 17 erhalt folgende Fassung:
SArtikel 17
Finanzierungsabkommen

(D) Programme und Projekte, die aus dem mehrjghrigen Finanzrahmen fir die
Zusammenarbeit  finanziert  werden, sind  grundsdtzlich  Gegenstand  eines
Finanzierungsabkommens, das zwischen der Kommission und dem AKP-Staat oder der
zustandigen Organisation oder Einrichtung auf regionaler oder Intra-AKP-Ebene geschlossen
wird.

2 Das Finanzierungsabkommen wird innerhalb von 60 Tagen nach der Mitteilung des
Finanzierungsbeschlusses der Kommission geschlossen. Das Finanzierungsabkommen enthalt

(@ vor alem genaue Angaben Uber den finanziellen Beitrag der Gemeinschaft, die
Finanzierungsmodalitédten und -bedingungen sowie die algemeinen und
besonderen Bestimmungen fir das betreffende Programm oder Projekt,
einschliefdich der erwarteten Wirkungen und Ergebnisse; und

(b) geeignete Bestimmungen Uber die Mittel fur die Deckung von

Kostensteigerungen, unvorhergesehenen Ausgaben und Rechnungsprifungs-
und Evaluierungskosten.
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3 Restmittel, die bel Programm- bzw. Projektabschluss innerhalb der Frist fur
Mittelbindungen zulasten des mehrjahrigen Finanzrahmens fur die Zusammenarbeit, aus dem
die Programme und Projekte finanziert wurden, nicht verwendet werden, stehen dem AKP-
Staat oder der zustandigen Organisation oder Einrichtung auf regionaler oder IntraAKP-
Ebene zur Verfigung.”;

n) in Artikel 18 werden die Worte , nationale Anweisungsbefugte® bzw. , nationalen
Anweisungsbefugten“ durch die Worte , zusténdige nationale Anweisungsbefugte’ bzw.
» zusténdigen nationalen Anweisungsbefugten” ersetzt;

0) Artikel 19 wird wie folgt gedndert:

) in Absatz 1 werden die Worte ,die AKP-Staaten” durch die Worte ,,die AKP-Staaten
oder die zustandige Organisation oder Einrichtung auf regionaler oder AKP-Ebene” ersetzt;

i) in Absatz 3 werden die Worte ,dem AKP-Staat“ durch die Worte ,,dem AKP-Staat
oder der zusténdigen Organisation oder Einrichtung auf regionaler oder AKP-Ebene” ersetzt;
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p) Artikel 19a Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
) Der einleitende Teil erhdt folgende Fassung:

»(1)  Dieaus Mitteln des mehrjéhrigen Finanzrahmens fiir die Zusammenarbeit im Rahmen
dieses Abkommens finanzierten Programme und Projekte werden im Wesentlichen nach
folgenden Methoden durchgeftihrt:*;

i) Buchstabe d erhélt folgende Fassung:

»d)  direkte Auszahlung als Budgethilfe, Unterstiitzung der sektorbezogenen Programme,
Unterstiitzung der Entschuldung und Unterstitzung zur Abmilderung der negativen
Auswirkungen kurzfristiger exogener Schocks einschliefdlich  Schwankungen  der
Ausfuhrerl6se.”;

q) in Artikel 19b werden die Worte , die AKP-Staaten" durch die Worte ,, die AKP-
Staaten oder die zustandige Organisation oder Einrichtung auf regionaler oder AKP-
Ebene" ersetzt;

r Artikel 19c und 20 erhalten folgende Fassung:
»Artikel 19c
Auftrags- und Zuschussvergabe und V ertragsausf tihrung

(1) Sofern in Artikel 26 nichts anderes bestimmt ist, werden Auftrége und Zuschiisse
gemald den Regeln und Verfahren der Gemeinschaft sowie — mit Ausnahme der in diesen
Regeln genannten Sonderfélle — gemal3 den zum Zeitpunkt der Einleitung des betreffenden
Verfahrens gultigen Standardverfahren und —dokumenten vergeben und ausgefihrt, die zur
Durchfuhrung von K ooperationsmal3nahmen mit Drittlandern von der Kommission entwickelt
und veroffentlicht wurden.

2 Sofern eine gemeinsame Bewertung zeigt, dass die Vergabeverfahren fir Auftrage und
Zuschisse in den AKP-Staaten oder der Empfangerregion bzw. die von den Gebern
genehmigten Verfahren im Einklang mit den Grundsdtzen der Transparenz, der
Verhdltnisméaldigkeit, der Gleichbehandlung und der Nichtdiskriminierung stehen und
Interessenskonflikte ausschlief3en, wird die Kommission diese Verfahren im Rahmen der
dezentralen Verwaltung im Einklang mit der Pariser Erklarung und unbeschadet des Artikels
26 unter vollsténdiger Wahrung der Regeln fur die Auslibung ihrer Befugnisse in diesem
Bereich anwenden.

(©)) Der AKP-Staat oder die zustandige Organisation oder Einrichtung auf regionaler oder
AKP-Ebene verpflichtet sich, regelmalig zu prifen, ob die aus dem mehrjdhrigen
Finanzrahmen fir die Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens finanzierten
Malinahmen ordnungsgemal® durchgefiihrt wurden, und geeignete Malinahmen zur
Verhinderung von Unregelmédigkeiten und Betrug zu ergreifen sowie gegebenenfalls
gerichtliche Schritte einzuleiten, um zu Unrecht gezahlte Betrége wieder einzuziehen.

4 Im Rahmen der dezentraen Verwaltung werden die Vertrége von den AKP-Staaten
oder der zustdndigen Organisation oder Einrichtung auf regionaler oder Intra-AKP-Ebene
ausgehandelt, errichtet, unterzeichnet und ausgefihrt. Allerdings kdnnen diese Staaten oder
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die zustdndige Organisation oder Einrichtung auf regionaler oder AKP-Ebene die
Kommission darum ersuchen, Vertrage in ihrem Namen auszuhandeln, zu errichten, zu
unterzeichnen und auszuf ihren.

(5) Gemal3 der Verpflichtung nach Artikel 50 dieses Abkommens werden Auftrage und
Zuschisse, die aus dem mehrjahrigen Finanzrahmen fur die Zusammenarbeit mit den AKP-
Staaten finanziert werden, im Einklang mit international anerkannten Grundnormen im
Bereich des Arbeitsrechts ausgefihrt.

(6) Eine Sachverstandigengruppe aus Vertretern des Sekretariats der AKP-Staatengruppe
und der Kommission wird eingerichtet und damit beauftragt, auf Antrag einer der beiden
Vertragsparteien festzustellen, ob Anderungen angebracht sind, und fiir die in den Absatzen 1
und 2 genannten Regeln und Verfahren Anderungs- und Verbesserungsvorschldge zu
unterbreiten.

Diese Sachverstandigengruppe legt dem AKP-EG-Ausschuss fur Zusammenarbeit bei der
Entwicklungsfinanzierung auch regelmaidig einen Bericht vor, um ihn bel der Prifung von
Problemen im Zusammenhang mit der Umsetzung von Malinahmen der
Entwicklungszusammenarbeit und bei der Empfehlung geeigneter Abhilfemal3nahmen zu
unterstitzen.

Artikel 20
Teilnahmevoraussetzungen

Sofern nicht eine Ausnahmeregelung nach Artikel 22 gewahrt wird, gilt unbeschadet des
Artikels 26 Folgendes:

(D) An den Vergabeverfahren fir Auftrage und Zuschisse, die aus dem mehrjdhrigen
Finanzrahmen fir die Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens finanziert werden,
konnen teilnehmen:

(@) ale natUrlichen Personen mit Staatsangehorigkeit eines AKP-Staates, eines
Mitgliedstaates der Europdischen Gemeinschaft, eines offiziell von der
Europdischen Gemeinschaft anerkannten Kandidatenstaates oder eines
Mitgliedstaates des Européischen Wirtschaftsraums und alle juristischen
Personen mit Sitz in einem solchen Land,;

(b) ale natlrlichen Personen mit Staatsangehorigkeit eines Landes, das nach der
Definition der Vereinten Nationen zu den am wenigsten entwickelten Lander
zahlt, und alle juristischen Personen mit Sitz in einem solchen Land.

(1a) Die Teillnahme an den Vergabeverfahren fur Auftrége und Zuschisse, die aus dem
Mehrjahresfinanzrahmen fir Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens finanziert
werden, steht allen nattrlichen Personen mit Staatsangehorigkeit eines anderen als der in
Absatz 1 genannten Landern und juristischen Personen mit Sitz in einem solchen Land offen,
sofern der Zugang zur Aul3enhilfe der Gemeinschaft auf der Grundlage der Gegenseitigkeit
vereinbart wurde. In den nach Definition der Vereinten Nationen am wenigsten entwickelten
Landern wird den Mitgliedslandern des OECD/DAC der Zugang zur Aul3enhilfe der
Gemeinschaft auf der Grundlage der Gegenseitigkeit automatisch erteilt.
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Der Zugang auf der Grundlage der Gegenseitigkeit wird durch einen spezifischen Beschluss
der Kommission geschaffen, der ein bestimmtes Land oder eine bestimmte Landergruppe
einer Region betrifft. Dieser Beschluss wird von der Kommission im Einvernehmen mit den
AKP-Staaten gefasst und gilt fir mindestens ein Jahr.

2 Dienstleistungen auf der Grundlage eines aus dem mehrjahrigen Finanzrahmen fur die
Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens finanzierten Vertrags konnen von
Sachversténdigen jeglicher Staatsangehdrigkeit erbracht werden; dies gilt unbeschadet der
gualitativen und finanziellen Anforderungen, die in den Vergabevorschriften der
Gemeinschaft festgelegt sind.

3 Alle aufgrund eines aus Mitteln des mehrjéhrigen Finanzrahmens fir die
Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens finanzierten Vertrags erworbenen Waren
und Materidien missen Ursprungserzeugnisse eines nach Absitzen 1 oder la
teilnahmeberechtigten Staates sein. In diesem Zusammenhang bestimmt sich der Begriff
»Erzeugnisse mit Ursprung in* oder ,Ursprungserzeugnisse” nach den einschlégigen
internationalen Ubereinkiinften; zu den Erzeugnissen mit Ursprung in der Gemeinschaft
gehdren auch die Erzeugnisse mit Ursprung in den tberseeischen Léndern und Gebieten.

(4) Die Teilnahme an den Verfahren zur Vergabe von Auftrdgen oder Zuschiissen, die aus
Mitteln des mehrjahrigen Finanzrahmens fir die Zusammenarbeit im Rahmen dieses
Abkommens finanziert werden, steht internationalen Organisationen offen.

5) Betrifft die Finanzierung eine Mal3nahme, die Uber eine internationale Organisation
durchgefuihrt wird, so steht die Teilnahme an den Verfahren zur Vergabe von Auftrégen oder
Zuschissen alen natirlichen und juristischen Personen offen, die nach den Absétzen 1 oder
la oder nach den Regeln der Organisation teilnahmeberechtigt sind, wobei die
Gleichbehandlung aller Geber gewahrleistet wird. Dieselben Regeln gelten fir Waren und
Materialien.

(6) Betrifft die Finanzierung eine Malinahme, die im Rahmen einer regionalen Initiative
durchgefiihrt wird, so steht die Teilnahme an den Verfahren zur Vergabe von Auftrégen oder
Zuschissen alen natirlichen und juristischen Personen offen, die nach den Absétzen 1 oder
1a teilnahmeberechtigt sind, sowie alen natirlichen und juristischen Personen aus den an der
betreffenden Initiative beteiligten Léandern. Dieselben Regeln gelten fur Waren und
Materialien.

@) Betrifft die Finanzierung eine Mal3nahme, die mit einem Drittstaat kofinanziert wird,
so steht die Tellnahme an den Verfahren zur Vergabe von Auftrdgen oder Zuschiissen allen
natlrlichen und juristischen Personen offen, die nach den Absédtzen 1 oder 1a oder nach den
Regeln des genannten Drittstaats teilnahmeberechtigt sind. Dieselben Regeln gelten fir
Waren und Materialien.”;

S) Artikel 21 wird gestrichen*;
t) Artikel 22 Absatz 1 erhalt folgende Fassung:

»(1)  Inhinreichend begriindeten Ausnahmeféllen kann auf mit Griinden versehenen Antrag
des AKP-Staates oder der zusténdigen Organisation oder Einrichtung auf regionaler oder

4 Artikel 21 wurde durch den Beschluss Nr. 3/2008 des AKP-EG-Ministerrates gestrichen.
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AKP-Ebene natirlichen oder juristischen Personen aus nicht nach Artike 20
teilnahmeberechtigten Drittstaaten gestattet werden, an den von der Gemeinschaft aus dem
mehrjghrigen Finanzrahmen fir die Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens
finanzierten Vergabeverfahren fur Auftrage und Zuschisse teilzunehmen. Der AKP-Staat
oder die zustandige Organisation oder Einrichtung auf regionaler oder AKP-Ebene tibermittelt
der Kommission jeweils die Informationen, die diese fur den Beschluss Uber die
Ausnahmeregelung benttigt; dabei wird besondere Aufmerksamkeit gewidmet:

(@) der geografischen Lage des betreffenden AKP-Staates oder der betreffenden
AKP-Region,

(b) der Wetthewerbsfahigkeit der Unternehmer, Lieferanten und Berater aus den
Mitgliedstaaten und den AKP-Staaten,

(c) der Vermeidung einer UbermalBigen Steigerung der Ausfuhrungskosten des
Vertrags,

(d) Transportschwierigkeiten oder Verzdgerungen aufgrund von Lieferfristen oder
anderen &hnlichen Problemen,

(e) der am besten geeigneten Technologie, die den ortlichen Gegebenheiten am
besten angepasst ist,

(f)  extrem dringenden Féllen,

(g der Verfugbarkeit der Waren und Dienstleistungen auf den betreffenden

Maérkten.”;
u)  Artikel 23 und 25 werden gestrichen®;
V) in Artikel 26 erhalt der einleitende Tell folgende Fassung:

»(1) Es werden Malinahmen zur Forderung einer mdoglichst breiten Beteiligung der
natlrlichen und juristischen Personen aus den AKP-Staaten an der Ausfiihrung der aus dem
mehrjdhrigen Finanzrahmen fir die Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens
finanzierten Auftrage getroffen, um eine optimale Nutzung der natUrlichen und der
Humanressourcen dieser Staaten zu ermdglichen. Zu diesem Zweck:*;

w)  Artikel 27, 28 und 29 wer den gestrichen®;
X) in Artikel 30 erhalt der einleitende Tell folgende Fassung:

» Streitigkeiten zwischen den Behorden eines AKP-Staates oder der zusténdigen Organisation
oder Einrichtung auf regionaler oder AKP-Ebene und einem Unternehmer, Lieferanten oder
Dienstleister, die wahrend der Ausfihrung eines aus dem mehrjghrigen Finanzrahmen fir
Zusammenarbeit im Rahmen des Abkommens finanzierten Auftrags entstehen, werden
entschieden:”;

y) Artikel 33 und 34 erhalten folgende Fassung:

Artikel 23 und 25 wurden durch den Beschluss Nr. 3/2008 des AKP-EG-Ministerrates gestrichen.
6 Artikel 27, 28 und 29 wurden durch den Beschluss Nr. 3/2008 des AKP-EG-Ministerrates gestrichen.
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LArtikel 33
Modalitéten

(1) Unbeschadet der von den AKP-Staaten oder der zustdndigen Organisation oder
Einrichtung auf regionaler oder AKP-Ebene oder der Kommission vorgenommenen
Evaluierungen werden die Arbeiten von den betreffenden AKP-Staaten oder der zustandigen
Organisation oder Einrichtung auf regionaler oder AKP-Ebene und der Gemeinschaft
gemeinsam durchgefiihrt. Der AKP-EG-Ausschuss fur Zusammenarbeit bel  der
Entwicklungsfinanzierung gewéhrleistet den gemeinsamen Charakter der gemeinsamen
Monitoring- und Evaluierungsmal3nahmen. Zur Unterstiitzung des AKP-EG-Ausschusses fir
Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinanzierung bereiten die Kommission und das AKP-
Sekretariat die gemeinsamen Monitoring- und Evaluierungsmal3nahmen vor, fihren sie durch
und erstatten dem Ausschuss Bericht. Der Ausschuss legt in seiner ersten Sitzung nach
Unterzeichnung des Abkommens die Modalitéten fest, mit denen der gemeinsame Charakter
der Malnahmen gewahrleistet werden soll, und verabschiedet jedes Jahr das
Arbeitsprogramm.

2 Die Monitoring- und Evaluierungsmal3hahmen

(@) bestehen in regelméidigen und unabhéngigen Bewertungen der Mal3nahmen
und Tétigkeiten, die aus dem mehrjdhrigen Finanzrahmen fir die
Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens finanziert werden, bel denen
die Ergebnisse den Zielen gegentibergestel It werden, und

(b) ermoglichen es dadurch den AKP-Staaten oder der zustandigen Organisation
oder Einrichtung auf regionaler oder AKP-Ebene, der Kommission und den
gemeinsamen Organen, sich die gesammelte Erfahrung bei der Konzeption und
Durchfihrung der kinftigen Politik und der kiinftigen Mal3nahmen zunutze zu
machen.

Artikel 34
Kommission

D Die Kommission fuhrt die finanzielle Abwicklung der aus Mitteln des mehrjahrigen
Finanzrahmens fur die Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens finanzierten
Malnahmen, mit Ausnahme der Invedtitionsfazilitdt und der Zinsvergitungen, im
Wesentlichen nach folgenden V erwal tungsmethoden durch:

(@) zentrale Verwaltung,
(b) dezentrale Verwaltung.

2 In der Regel efolgt die finanzielle Abwicklung der Mittel des mehrjéhrigen
Finanzrahmens fur die Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens durch die
Kommission dezentral.

In diesem Fall werden die Durchfihrungsaufgaben von den AKP-Staaten nach Artikel 35
wahrgenommen.
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(©)] Um die finanzielle Abwicklung der Mittel des mehrjahrigen Finanzrahmens fir die
Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens durchzufihren, Ubertrégt die Kommission
ihren Dienststellen Durchfiihrungsbefugnisse. Die Kommission unterrichtet die AKP-Staaten
und den Ausschuss fir Zusammenarbeit bei der Entwicklungsfinanzierung Uber die
Ubertragung von Befugnissen.”;

2) Artikel 35 wird wiefolgt gedndert:
) In Absatz 1 erhélt der einleitende Teil folgende Fassung:

»,(1) Die Regierung jedes AKP-Staates benennt enen nationaen
Anweisungsbefugten, der ihn bei alen Mal3nahmen vertritt, die aus den von der
Kommission und der Bank verwalteten Mitteln des mehrjahrigen Finanzrahmens fir
die Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens finanziert werden. Der
nationale Anweisungsbefugte benennt einen oder mehrere stellvertretende nationale
Anweisungsbefugte, die ihn vertreten, falls er an der Erfullung seiner Aufgaben
gehindert ist, und unterrichtet die Kommission Uber diese Vertretung. Sind die
Bedingungen vorhandener institutioneller Kapazitdten und einer wirtschaftlichen
Haushaltsfihrung erfllt, so kann der nationale Anweisungsbefugte seine Befugnisse
zur Durchfiihrung der betreffenden Programme und Projekte an die innerhalb der
nationalen  Verwaltung zustandige Stelle delegieren. Der  nationae
Anweisungsbefugte unterrichtet die Kommission Uber eine solche Delegation von
Befugnissen.

Im Falle von regionalen Programmen und Projekten benennt die zustdndige
Organisation oder Einrichtung einen regionalen Anweisungsbefugten, dessen
Aufgaben sinngemal3 denen des nationalen Anweisungsbefugten entsprechen.

Im Fale von IntracsAKP-Programmen und -Projekten benennt der AKP-
Botschafterausschuss einen  Intraa AKP-Anweisungsbefugten, dessen Aufgaben
sinngemal3 denen des nationalen Anweisungsbefugten entsprechen. Handelt es sich
beim Anweisungsbefugten nicht um das AKP-Sekretariat, so wird der
Botschafterausschuss im Einklang mit dem Finanzierungsabkommen Uber die
Durchfuhrung der Programme und Projekte unterrichtet.

Erféhrt die Kommission von Problemen bei der Abwicklung der Verfahren zur
Verwaltung der Mittel des mehrjdhrigen Finanzrahmens fir die Zusammenarbeit im
Rahmen dieses Abkommens, so stellt sie gemeinsam mit dem zusténdigen nationalen
Anweisungsbefugten die erforderlichen Kontakte her, um die Situation zu
bereinigen, und ergreift gegebenenfalls geeignete Abhilfemalinahmen.

Der zustandige Anweisungsbefugte tragt die finanzielle Verantwortung nur fur die
ihm Ubertragenen Durchfiihrungsbefugnisse.

Werden Mittel des mehrjéhrigen Finanzrahmens fir die Zusammenarbeit im Rahmen
dieses Abkommens dezentral verwaltet, so hat der zustdndige Anweisungsbefugte,
vorbehaltlich der zusétzlichen Befugnisse, die ihm die Kommission tbertragen kann,
folgende Aufgaben:”;

1)) in Absatz 2 werden die Worte ,nationale Anweisungsbefugte” durch die Worte
»zusténdige Anweisungsbefugte” ersetzt;
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za)  Artikel 37 wird wiefolgt gedndert:

) In Absatz 2 werden die Worte ,die AKP-Staaten” durch die Worte ,,die AKP-Staaten
oder die zustandige Organisation oder Einrichtung auf regionaler oder AKP-Ebene” ersetzt;

i) in Absatz 4 werden die Worte ,,den nationalen Anweisungsbefugten“ durch die Worte
»den zustandigen Anweisungsbefugten” ersetzt;

i) in Absatz 6 werden die Worte ,,der nationale Anweisungsbefugte” durch die Worte
»der zustandige Anweisungsbefugte” ersetzt;

iv) in Absatz 7 werden die Worte , die betreffenden AKP-Staaten durch die Worte ,die
betreffenden AKP-Staaten oder die zustdndige Organisation oder Einrichtung auf regionaler
oder AKP-Ebene" ersetzt.

(4) AnhangV und die dazu gehdrigen Protokolle werden gestrichen.
(5) Anhang VII, Artikel 3 Absatz 4 erhélt folgende Fassung:

»(4) Die Vertragsparteien erkennen die Rolle der AKP-Gruppe im politischen Dialog an,
der auf den Modalitdten basiert, die von der AKP-Gruppe festzulegen und der Européischen
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten mitzuteilen sind. Das AKP-Sekretariat und die
Européische Kommission tauschen alle erforderlichen Informationen Gber den politischen
Dialog, der vor, wahrend und nach den Konsultationengemal? den Artikeln 96 und 97 dieses
Abkommens stattfindet, aus.”

D. PROTOKOLLE

Protokoll Nr. 3 Gber den Status Stidafrikas, in der durch den Beschluss Nr. 4/2007 des AKP-
EG-Ministerrats vom 20. Dezember 2007’ geénderten Fassung, wird wie folgt geandert:

(@D In Artikel 1 Absatz 2 werden die Worte ,am 11. Oktober 1999 in Pretoria
unterzeichneten” durch die Worte ,, durch das am 11. September 2009 unterzeichnete
Abkommen gednderten” ersetzt.

2 Artikel 4 wird wie folgt gedndert:
(@) Absatz 2 erhdlt folgende Fassung:

»(2) Abweichend von diesem Grundsatz kann Sidafrika an der AKP-EG-
Zusammenarbeit bel der Entwicklungsfinanzierung in den in Artikel 8 dieses
Protokolls aufgefihrten Bereichen gemdl? den Grundsétzen der Gegenseitigkeit und
der Verhdtnismaldigkeit und mit der Mal3gabe teilnehmen, dass seine Teilnahme in
vollem Umfang aus den in Titel VII des AHEZ vorgesehenen Mitteln finanziert wird.
In den Fdlen, in denen fur die Teilnahme an Malnahmen im Rahmen der
finanziellen Zusammenarbeit zwischen den AKP-Staaten und der Gemeinschaft
Mittel des AHEZ verwendet werden, kann Sldafrika uneingeschrénkt an der
Beschlussfassung fur die Durchfiihrung dieser Hilfe mitwirken.”;

! ABI. L 25vom 30.1.2008, S. 11.
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3

(b) folgender Absatz wird angefugt:

»(4) Fur die Investitionsfinanzierung nach Anhang |1 Kapitel 1 kénnen in Stidafrika
ansassige Investmentfonds sowie Finanz- und Nichtfinanzintermediare in Betracht

kommen.”
Artikel 5 Absatz 3 erhélt folgende Fassung:

»(3) Dieses Protokoll hindert Stidafrika nicht daran, sich an der Aushandlung eines
der in Tl 3 Titel [ dieses  Abkommens  vorgesehenen
Wirtschaftspartnerschaftsabkommens (WPA) zu beteiligen und ein solches
Abkommen zu unterzeichnen, sofern sich die anderen Vertragsparteien jenes WPA
damit einverstanden erkl&ren.”

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Bevollméchtigten ihre Unterschriften
unter dieses Abkommen gesetzt.
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SCHLUSSAKTE

Die Bevollméchtigten

SEINER MAJESTAT DES KONIGS DER BELGIER,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK BULGARIEN,

DES PRASIDENTEN DER TSCHECHISCHEN REPUBLIK,
IHRER MAJESTAT DER KONIGIN VON DANEMARK,

DES PRASIDENTEN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND,
DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK ESTLAND,

DER PRASIDENTIN IRLANDS,

DES PRASIDENTEN DER HELLENISCHEN REPUBLIK,
SEINER MAJESTAT DES KONIGS VON SPANIEN,

DES PRASIDENTEN DER FRANZOSISCHEN REPUBLIK,
DES PRASIDENTEN DER ITALIENISCHEN REPUBLIK,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK ZYPERN,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK LETTLAND,

DER PRASIDENTIN DER REPUBLIK LITAUEN,

SEINER KONIGLICHEN HOHEIT DES GROSSHERZOGS VON LUXEMBURG,
DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK UNGARN,
DESPRASIDENTEN MALTAS,

IHRER MAJESTAT DER KONIGIN DER NIEDERLANDE,
DES BUNDESPRASIDENTEN DER REPUBLIK OSTERREICH,
DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK POLEN,

DES PRASIDENTEN DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK,
DES PRASIDENTEN RUMANIENS,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK SLOWENIEN,

DES PRASIDENTEN DER SLOWAKISCHEN REPUBLIK,

DER PRASIDENTIN DER REPUBLIK FINNLAND,
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DER REGIERUNG DES KONIGREICHS SCHWEDEN,

IHRER MAJESTAT DER KONIGIN DES VEREINIGTEN KONIGREICHS
GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND,

Vertragsparteien des Vertrags Uber die Europdische Union und des Vertrags Uber die
Arbeitsweise der Européischen Union, nachstehend ,, Mitgliedstaaten* genannt,

und DER EUROPAISCHEN UNION, nachstehend ,, Union* oder ,, EU* genannt,
einerseits und

die Bevollméachtigten

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK ANGOLA,

IHRER MAJESTAT DER KONIGIN VON ANTIGUA UND BARBUDA,
DES STAATSOBERHAUPTS DES COMMONWEALTH DER BAHAMAS,
DES STAATSOBERHAUPTS VON BARBADOS,

IHRER MAJESTAT DER KONIGIN VON BELIZE,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK BENIN,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK BOTSUANA,
DESPRASIDENTEN VON BURKINA FASO,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK BURUNDI,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK KAMERUN,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK KAP VERDE,

DES PRASIDENTEN DER ZENTRALAFRIKANISCHEN REPUBLIK,
DES PRASIDENTEN DER UNION DER KOMOREN,

DES PRASIDENTEN DER DEMOKRATISCHEN REPUBLIK KONGO,
DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK KONGO,

DER REGIERUNG DER COOKINSELN,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK COTE D’'IVOIRE,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK DSCHIBUTI,

DER REGIERUNG DES COMMONWEALTH DOMINICA,

DES PRASIDENTEN DER DOMINIKANISCHEN REPUBLIK,
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DES PRASIDENTEN DES STAATES ERITREA,

DES PRASIDENTEN DER DEMOKRATISCHEN BUNDESREPUBLIK ATHIOPIEN,
DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK FIDSCHI-INSELN,

DES PRASIDENTEN DER GABUNISCHEN REPUBLIK,

DES PRASIDENTEN UND DES STAATSOBERHAUPTS DER REPUBLIK GAMBIA,
DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK GHANA,

IHRER MAJESTAT DER KONIGIN VON GRENADA,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK GUINEA,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK GUINEA-BISSAU,

DES PRASIDENTEN DER KOOPERATIVEN REPUBLIK GUYANA,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK HAITI,

DES STAATSOBERHAUPTS VON JAMAIKA,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK KENIA,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK KIRIBATI,

SEINER MAJESTAT DES KONIGS DES KONIGREICHS LESOTHO,

DER PRASIDENTIN DER REPUBLIK LIBERIA,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK MADAGASKAR,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK MALAWI,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK MALI,

DER REGIERUNG DER REPUBLIK MARSHALLINSELN,

DES PRASIDENTEN DER ISLAMISCHEN REPUBLIK MAURETANIEN,
DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK MAURITIUS,

DER REGIERUNG DER FODERIERTEN STAATEN VON MIKRONESIEN,
DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK MOSAMBIK,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK NAMIBIA,

DER REGIERUNG DER REPUBLIK NAURU,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK NIGER,
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DES PRASIDENTEN DER BUNDESREPUBLIK NIGERIA,
DER REGIERUNG VON NIUE,
DER REGIERUNG DER REPUBLIK PALAU,

IHRER MAJESTAT DER KONIGIN DES UNABHANGIGEN STAATES PAPUA-
NEUGUINEA,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK RUANDA,

IHRER MAJESTAT DER KONIGIN VON ST. KITTSUND NEVIS,

IHRER MAJESTAT DER KONIGIN VON ST. LUCIA,

IHRER MAJESTAT DER KONIGIN VON ST. VINCENT UND DEN GRENADINEN,
DES STAATSOBERHAUPTS DES UNABHANGIGEN STAATES SAMOA,

DES PRASIDENTEN DER DEMOKRATISCHEN REPUBLIK SAO TOME UND
PRINCIPE,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK SENEGAL,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK SEYCHELLEN,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK SIERRA LEONE,

IHRER MAJESTAT DER KONIGIN DER SALOMONEN,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK SUDAFRIKA,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK SURINAME,

SEINER MAJESTAT DES KONIGS DES KONIGREICHS SWASILAND,
DES PRASIDENTEN DER VEREINIGTEN REPUBLIK TANSANIA,
DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK TSCHAD,

DES PRASIDENTEN DER DEMOKRATISCHEN REPUBLIK TIMOR-LESTE,
DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK TOGO,

SEINER MAJESTAT DESKONIGS VON TONGA,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK TRINIDAD UND TOBAGO,
IHRER MAJESTAT DER KONIGIN VON TUVALU,

DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK UGANDA,

DER REGIERUNG DER REPUBLIK VANUATU,
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DES PRASIDENTEN DER REPUBLIK SAMBIA,

DER REGIERUNG DER REPUBLIK SIMBABWE,

deren Staaten nachstehend als,, AKP-Staaten” bezeichnet werden,
andererseits,

die in Ouagadougou am zweiundzwanzigsten Juni des Jahres zweitausendzehn zur
Unterzeichnung des Abkommens zur zweiten Anderung des Partnerschaftsabkommens
zwischen den Mitgliedern der Gruppe der Staaten in Afrika, im Karibischen Raum und im
Pazifischen Ozean einerseits und der Européischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten
andererseits, unterzeichnet in Cotonou am 23. Juni 2000 und erstmals gedndert in Luxemburg
am 25. Juni 2005, zusammengetreten sind,

haben bel Unterzeichnung dieses Abkommens folgende dieser Schlussakte beigefiigte
Erklérungen angenommen:

Erklarung | | Gemeinsame Erklarung zur Unterstiitzung des Marktzugangs im Rahmen der
AKP-EG-Partnerschaft |

Erklarung 11 | Gemeinsame Erklarung zu Migration und Entwicklung (Artikel 13) |

Erklarung 111 | Erklarung der Européischen Union iber die institutionellen Anderungen
infolge des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon |

und stimmen des Weiteren Uberein, dass die folgenden bestehenden Erklarungen infolge der
Streichung des Annex V obsolet geworden sind:

Erklarung XXII: | Gemeinsame Erklarung zu den in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a des
Anhangs V genannten landwirtschaftlichen Erzeugnissen |

Erklarung XXII1: | Gemeinsame Erklérung zur Unterstiitzung des Marktzugangs im Rahmen
der AKP-EG-Partnerschaft |

Erklarung XXI1V: | Gemeinsame Erklérung zu Reis |
Erklarung XXV: | Gemeinsame Erklarung zu Rum |
Erklarung XXVI: | Gemeinsame Erklérung zu Rindfleisch |

Erklarung XXVII: | Gemeinsame Erklarung zur Regelung des Zugangs zu den Maérkten der
franzosischen Uberseeischen Departements fur die unter Artikel 1 Absatz 2 des Anhangs V
fallenden Ursprungswaren der AKP-Staaten |

Erklarung XXIX: | Gemeinsame Erklarung zu den unter die gemeinsame Agrarpolitik
fallenden Erzeugnissen |

Erklarung XXX: | Erklarung der AKP-Staaten zu Artikel 1 des AnhangsV |

Erklarung XXXI: | Erklérung der Gemeinschaft zu Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a des
AnhangsV |
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Erklarung XXXI1: | Gemeinsame Erkl&rung zum Diskriminierungsverbot |

Erklarung XXXII1: | Erklarung der Gemeinschaft zu Artikel 8 Absatz 3 des Anhangs'V |
Erklarung XXXIV: | Gemeinsame Erkl&rung zu Artikel 12 des AnhangsV |

Erklarung XXXV: | Gemeinsame Erklarung zu Protokoll Nr. 1 des Anhangs 'V |
Erklarung XXXV1: | Gemeinsame Erkl&rung zu Protokoll Nr. 1 des AnhangsV |

Erklarung XXXVII: | Gemeinsame Erklarung zu Protokoll Nr. 1 zu Anhang V zum Ursprung
von Fischereierzeugnissen |

Erklarung XXXVIII: | Erklarung der Gemeinschaft zu Protokoll Nr.1 zu AnhangV zur
Ausdehnung des K istenmeeres |

Erklarung XXXIX: | Erklérung der AKP-Staaten zu Protokoll Nr.1 zu AnhangV zum
Ursprung von Fischereierzeugnissen |

Erklarung XL: | Gemeinsame Erklarung zur Anwendung der Werttoleranzregel im
Thunfischsektor |

Erklarung XLI: | Gemeinsame Erkldrung zu Artikel 6 Absatz 11 des Protokolls Nr. 1 zu
Anhang V |

Erklarung XLII: | Gemeinsame Erklarung zu den Ursprungsregeln: Kumulierung mit
Sudafrika |

Erklarung XLII1: | Gemeinsame Erklarung zu Anhang |1 des Protokolls Nr. 1 zu Anhang V

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Bevollméchtigten ihre Unterschriften
unter dieses Abkommen gesetzt.
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ERKLARUNG |

Gemeinsame Erklarung zur Unterstitzung des Marktzugangs im Rahmen der AKP-EG-
Partnerschaft

Die Vertragsparteien erkennen den hohen Wert des praferenziellen Marktzugangs fur die
AKP-Volkswirtschaften und insbesondere fir den Grundstoffsektor und andere
agroindustrielle Sektoren an, die von entscheidender Bedeutung fur die wirtschaftliche und
soziale Entwicklung der AKP-Staaten sind und einen erheblichen Beitrag zu Beschéftigung,
Ausfuhrerl6sen und Staatseinnahmen leisten.

Die Vertragsparteien erkennen an, dass einige Sektoren mit Unterstiitzung der EU einen
Transformationsprozess durchlaufen, der darauf abzielt, die Wettbewerbsfahigkeit der
betreffenden AKP-Ausfuhrer auf dem EU-Markt und den internationalen Méarkten u. a. durch
die Entwicklung von Marken- und anderen hoherwertigen Produkten zu steigern.

Sie erkennen zudem an, dass dort, wo eine gréf3ere Handelsliberalisierung moglicherweise zu
tiefer greifenden Veradnderungen der Marktzugangsbedingungen fir AKP-Erzeuger fhrt, eine
zusétzliche Unterstitzung erforderlich sein kdnnte. Zu diesem Zweck kommen sie Uberein,
alle Mal3nahmen zu priifen, die zur Wahrung der Wettbewerbsposition der AKP-Staaten auf
dem EU-Markt notwendig sind. Die Prifung kénnte sich u. a. auf Ursprungsregeln, tier- und
pflanzengesundheitliche Mal3nahmen sowie die Durchfihrung spezifischer Mal3nahmen zur
Uberwindung angebotsseitiger Engpasse in den AKP-Staaten erstrecken. Ziel wird es sein,
den AKP-Staaten Moglichkeiten zu bieten, ihre vorhandenen und potenziellen komparativen
Vorteile auf dem EU-Markt zu nutzen.

Werden Hilfsprogramme ausgearbeitet und Ressourcen bereitgestellt, so kommen die
Vertragsparteien Uberein, in regelmalligen Absténden Evaluierungen vorzunehmen, um die
Fortschritte und Ergebnisse zu bewerten und tber die Durchfiihrung geeigneter zusétzlicher
Mal3nahmen zu entscheiden.

Der Paritétische Ministerausschuss fur Handelsfragen verfolgt die Umsetzung dieser
Erklarung, erstattet dem Ministerrat Bericht und legt diesem Empfehlungen vor.
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ERKLARUNG Il
Gemeinsame Erklarung zu Migration und Entwicklung (Artikel 13)

Die Vertragsparteien kommen Uberein, ihren Dialog und ihre Zusammenarbeit im Bereich der
Migration zu stdrken und zu vertiefen und dabel auf den folgenden drei Komponenten eines
umfassenden und ausgewogenen Ansatzes in der Frage der Migration aufzubauen:

1. Migration und Entwicklung, einschlief3dlich Fragen im Zusammenhang mit Diaspora-
Gemeinschaften, der Abwanderung von Fachkraften und Migrantentiberwei sungen;

2. legale Migration, einschliefdlich Zulassungsverfahren und Mobilitdt von Fachkréften
und Dienstleistungen; und

3. illegde  Migration, einschlieflich ~ Menschenschmuggel und  -handd,
Grenzmanagement und Rickibernahme.

Unbeschadet des derzeit geltenden Artikels 13 verpflichten sich die Vertragsparteien, die
Einzelheiten dieser verstarkten Zusammenarbeit im Migrationsbereich auszuarbeiten.

Sie kommen ferner Uberein, auf den rechtzeitigen Abschluss dieses Dialogs hinzuarbeiten und
dem AKP-EG-Ministerrat auf seiner néchsten Tagung Uber die erzielten Fortschritte Bericht
Zu erstatten.

ERKLARUNG Il

Erklarung der Europédischen Union uUber die ingtitutionellen Anderungen infolge des
Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon

Infolge des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon am 1. Dezember 2009 ist die
Europdische Union an die Stelle der Europaischen Gemeinschaft getreten und deren
Rechtsnachfolgerin geworden; von diesem Zeitpunkt an Ubt sie alle Rechte der Européischen
Gemeinschaft aus und tbernimmt al ihre Verpflichtungen. Daher sind alle Bezugnahmen auf
»die Europdische Gemeinschaft® im Wortlaut des Abkommens, soweit angemessen, als
Bezugnahmen auf ,, die Européische Union* zu lesen.

Die Europaische Union wird den AKP-Staaten einen Briefwechsel vorschlagen, um das

Abkommen mit den institutionellen Anc!garungen der Europaischen Union infolge des
Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon in Ubereinstimmung zu bringen.
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ANHANG I

Entwurf eines Schreibens an die AK P-Staaten

(an das AKP-Sekretariat)
Sehr geehrter Herr Préasident des Botschafterausschusses,

Im Einklang mit der Erkldrung Nr. IlI, die der in Ouagadougou am 22. Juni 2010 zur
Unterzeichnung des Abkommens zur zweiten Anderung des Partnerschaftsabkommens
zwischen den Mitgliedern der Gruppe der Staaten in Afrika, im Karibischen Raum und im
Pazifischen Ozean einerseits und der Européischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten
andererseits, unterzeichnet in Cotonou am 23. Juni 2000 und erstmals gedndert in Luxemburg
am 25. Juni 2005, unterzeichneten Schlussakte beigefugt ist, mochten die EU und ihre
Mitgliedstaaten die AKP-Staaten, die Vertragsparteien des Partnerschaftsabkommens sind,
Uber die folgenden Auswirkungen der durch den Vertrag von Lissabon eingefihrten
Anderungen auf die Auslegung bestimmter Ausdriicke und Bestimmungen des Abkommens
unterrichten:

(D) Alle Bezugnahmen auf die ,Europédische Gemeinschaft® im Wortlaut des
Abkommens gelten als Bezugnahmen auf die ,, Européische Union®.

2 Alle Bezugnahmen auf die , Delegationen der Européischen Kommission® und deren
Delegationdeiter gelten als Bezugnahmen auf die ,, Delegationen der Européischen
Union* und deren Delegationdleiter.

3 In Artikel 15 schliefdt der Ministerrat auch den Hohen Vertreter der Union fur die
AulRen- und Sicherheitspolitik und Vizeprasidenten der Européischen Kommission
ein, der den Vorsitz abwechselnd mit einem Mitglied der Regierung eines AKP-
Staates wahrnimmt.

4 In Artikel 16 schliefdt der Botschafterausschuss auch einen Vertreter des Hohen
Vertreters der Union fir die Auen- und Sicherheitspolitik ein, der den Vorsitz
abwechselnd mit einem Leiter der Mission eines AKP-Staates wahrnimmt, der von
den AKP-Staaten benannt wird.

Um sicherzustellen, dass die AKP-Staaten die Anderungen infolge des Vertrags von Lissabon
tatsachlich billigen, mdchte die Européische Union Sie darum bitten, zu bestétigen, dass die
Regierungen der AKP-Staaten mit dem Inhalt dieses Schreibens einverstanden sind.

Fir die Européische Union und ihre Mitgliedstaaten:
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	DER PRÄSIDENT MALTAS,
	IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE,
	DER BUNDESPRÄSIDENT DER REPUBLIK ÖSTERREICH,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK POLEN,
	DER PRÄSIDENT DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK,
	DER PRÄSIDENT RUMÄNIENS,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK SLOWENIEN,
	DER PRÄSIDENT DER SLOWAKISCHEN REPUBLIK,
	DIE PRÄSIDENTIN DER REPUBLIK FINNLAND,
	DIE REGIERUNG DES KÖNIGREICHS SCHWEDEN,
	DIE EUROPÄISCHE UNION, nachstehend „Union“ oder „EU“ genannt,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK ANGOLA,
	IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN VON ANTIGUA UND BARBUDA,
	DAS STAATSOBERHAUPT DES COMMONWEALTH DER BAHAMAS,
	DAS STAATSOBERHAUPT VON BARBADOS,
	IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN VON BELIZE,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK BENIN,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK BOTSUANA,
	DER PRÄSIDENT VON BURKINA FASO,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK BURUNDI,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK KAMERUN,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK KAP VERDE,
	DER PRÄSIDENT DER ZENTRALAFRIKANISCHEN REPUBLIK,
	DER PRÄSIDENT DER UNION DER KOMOREN,
	DER PRÄSIDENT DER DEMOKRATISCHEN REPUBLIK KONGO,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK KONGO,
	DER REGIERUNG DER COOKINSELN,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK CÔTE D’IVOIRE,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK DSCHIBUTI,
	DER REGIERUNG DES COMMONWEALTH DOMINICA,
	DER PRÄSIDENT DER DOMINIKANISCHEN REPUBLIK,
	DER PRÄSIDENT DES STAATES ERITREA,
	DER PRÄSIDENT DER DEMOKRATISCHEN BUNDESREPUBLIK ÄTHIOPIEN,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK FIDSCHI-INSELN,
	DER PRÄSIDENT DER GABUNISCHEN REPUBLIK,
	DER PRÄSIDENT UND DAS STAATSOBERHAUPT DER REPUBLIK GAMBIA:
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK GHANA,
	IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN VON GRENADA,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK GUINEA,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK GUINEA-BISSAU,
	DER PRÄSIDENT DER KOOPERATIVEN REPUBLIK GUYANA,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK HAITI,
	DAS STAATSOBERHAUPT VON JAMAIKA,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK KENIA,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK KIRIBATI,
	SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DES KÖNIGREICHS LESOTHO,
	DER PRÄSIDENTIN DER REPUBLIK LIBERIA,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK MADAGASKAR,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK MALAWI,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK MALI,
	DIE REGIERUNG DER REPUBLIK MARSHALLINSELN,
	DER PRÄSIDENT DER ISLAMISCHEN REPUBLIK MAURETANIEN,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK MAURITIUS,
	DIE REGIERUNG DER FÖDERIERTEN STAATEN VON MIKRONESIEN,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK MOSAMBIK,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK NAMIBIA,
	DER REGIERUNG DER REPUBLIK NAURU,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK NIGER,
	DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK NIGERIA,
	DIE REGIERUNG VON NIUE,
	DIE REGIERUNG DER REPUBLIK PALAU,
	IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DES UNABHÄNGIGEN STAATES PAPUA-NEUGUINEA,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK RUANDA,
	IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN VON ST. KITTS UND NEVIS:
	IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN VON ST. LUCIA,
	IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN VON ST. VINCENT UND DEN GRENADINEN,
	DAS STAATSOBERHAUPT DES UNABHÄNGIGEN STAATES SAMOA,
	DER PRÄSIDENT DER DEMOKRATISCHEN REPUBLIK SÃO TOMÉ UND PRÍNCIPE,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK SENEGAL,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK SEYCHELLEN,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK SIERRA LEONE,
	IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER SALOMONEN,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK SÜDAFRIKA,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK SURINAME,
	SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DES KÖNIGREICHS SWASILAND,
	DER PRÄSIDENT DER VEREINIGTEN REPUBLIK TANSANIA,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK TSCHAD,
	DER PRÄSIDENT DER DEMOKRATISCHEN REPUBLIK TIMOR-LESTE,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK TOGO,
	SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG VON TONGA,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK TRINIDAD UND TOBAGO,
	IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN VON TUVALU,
	DER PRÄSIDENT DER REPUBLIK UGANDA,
	DER REGIERUNG DER REPUBLIK VANUATU,
	DES PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK SAMBIA,
	DER REGIERUNG DER REPUBLIK SIMBABWE,
	WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:
	A. PRÄAMBEL
	B. WORTLAUT DER ARTIKEL DES ABKOMMENS VON COTONOU
	(3) Anhang IV, in der durch den Beschluss Nr. 3/2008 des AKP-EG-Ministerrats vom 15. Dezember 2008 geänderten Fassung, wird wie
	(4) Anhang V und die dazu gehörigen Protokolle werden gestrichen.
	(5) Anhang VII, Artikel 3 Absatz 4 erhält folgende Fassung:
	D. PROTOKOLLE
	ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter dieses Abkommen gesetzt.

